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Vorbemerkungen

Die Veroffentlichung dieses Prifungsergebnisses obliegt —nach Vorlage an das
satzungsgebende Organ (den Vertretungskorper) — der gesetzlichen beruflichen
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stellt der RH das Prifungsergebnis und in einem weiteren Dokument den Inhalt
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allfallige inhaltliche Auseinandersetzung des RH mit einzelnen Punkten der Stellung-
nahme auf seiner Website www.rechnungshof.gv.at bereit.
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Arztekammer fiir Wien — Kammerverwaltung und Wohlfahrtsfe

Der Gesetzgeber richtete die Landesarzte-
kammern als Selbstverwaltungskérper ein.
Diese hatten die gesetzlich festgelegten
Aufgaben im Interesse ihrer Kammeran-
gehorigen —mit deren Pflichtbeitragen sie
sich finanzierten — wahrzunehmen. Dabei
waren sie im Grunde autonom und konn-
ten auch privatwirtschaftlich tatig werden,
solange sie die Gesetze sowie die Grundsat-
ze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit
berlcksichtigten. Bei privatwirtschaftlichen
Tatigkeiten bedeutete dies auch, deren Risi-
ken zu beurteilen und transparent festzule-
gen, wie damit strategisch umzugehen war.

BETEILIGUNGEN

Far den Erwerb von Beteiligungen fehl-
ten der Arztekammer fir Wien solche
strategischen Festlegungen in Form einer
Beteiligungspolitik und auch das Bewusst-
sein fur ein Beteiligungsmanagement. Mit
dem urspringlichen Ziel, eine Gesellschaft
zum Handel mit Ordinationsbedarf zu
grinden, weitete die Kurie flr niederge-
lassene Arztinnen und Arzte ihre Beteili-
gungen innerhalb von drei Jahren von einer
gemeinnUtzigen GmbH auf eine Holding-
struktur mit insgesamt fiinf Gesellschaften
aus —vier davon gewinnorientiert. Diese
Entwicklung war stark durch externe, von
der Kurie beauftragte Berater gepragt, die
davon spater mit Geschaftsfihrungs— und
Beiratstatigkeiten fir die Gesellschaf-
ten profitierten. Trotz zahlreicher Bera-
tungsdienstleistungen externer Personen
wurden keine Konzepte fir ein Beteili-
gungsmanagement erstellt und ein solches
auch nicht eingerichtet. Dies erschwerte es
der Kurie, Versaumnisse der Geschaftsfiih-
rung (keine Unternehmensstrategie, kein
Businessplan) insbesondere in einer ihrer
Beteiligungen, der ArzteEinkaufsService
Equip4 Ordi GmbH, zu erkennen und recht-
zeitig steuernd einzugreifen.




KAMMERVERWALTUNG

Die Summe der Ergebnisse (Jahresiber-
schuss bzw. —fehlbetrag) der Jahre 2017
bis 2022 war mit insgesamt 2,44 Mio. EUR
positiv. Die Arztekammer fiir Wien wies die
JahresUberschisse der Jahre 2017, 2019
und 2020 bis auf einen Betrag von jahrlich
rd. 10.000 EUR der Ricklage Kampf— und
Aktionsfonds zu und erhohte damit das
Eigenkapital der Kammerverwaltung um
2,83 Mio. EUR. Zur Abdeckung des Jah-
resfehlbetrags von 2021 loste sie einen
Teil der Ricklage wieder auf. Die genauen
Zwecke des Kampf— und Aktionsfonds und
Regeln flr dessen Mittelverwendung hatte
die Arztekammer fiir Wien nicht festgelegt.
Im Zeitraum 2017 bis 2022 verwendete sie
— insbesondere fiir Offentlichkeitsarbeit —
12,73 Mio. EUR aus dieser Ricklage. Diese
Mittelverwendungen beruhten auf Mehr-
heitsbeschlissen des Kammervorstands
und waren nicht Teil der Jahresvoranschla-
ge, die gemiR Arztegesetz 1998 von der
Vollversammlung zu beschliefsen waren.

Das Kammervermogen betrug im Zeit-
raum 2017 bis 2022 44,09 Mio. EUR
(2021) bzw. 49,25 Mio. EUR (2017) und
bestand vor allem aus Wertpapieren sowie
Guthaben bei Kreditinstituten. Uber stra-
tegische Festlegungen fir die Veranlagung
ihres Vermogens und das damit verbun-
dene Risiko verfiigte die Arztekammer fir
Wien nicht.

Im Zeitraum 2017 bis 2022 stiegen die
betrieblichen Aufwendungen der Arzte-
kammer fir Wien mit 47 % starker als die
Ertrage mit 35 %, vor allem durch den
Anstieg des Personalaufwands um 72,1 %.
Dieser Anstieg war vorwiegend auf die

Beschaftigung von zusatzlichem Personal
zurlckzufihren — gemessen in Vollzeitaqui-
valenten (VZA) ein Plus von 38,4 % — und
auf eine Erhohung des durchschnittlichen
Jahresbruttogehalts je VZA um 33,3 %.
Letztere war auf eine deutliche Zunahme
der Leitungs— und Verwendungszulagen
(+178,4 %) und der Aufwendungen fur Pra-
mien (+623,4 %) zurlckzufihren, fir deren
Gewahrung transparente Kriterien fehlten.

WOHLFAHRTSFONDS

Der Wohlfahrtsfonds der Arztekammer
fir Wien erzielte in den Jahren 2017 bis
2022 insgesamt ein positives Ergebnis von
450,94 Mio. EUR und verfligte Uber deut-
lich mehr Vermogen als zur Zeit der letzten
Gebarungsuiberprifung im Jahr 2010. Teil
dieses Vermogens war auch eine Immobi-
lie, die mit einem endfalligen Kredit in Hohe
von 343,69 Mio. EUR finanziert war, was
einem Drittel des gesamten Vermdgens des
Wohlfahrtsfonds entsprach.

Im Uberpriiften Zeitraum stieg die Zahl der
Pensionsbeziehenden in hdherem Aus-
mal als die Zahl der Beitragszahlenden;
eine Verstarkung dieser Tendenz war zu
erwarten. Dennoch beurteilten versiche-
rungsmathematische Prognosen die wirt-
schaftliche Lage des Umlageverfahrens
bis zum Jahr 2073 als stabil, was unter der
Annahme bestimmter Parameter nachvoll-
ziehbar war. Wie die negativen Veranla-
gungsergebnisse in den Jahren 2018, 2020
und vor allem 2022 (-66,29 Mio. EUR) aber
zeigten, waren positive Veranlagungser-
gebnisse nicht garantiert und daher auch
die Moglichkeit, die geplante Entwicklung
auf diese Weise sicherzustellen, potenziell
eingeschrankt.
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WIRKUNGSBEREICH
Arztekammer fir Wien

Arztekammer fiir Wien — Kammerverwaltung
und Wohlfahrtsfonds

Prafungsziel

Der RH Uiberpriifte von Dezember 2022 bis Juni 2023 die Arztekammer fir Wien mit
den Schwerpunkten Kammerverwaltung und Wohlfahrtsfonds.

Prufungsziel war es,

die Entwicklung der Gebarung und ausgewahlte Aspekte der Organisation der
Kammerverwaltung sowie
die Entwicklung der Gebarung und des Vermogens des Wohlfahrtsfonds

zu beurteilen. Dabei befasste sich der RH insbesondere mit der langfristigen
Absicherung dieses Versorgungssystems.

Der Uberpriifte Zeitraum umfasste im Wesentlichen die Jahre 2017 bis 2022. Teil-
weise berlcksichtigte der RH auch friihere und aktuellere Entwicklungen.

Kurzfassung
Grundlagen

Der Gesetzgeber richtete die Landesarztekammern als Selbstverwaltungskdrper ein.
Diese hatten die gesetzlich festgelegten Aufgaben im Interesse ihrer Kammerange-
horigen — mit deren Pflichtbeitrdgen sie sich finanzierten — wahrzunehmen. Dabei
waren sie im Grunde autonom und konnten auch privatwirtschaftlich tatig werden,
solange sie die Gesetze und die Grundsédtze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit
berlcksichtigten. Bei privatwirtschaftlichen Tatigkeiten bedeutete dies auch, deren
Risiken zu beurteilen und transparent festzulegen, wie damit strategisch umzugehen
war. In der Arztekammer fiir Wien fehlten solche strategischen Festlegungen fir
Beteiligungen in Form einer Beteiligungspolitik. Die satzungsmalRige Festlegung
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eines maximalen Immobilienanteils am Vermdgen des Wohlfahrtsfonds von 50 %
hob die Arztekammer fiir Wien Ende 2021 wieder auf. (TZ 2, TZ 3)

Vor dem Hintergrund der fir die Selbstverwaltung erforderlichen demokratischen
Legitimation legte das Arztegesetz 1998 neben den Aufgaben der Landesarztekam-
mern auch die Aufgaben der daflir zustdndigen Organe fest. Eine kammerinterne
Verlagerung von Zustandigkeiten von der Vollversammlung auf den Kammervor-
stand war daher grundsatzlich nicht zul3ssig. Dennoch budgetierte die Arztekammer
fir Wien in den Jahren 2017 bis 2022 insgesamt 12,73 Mio. EUR, die insbesondere
fur Offentlichkeitsarbeit verwendet wurden, nicht im von der Vollversammlung zu
beschliefenden Jahresvoranschlag, sondern entnahm diese Mittel dem Kampf—und
Aktionsfonds. Diese Riicklage war nicht Teil des Budgets. Uber deren Verwendung
entschied der Kammervorstand mit Mehrheitsbeschluss. (TZ 3, TZ 7, TZ 14)

Gebarung der Kammerverwaltung

Im Zeitraum 2017 bis 2022 erwirtschaftete die Kammerverwaltung der Arztekam-
mer flr Wien im Jahr 2021 einen Jahresfehlbetrag; das Betriebsergebnis war in den
Jahren 2018, 2019 und 2021 negativ. Die Summe der Ergebnisse (Jahrestberschuss
bzw. —fehlbetrag) der Jahre 2017 bis 2022 war mit insgesamt 2,44 Mio. EUR positiv.
(TZ5)

Die betrieblichen Ertrage der Kammerverwaltung stiegen im Zeitraum 2017 bis 2022
um 35 %. Davon machten 96 % die Kammerumlagen aus, die sichvon 17,23 Mio. EUR
im Jahr 2017 auf 22,85 Mio. EUR im Jahr 2022 erhdhten. Jener Teil, den die Arzte-
kammer fir Wien von ihren Kammerangehérigen fir die Osterreichische Arztekam-
mer einhob, Uberstieg die tatsdchlichen Aufwendungen (vorgeschriebene Umlage)
in den Jahren 2017 bis 2022 um jahrlich rd. 650.000 EUR. Die ab Juli 2021 geltende
Haushaltsordnung der Arztekammer fiir Wien sah vor, dass diese Mehreinnahmen
dem Kammervermdgen zuflossen. Das Kammervermégen bestand vor allem aus
Wertpapieren sowie Guthaben bei Kreditinstituten; Gber strategische Festlegungen
flr die Veranlagung ihres Vermogens und das damit verbundene Risiko verfligte die
Arztekammer fir Wien nicht. (TZ 6, TZ 9)

Die Aufwendungen stiegen im selben Zeitraum mit 47 % starker als die Ertrage. Dies
war zum einen auf den besonders starken Anstieg der grofiten Aufwandsposition
— des Personalaufwands (ohne Pensionen) —um 72 % zurtckzufihren. Zum anderen
stiegen auch die Aufwendungen fir Organe, u.a. aufgrund der Ausweitung der
dotierten Referate von 25 (2017) auf 46 (2022). Auf eine grolRe Steigerung nach der
Arztekammerwahl 2017 von 55 % (2016 bis 2018) folgte nach der Wahl 2021 eine
leichte Reduktion der Aufwendungen fir Organe von 6 % (2021 bis 2022). (TZ7,
TZ8)
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Personal des Kammeramts

Der starke Anstieg des Personalaufwands in den Jahren 2017 bis 2022 war zum
einen auf die Beschéftigung von zusatzlichem Personal in bestimmten Bereichen
— gemessen in Vollzeitaquivalenten (VZA) ein Plus von 38,4 % — zuriickzufihren.
Zum anderen erhohte sich das durchschnittliche Jahresbruttogehalt je VZA um
33,3 %. Die Steigerung des Verbraucherpreisindex lag im Zeitraum 2017 bis 2022 bei
17,2 %. Die Erhéhung des durchschnittlichen Jahresbruttogehalts je VZA stand u.a.
in Zusammenhang mit einer deutlichen Zunahme der Leitungs— und Verwendungs-
zulagen (+178,4 %) und der Aufwendungen fir Pramien (+623,4 % aufgrund der
EinfGhrung einer Teuerungspramie im Jahr 2022), fir deren Gewahrung ein System
mit transparenten Kriterien fehlte. (TZ 10, TZ 11)

Trotz des allgemeinen Personalanstiegs auf 105 Bedienstete blieben die Personal-
ressourcen im Bereich Rechnungswesen im Zeitraum 2017 bis 2022 unverandert,
obwohl dieser Bereich mit der Digitalisierung und Dokumentation der wesentlichen
Prozessablaufe sowie dem Aufbau und Betrieb eines Internen Kontrollsystems (IKS)
stark gefordert war. Unter anderem deshalb war die Einfihrung eines IKS fir den
Bereich der Kammerverwaltung mit Stand Mai 2023 noch offen. (TZ 11, TZ 26)

Auch die Resturlaubstage (+114,1%) und damit die Urlaubsrickstellungen
(+127,2 %) stiegen von 2017 bis 2022 im Vergleich zu den VZA (+38,4 %) tberpro-
portional an. Zusatzlich zu den hohen Rickstellungsdotierungen belastete auch die
Auszahlung nicht konsumierter Urlaubstage das Ergebnis der Arztekammer fiir
Wien. (TZ 12)

Nebenbeschaftigungen ihrer Bediensteten erhob die Arztekammer fiir Wien nicht
regelmaRig. Sie holte nur bei jenen Bediensteten jahrlich Auskunft Gber bestehende
Nebenbeschéftigungen ein, die bereits eine oder mehrere Nebenbeschaftigungen
gemeldet hatten. (TZ 13)

Offentlichkeitsarbeit

Die Arztekammer fir Wien verfiigte tiber keine iibergeordnete Strategie fiir ihre
Offentlichkeitsarbeit. In den Jahren 2017 bis 2020 schaltete sie Inserate um insge-
samt 2,65 Mio. EUR, um die ,positive Zusammenarbeit mit Medien noch weiter” zu
intensivieren. Sie stellte diese Schaltungen ab dem Jahr 2021 aber wieder Gberwie-
gend ein. Kampagnen finanzierte die Arztekammer fir Wien groRteils aus dem
Kampf-und Aktionsfonds. Dies selbst dann, wenn es sich dabei um wiederkehrende
Kampagnen handelte, die grundsatzlich plan— und budgetierbar waren. Ein Zusam-
menhang zwischen dem Kampf—und Aktionsfonds und seiner Mittelverwendung fir
eine wiederkehrende Kampagne war flr den RH nicht erkennbar. (TZ 14)
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Beteiligungen

Das Fehlen strategischer Festlegungen in Form einer Beteiligungspolitik flhrte
innerhalb von drei Jahren zu einer Ausweitung der Beteiligungen der Kurie fiir
niedergelassene Arztinnen und Arzte von einer gemeinniitzigen GmbH, die den
Arztefunkdienst Wien betrieb, auf eine Holdingstruktur mit insgesamt finf Ge-
sellschaften —vier davon gewinnorientiert. Urspringliches Ziel war, eine Gesell-
schaft zum Handel mit Ordinationsbedarf (ab April 2021 ArzteEinkaufsService —
Equip4 Ordi GmbH) zu grinden.

Diese Entwicklung war stark von externen Beratern getrieben, die von der Betrau-
ung mit damit verbundenen Abwicklungsvorgangen sowie spater mit Geschaftsfih-
rungs— und Beiratstatigkeiten fiir die Gesellschaften profitierten. Da die Arztekam-
mer fir Wien weder ein Beteiligungsmanagement (keine Eigentimerstrategie und
kein Berichtswesen) einrichtete noch ein Bewusstsein dafir entwickelte, war es ihr
nicht moglich, die Versdumnisse der Geschéaftsfiihrung der ArzteEinkaufs-
Service — Equip40rdi GmbH (keine Unternehmensstrategie, kein Businessplan, ab
2020 obsoletes Geschaftsmodell) vor ihrem Bekanntwerden zu erkennen und recht-
zeitig steuernd einzugreifen. (TZ 15, TZ 16)

Neben den Beteiligungen der Kurie fiir niedergelassene Arztinnen und Arzte verfligte
die Arztekammer fiir Wien selbst (iber zwei Beteiligungen — eine im Alleineigentum
und eine weitere im Minderheitseigentum. (TZ 2)

Wohlfahrtsfonds

Der Wohlfahrtsfonds erzielte in den Jahren 2017 bis 2022 insgesamt ein positives
Ergebnis von 450,94 Mio. EUR, sowohl aus einem Uberschuss der Beitrage tber die
Leistungen als auch aus einem insgesamt positiven Veranlagungsergebnis. (TZ 18)

Dem Wohlfahrtsfonds stand deutlich mehr Vermogen zur Verfligung als zur Zeit der
letzten Gebarungsiberprifung im Jahr 2010. Die Arztekammer fiir Wien veranlagte
das Vermdgen des Wohlfahrtsfonds fast ausschlielRlich in Wertpapiere und Immobi-
lien. Die Arztekammer fiir Wien hob Ende 2021 jene strategische Festlegung auf, die
den Immobilienanteil am Vermogen des Wohlfahrtsfonds mit 50 % begrenzte.
Ende 2022 betrug der Immobilienanteil am Vermégen 56 % bzw. rd. 812 Mio. EUR.
Seit Ende 2017 war das Immobilienvermogen daher um 631 Mio. EUR gewachsen,
wobei die Arztekammer fiir Wien vier neue Immobilien um rd. 391 Mio. EUR erwarb
und ihr Immobilienvermégen auf Basis von Verkehrswertgutachten um
rd. 240 Mio. EUR aufwertete. Teil des Immobilienvermégens war auch eine Immobi-
lie, die mit einem endfélligen Kredit in Hohe von 343,69 Mio. EUR — besichert durch
die restlichen Immobilien des Wohlfahrtsfonds — finanziert war. Die Krediththe
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entsprach einem Drittel des gesamten Vermdgens des Wohlfahrtsfonds. Die Arzte-
kammer fir Wien erlie zwar im Jahr 2021 eine Richtlinie fir den Erwerb von Immo-
bilien, bezog aber laufende Sanierungen zur Werterhaltung bzw. Wertsteigerung der
Immobilien nicht mit ein und definierte darin auch keine Obergrenzen fiir den
Ankaufspreis bzw. fir den Wert einzelner Immobilien. (TZ 21, TZ 23)

Die Rendite des Masterfonds, in dem die Wertpapiere zu einem Gberwiegenden Teil
veranlagt waren, schwankte und war in drei von sechs Jahren des tGberpriften Zeit-
raums 2017 bis 2022 negativ, insbesondere im Jahr 2022. (TZ 20)

Im Uberpriften Zeitraum stieg die Zahl der Pensionsbeziehenden in héherem
AusmaR als die Zahl der Beitragszahlenden. Eine Verstarkung dieser Tendenz mit
héheren Leistungsauszahlungen als Beitragseinnahmen war zu erwarten. Versiche-
rungsmathematische Prognosen beurteilten die wirtschaftliche Lage des Umlage-
verfahrens bis zum Jahr 2073 als stabil, was unter der Annahme bestimmter
Parameter nachvollziehbar war. Wie die negativen Veranlagungsergebnisse in den
Jahren 2018, 2020 und vor allem 2022 (-66,29 Mio. EUR) zeigten, waren positive
Veranlagungsergebnisse nicht garantiert und daher auch die Moglichkeit, die
geplante Entwicklung auf diese Weise sicherzustellen, potenziell eingeschrankt.
(1218, 72 23)

Die Arztekammer fiir Wien hatte die Einhebung aller Umlagen und Beitrage sowie
die Auszahlung der Leistungen seit fast 30 Jahren einem externen Fondsverwalter
Ubertragen. Ihr war zumindest seit 2017 bekannt, dass dieser den Vertrag nicht
ordnungsgemaR erfiillte. Zwar setzte die Arztekammer fir Wien MaRnahmen, die
geeignet sein konnten, das mit dem Vertrag verbundene Risikopotenzial zu mindern,
etwa Risikoanalysen, ein zur Zeit der Gebarungsiberprifung noch nicht fertigge-
stelltes Handbuch mit Vorgaben zur Vertragserfillung und die Vereinbarung eines
Vorkaufsrechts flr den Teilbetrieb der administrativen Abwicklung des Wohlfahrts-
fonds und der Kammerumlage bei Vertragsbeendigung durch den externen Fonds-
verwalter. Diese waren aber mitunter erst langfristig umsetzbar. Eine Berech-
nungsgrundlage fur die im November 2020 beschlossene Aufteilung der Verwal-
tungskosten zwischen Kammerverwaltung und Wohlfahrtsfonds fehlte. (TZ 24,
TZ 25)

Kontrolle

In der Arztekammer fiir Wien lagen nicht alle Elemente eines funktionierenden IKS
vor, obwohl ein solches schon seit Jahren geplant war. Das Kammeramt hatte einen
Prozess zur Einrichtung eines kammerinternen IKS begonnen und arbeitete an der
Digitalisierung und Dokumentation der wesentlichen Prozessabldaufe. Dennoch blie-
ben die Personalressourcen des Bereichs Rechnungswesen im Zeitraum 2017
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bis 2022 unverandert, wahrend die Personalressourcen im Kammeramt insgesamt
um 38,4 % stiegen. (TZ 26)

Im Bereich des Wohlfahrtsfonds gab es eine Risikokontrollmatrix. Diese war aber auf
jene grundsatzlichen Risiken beschrankt, die mit der Verwaltung des Wohlfahrts-
fonds und der Abwicklung der Kammerumlage durch einen externen Fondsverwal-
ter verbunden waren. Eine Analyse der Risiken, die in der operativen Abwicklung
durch den externen Fondsverwalter entstehen konnten, fehlte. Das Kammeramt
arbeitete gemeinsam mit dem externen Fondsverwalter an einem Handbuch zur
Dokumentation der verschiedenen Prozesse, die Voraussetzung fir eine solche Risi-
koanalyse waren. (TZ 26)

Die Arztekammer fiir Wien beauftragte freiwillig jdhrlich ein Wirtschaftspriifungsun-
ternehmen, sowohl den Jahresabschluss der Kammerverwaltung als auch jenen des
Wohlfahrtsfonds unter Einbeziehung der Buchfiihrung gemal §§ 269 ff. Unterneh-
mensgesetzbuch zu prifen. Nach einem Zeitraum von mehr als zehn Jahren wech-
selte sie erstmals das beauftragte Unternehmen. (TZ 27)



Resimee

Nachstehende Abbildung fasst die wesentlichen Erkenntnisse zur Kammerverwal-
tung und zum Wobhlfahrtsfonds der Arztekammer fiir Wien zusammen:

Abbildung 1:  Kammerverwaltung und Wohlfahrtsfonds der Arztekammer fiir Wien im Uberblick
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Auf Basis seiner Feststellungen hob der RH folgende Empfehlungen an die Arzte-
kammer fir Wien hervor:

ZENTRALE EMPFEHLUNGEN

¢ Angesichts des im Zeitraum 2017 bis 2022 héheren Anstiegs der Aufwendun-
gen im Vergleich zum Anstieg der Ertrage, angesichts des Jahresfehlbetrags im
Jahr 2021 und des knappen Uberschusses im Jahr 2022 wire verstérkt auf eine
wirtschaftliche Fiihrung der Kammerverwaltung zu achten. (TZ 5)

 In die Personalplanung waren strategische Uberlegungen zum Personalbedarf
aufzunehmen; dies mit dem Ziel, die internen Leitungsstrukturen zu optimie-
ren, die erforderlichen Ressourcen fiir wichtige Projekte sicherzustellen sowie
Uberstundenleistungen zu reduzieren. (TZ 11)

* Firdie Beteiligungen der Arztekammer fiir Wien und jene ihrer Kurien ware ein
Beteiligungsmanagement einzurichten, um Gber laufende Informationen tber
die verfolgten Ziele, Risiken, die Unternehmenslage und —entwicklung sowie
den Stand der Zielerreichung zu verfiigen. Dies mit dem Ziel, die Eigentimer-
rolle aktiv wahrnehmen, Risiken steuern und die Kammerangehorigen infor-
mieren zu kénnen. (TZ 16)

¢ Beider Anpassung der Beitrage und Leistungen waren weiterhin die langfristige
Stabilitat des Wohlfahrtsfonds unter Wahrung der Generationengerechtigkeit
und ein ausgewogenes Beitrags—Leistungs—Verhaltnis sicherzustellen. (TZ 18)

¢ Bezogen auf das Umlageverfahren des Wohlfahrtsfonds ware zu priifen, ob sich
Entscheidungen Uber notige Beitragserhdhungen und mogliche Leistungserho-
hungen am versicherungsmathematisch ermittelten Deckungsgrad orientieren
kénnten. (TZ 19)



Zahlen und Fakten zur Prifung

Arztekammer fiir Wien — Kammerverwaltung und Wohlfahrtsfonds

Bundes—Verfassungsgesetz (B—VG), BGBI. 1/1930i.d.g.F.

Bundesgesetz Uber die Auslibung des arztlichen Berufes und die Standesvertretung
der Arzte (Arztegesetz 1998), BGBI. |1 169/1998 i.d.g.F.

Rechtsgrundlagen (Auswahl) i o R . )
Satzung der Arztekammer fir Wien, zuletzt gedandert mit 21. Juni 2023

Satzung des Wohlfahrtsfonds der Arztekammer fiir Wien, zuletzt gedndert
mit 15. Juni 2023

2017 2018 2019 2020 2021 2022 z\/cf{;nb?:;%ggz
Kammerverwaltung
in Mio. EUR in %
Ertrage 18,31 20,06 20,35 21,28 22,14 24,61 34,4
Aufwendungen 16,89 20,05 20,08 20,12 22,57 24,59 45,6
Jahresuberschuss bzw. —fehlbetrag 1,42 0,01 0,28 1,16 -0,43 0,01 -99,2
Bilanzsumme 48,50 45,64 46,16 49,25 44,09 46,15 -4,8
Anzahl in%
fzaur;”];if::j;ge 15904 16274 16670  17.065  17.496  17.870 12,4
faer:‘:;”;:r(;/rfs”cfri]tiitq)“iva'e”te im 64,3 68,8 72,9 79,6 86,3 89,0 38,4
Wohlfahrtsfonds
in Mio. EUR in%
Beitrage 84,42 92,15 100,01 11864 122,07 12426 47,2
Leistungen 49,33 52,18 56,84 61,86 69,05 76,00 54,1

Veranlagungsergebnis ohne

o 11,61 -16,20 46,51 -22,05 45,10 -66,29 -
Neubewertung der Immobilien

Neubewertung der Immobilien 0,00 83,29 0,00 0,00 159,36 0,00 -
Sonstigest -2,14 -2,40 -3,51 -3,71 -2,59 -2,34 9,2
éﬂ‘g’ﬁ;sge”f () bzw. Auflsung (+) 0,00 0,00 0,00 0,00 -100,00  +50,00 -
Gebarungsergebnis 44,56 104,67 86,17 31,02 154,89 29,63 -
Eggtggg;kap”a' inklusive 680,32 784,98 871,15 902,17 1.157,06 1.136,69 67,1
Anzahl (Stichtag 31. Dezember) in %
Beitragszahlende? 11.074 11.252 11.533 11.852 12.122 12.368 11,7
Pensionsbeziehende? 2.238 2.430 2.635 2.865 3.065 3.282 46,6
Rundungsdifferenzen méglich Quelle: Arztekammer fiir Wien

' Verwaltungsaufwand und Ergebnis des Fiirsorgefonds
2 berufstitige Arztinnen und Arzte, die Beitrage fiir den Wohlfahrtsfonds leisten
3 nicht mehr berufstatige Arztinnen und Arzte, die Leistungen aus dem Wohlfahrtsfonds beziehen (ohne anspruchsberechtigte Hinterbliebene)
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Priafungsablauf und —gegenstand

(1) Der RH (iberprifte von Dezember 2022 bis Juni 2023 die Arztekammer fiir Wien'
mit den Schwerpunkten Kammerverwaltung und Wohlfahrtsfonds.

Prufungsziel war es,

die Entwicklung der Gebarung und ausgewdhlte Aspekte der Organisation der
Kammerverwaltung sowie
die Entwicklung der Gebarung und des Vermdégens des Wohlfahrtsfonds

zu beurteilen. Dabei befasste sich der RH insbesondere mit der langfristigen Ab-
sicherung dieses Versorgungssystems.

Der Uberprifte Zeitraum umfasste im Wesentlichen die Jahre 2017 bis 2022. Teil-
weise bericksichtigte der RH auch friihere und aktuellere Entwicklungen.

(2) Parallel zur Gebarungstiberpriifung durch den RH fanden in der Arztekammer fir
Wien Ermittlungen durch die Staatsanwaltschaft sowie eine Priifung der Magistrats-
abteilung 40 der Stadt Wien in ihrer Funktion als Rechtsaufsichtsbehdrde statt.
Gegenstand dieser Ermittlungen waren angebliche UnregelméaRigkeiten (u.a. unge-
rechtfertigte Pramienzahlungen sowie fragwlrdige Kreditgeschafte) rund um die
ArzteEinkaufsService — Equip4Ordi GmbH, eine Einkaufsplattform fiir Ordinations-
bedarf im Eigentum der Kurie fiir niedergelassene Arztinnen und Arzte der Arzte-
kammer fir Wien. Die Gesellschaft stellte im Méarz 2023 den Betrieb ein, weil sie
laut einer von der Arztekammer fiir Wien beauftragten Analyse nicht mehr wirt-
schaftlich zu betreiben gewesen sei. Die Unternehmen der Arztekammer fir Wien
und der Kurie fiir niedergelassene Arztinnen und Arzte der Arztekammer fiir Wien
waren nicht Gegenstand der Uberpriifung durch den RH. Im Rahmen seiner Geba-
rungsiberprifung beurteilte der RH jedoch das Beteiligungsmanagement der Arzte-
kammer fir Wien und das mit den Beteiligungen verbundene Risiko (TZ 15, TZ 16).

(3) Gemalk Art. 127b Bundes—Verfassungsgesetz? und § 20a Rechnungshofge-
setz 19483 ist der RH befugt, die Gebarung der gesetzlichen beruflichen Vertretun-
gen zu Uberprifen, zu denen auch die Landesarztekammern und damit die
Arztekammer fiir Wien zahlen. Der RH hat das Ergebnis seiner Uberprifung der
Prasidentin bzw. dem Prasidenten der Arztekammer fiir Wien als Vorsitzende bzw.

Der Vorstand der Arztekammer fiir Wien beschloss im Herbst 2024, fiir den 6ffentlichen Auftritt die Bezeich-
nung ,Kammer fir Arztinnen und Arzte in Wien” zu nutzen. Der RH verwendet im vorliegenden Priifungser-
gebnis einheitlich die in § 65 Abs. 1 Arztegesetz 1998 fiir Landesarztekammern festgelegte Bezeichnung
LArztekammer fiir .. mit einem Zusatz fir das jeweilige Land.

BGBI. 1/1930i.d.g.F.
BGBI. 144/1948 i.d.g.F.
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Vorsitzender ihres satzungsgebenden Organs, der (Erweiterten) Vollversammlung?,
und gleichzeitig der Aufsichtsbehorde bekannt zu geben. Die Prasidentin bzw. der
Prasident der Arztekammer fiir Wien hat die Veroffentlichung des Berichts zu veran-
lassen. Nach dieser Verdffentlichung durch die Arztekammer fiir Wien stellt der RH
das Prifungsergebnis und in einem weiteren Dokument den Inhalt einer allfalligen
Stellungnahme der gesetzlichen beruflichen Vertretung sowie eine allféllige inhalt-
liche Auseinandersetzung des RH mit einzelnen Punkten der Stellungnahme auf
seiner Website (www.rechnungshof.gv.at) bereit.

(4) Zeitgleich zur Gebarungsiiberprifung der Arztekammer fir Wien (iberpriifte der
RH die Arztekammer fiir Oberdsterreich mit dem Schwerpunkt Kammerverwaltung
und Wohlfahrtskasse. Er legt darlber ein eigenes Prifungsergebnis vor.

Grundlagen
Landesarztekammern als Selbstverwaltungskdrper

(1) Die osterreichische Bundesverfassung raumt dem Gesetzgeber die Mdglichkeit
ein, bestimmte oOffentliche Aufgaben nicht von staatlichen Verwaltungsorganen,
sondern von einem definierten Personenkreis selbststandig und weisungsfrei wahr-
nehmen zu lassen, wenn dies im ausschlieRlichen oder Uberwiegenden gemein-
samen Interesse dieser Personen ist und die Aufgaben geeignet sind, durch sie
gemeinsam besorgt zu werden (sogenannter eigener Wirkungsbereich).®

(2) Auf dieser Grundlage waren im Arztegesetz 1998 ,zur Vertretung des Arztestan-
des fir den raumlichen Bereich eines jeden Bundeslandes” neun Landesarztekam-
mern in Form von Kérperschaften offentlichen Rechts mit eigener Rechtsperson-
lichkeit einzurichten. Die im jeweiligen Bundesland titigen Arztinnen und Arzte
waren zur Mitgliedschaft als Kammerangehdrige sowie zur Zahlung von Umlagen
(u.a. einer Kammerumlage zur Deckung des Aufwands der Kammer bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben) und Beitrdgen (Pflichtbeitrdgen zur Finanzierung des
Wohlfahrtsfonds)’ zu verpflichten. Im Arztegesetz 1998 waren weiters die Aufgaben
der Landesarztekammern festgelegt und von den Kammerangehdrigen zu wahlende

Die Zahnérztinnen und Zahnérzte in Wien blieben nach Errichtung einer eigenen Kammer mit 1. Janner 2006
Mitglieder des Wohlfahrtsfonds der Arztekammer fiir Wien, dessen satzungsgebendes Organ die Erweiterte
Vollversammlung war (TZ 3).

Art. 120a bis 120c Bundes—Verfassungsgesetz

Bundesgesetz Uiber die Ausiibung des &rztlichen Berufes und die Standesvertretung der Arzte (Arztege-
setz 1998), BGBI. | 169/1998 i.d.g.F.

In der Zahlung dieser verpflichtenden , Mitgliedsbeitrage” manifestierte sich das besondere Interesse, das die
Kammerangehorigen zu einer Gemeinschaft macht, die zur Selbstverwaltung legitimiert ist (Eberhard, Nicht-
territoriale Selbstverwaltung (2014), S. 185).


http://www.rechnungshof.gv.at
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Organe vorgesehen. Diese hatten unter BerUcksichtigung des Gesamtinteresses der
Vertretenen® Entscheidungen in Erflllung dieser Aufgaben zu treffen und umzuset-
zen. Dabei unterlagen die Landesarztekammern der Aufsicht der 6rtlich zustandigen
Landesregierung®.

(3) Zur Vertretung der gemeinsamen Interessen aller in Osterreich tatigen Arztinnen
und Arzte hatte der Gesetzgeber die Osterreichische Arztekammer eingerichtet. Sie
ist eine Korperschaft 6ffentlichen Rechts und wird durch eine von den Landesérzte-
kammern flr sie eingehobene Kammerumlage (in Wien Kammerumlage Il) finan-
ziert. Sie nimmt Aufgaben des eigenen Wirkungsbereichs wahr, z.B. die Organisation
und Qualitatssicherung der arztlichen Fort— und Weiterbildung. Anders als die
Landesdrztekammern wird sie auch im Ubertragenen Wirkungsbereich fir die
Gesundheitsministerin bzw. den Gesundheitsminister tatig, z.B. zur Qualitatssiche-
rung der arztlichen Berufsaustbung im Hinblick auf Gberwiegende Interessen der
Allgemeinheit.’

(4) Als Selbstverwaltungskorper konnten die Landesarztekammern unabhangig von
Weisungen und in einem gewissen Rahmen autonom agieren. Der Rahmen fiir diese
Autonomie war verfassungsrechtlich™ vorgezeichnet und durch das Arztege-
setz 1998 naher bestimmt. In diesem Sinne hatten die Landesdrztekammern bei
ihrer Tatigkeit

die gesetzlich konkret festgelegten Aufgaben zu erflllen' und waren dabei
an die Gesetze und
an die Grundsatze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit gebunden.

Unter Einhaltung dieses Rahmens waren die Landesarztekammern selbststandige
Wirtschaftskorper und konnten auch privatwirtschaftlich tatig werden, Vermdgen
aller Art (z.B. Immobilien, Unternehmensbeteiligungen) erwerben und besitzen
sowie Unternehmen oder Vereine griinden. Die Arztekammer fir Wien war mit
Stand 31. Dezember 2022 Gesellschafter von zwei privatrechtlich organisierten

Bei auftretenden Interessenkonflikten zwischen den Kammerangehdérigen (u.a. niedergelassene und ange-
stellte Arzteschaft) hatte die Arztekammer die Interessen auszugleichen (Wallner, Handbuch Arztliches
Berufsrecht? (2018), S. 221).

§ 195 Arztegesetz 1998

§ 117c Abs. 1 Z 4 Arztegesetz 1998 nennt in diesem Zusammenhang z.B. die Erarbeitung und Durchfiihrung
qualitatssichernder MaBnahmen zur Hebung der Struktur—, Prozess— und Ergebnisqualitdt sowie
Qualitatskontrollen.

siehe insbesondere Art. 120c Bundes—\Verfassungsgesetz

Verfassungsrechtlich ist die gesetzliche Pflichtmitgliedschaft eines Personenkreises beim Selbstverwaltungs-
korper nur zu rechtfertigen, wenn ein Interesse der Mitglieder daran besteht, bestimmte Aufgaben im
Rahmen der Selbstverwaltung ,selbst” wahrzunehmen. Daraus ergibt sich insofern eine Begrenzung der
privatwirtschaftlichen Autonomie der Kammern, als von ihnen getdtigte Rechtsgeschafte immer auch der
Erfullung der ihnen gesetzlich Ubertragenen Aufgaben der Selbstverwaltung dienen mussen (Eberhard,
Nichtterritoriale Selbstverwaltung (2014), S. 207 f.).
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Unternehmen: Alleingesellschafter einer GmbH, die am Sitz der Arztekammer fiir
Wien eine Tiefgarage betrieb, und Minderheitsgesellschafter einer Bank.

(5) Mit dem Arztegesetz 1998 richtete der Bundesgesetzgeber bei den Landesarzte-
kammern sogenannte Kurien ein, je eine fir die niedergelassenen und die angestell-
ten Arztinnen und Arzte. Die Kurien sollten in den Angelegenheiten, die nur die von
ihnen vertretene Arztegruppe betrafen, allein entscheiden kénnen. Hierfir Ubertrug
ihnen der Gesetzgeber Aufgaben. Im Fall der Kurie fiir niedergelassene Arztinnen
und Arzte waren dies z.B. der Abschluss und die Beendigung von Gesamtvertragen
und sonstigen Vereinbarungen mit den Sozialversicherungstragern oder die Einrich-
tung eines arztlichen Not— und Bereitschaftsdienstes (§ 84 Abs. 3 bzw. Abs. 4 Arzte-
gesetz 1998). Insofern kam den Kurien eine — auf die Wahrnehmung dieser Aufgaben
beschrankte — Teilrechtsfahigkeit™ zu und sie konnten unter Einhaltung des gesetzli-
chen Rahmens auch privatwirtschaftlich tatig werden.

Die Kurie fiir niedergelassene Arztinnen und Arzte der Arztekammer fiir Wien war
mit Stand Ende 2022 Alleingesellschafter einer Holding—Gesellschaft, die Gber drei
Tochtergesellschaften im Alleineigentum und eine Minderheitsbeteiligung verfigte
(TZ 15).

Der RH wies darauf hin, dass der Gesetzgeber die Landesarztekammern als Selbst-
verwaltungskorper in Form von Korperschaften 6ffentlichen Rechts mit eigener
Rechtspersdnlichkeit einrichtete, die bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben grund-
satzlich autonom agieren konnten. Er hielt fest, dass diese Autonomie begrenzt war.

Die Landesdrztekammern waren an die Vorgaben des Arztegesetzes 1998 — hier
unterlagen sie der Rechtsaufsicht durch die 6rtlich zustédndige Landesregierung —
und die Wahrnehmung der dort festgelegten Aufgaben gebunden. Die Aufgaben
hatten sie im Interesse ihrer Kammerangehorigen — mit deren Pflichtbeitrdgen sie
sich finanzierten — zu erflllen. Dabei waren sie im Grunde autonom und konnten
auch privatwirtschaftlich tatig werden, solange sie die Gesetze und die Grundsatze
der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit berlcksichtigten. Bei privatwirtschaftlichen
Tatigkeiten bedeutete dies auch, deren Risiken zu beurteilen und transparent fest-
zulegen, wie damit strategisch umzugehen war. Der RH verwies beispielhaft auf die
— von der Arztekammer fir Wien Ende 2021 wieder aufgehobene — satzungsméRige
Festlegung eines maximalen Immobilienanteils am Vermogen des Wohlfahrtsfonds
von 50 % (TZ 23), aber auch auf fehlende strategische Festlegungen fir Beteiligun-

gen in Form einer Beteiligungspolitik (TZ 15).

In diesen Angelegenheiten sind sie berechtigt, die Bezeichnung , Arztekammer fiir” in Verbindung mit einem
auf das jeweilige Bundesland hinweisenden sowie einen die jeweilige Kurienversammlung bezeichnenden
Zusatz zu fuhren.
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Aufgaben und Organe

(1) Die Landesarztekammern hatten gemaR § 66a Arztegesetz 1998 folgende
wesentlichen Aufgaben wahrzunehmen:

die wirtschaftliche Interessenvertretung sowohl der niedergelassenen als auch der
angestellten Arztinnen und Arzte™,

die Versorgung und Unterstltzung Kammerangehoriger durch einen Wohlfahrts-
fonds™ zur Alters— und Krankenversorgung von Arztinnen und Arzten sowie deren
Angehdrigen,

die Mitwirkung an der Gesundheitsverwaltung (z.B. bei der Erstellung amtlicher
Gesundheitsstatistiken),

die Organisation und Durchfiihrung von Fortbildungsveranstaltungen' und lander-
spezifischen Qualitdtssicherungsmalnahmen sowie

die Beratung und Information der Kammerangehorigen, zumindest Uber eine
Website.

(2) Diese Aufgaben waren laut Arztegesetz 1998 durch bestimmte entscheidungs-
befugte Organe wahrzunehmen, die auf der Grundlage von Wahlen (zuletzt 2017
und 2022) direkt (Vollversammlung und Kurienversammlungen) oder indirekt — etwa
Kammervorstand und Verwaltungsausschuss — legitimiert waren.

Davon umfasst waren sowohl die Vertretung der niedergelassenen Arztinnen und Arzte etwa beim Abschluss
von Gesamtvertragen mit den Sozialversicherungstrigern als auch die Vertretung der angestellten Arztinnen
und Arzte etwa beim Abschluss von Kollektivvertrigen.

Rechtlich handelte es sich beim Wohlfahrtsfonds um ein zweckgebundenes Sondervermdégen der Landes-
arztekammer ohne eigene Rechtspersonlichkeit, das sich insbesondere aus Pflichtbeitréagen finanzierte.

Die Fortbildungsveranstaltungen zielten darauf ab, dass die Arztinnen und Arzte ihrer gesetzlichen Fortbil-
dungsverpflichtung nachkommen konnten.



Die Arztekammer fiir Wien hatte alle gesetzlich vorgesehenen Organe eingerichtet;
einen Uberblick gibt das nachstehende Organigramm:

Abbildung 2:  Organe der Landesérztekammern geméaR § 73 Arztegesetz 1998

v wahlt |
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Quelle: Arztekammer fiir Wien; Darstellung: RH
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(3) Die Organe der Landesarztekammer waren flr unterschiedliche Entscheidungen
zustandig; die Umsetzung ihrer Entscheidungen bzw. die Durchflhrung ihrer
Beschllsse oblag der Prasidentin bzw. dem Prasidenten.

(a) Die Vollversammlung —das direkt von den Kammerangehorigen gewahlte
satzungsgebende Organ — beschloss den Jahresvoranschlag sowie den Rechnungs-
abschluss und war zustdndig fur die Erlassung bestimmter Regelungen. Eine auch
nur teilweise Ubertragung dieser Aufgaben an andere Kammerorgane war nicht
zuldssig.”

Regelungen, die fur alle Kammerangehdérigen verbindlich waren, hatte die Vollver-
sammlung als Verordnungen zu erlassen und auf der Website der Landesarztekam-
mer zu verdffentlichen. Dazu gehorten insbesondere die Satzung, die
Geschaftsordnung und die Umlagenordnung der jeweiligen Landesarztekammer
sowie die von der Erweiterten Vollversammlung (inklusive Delegierte der Landes-
zahnarztekammer) erlassene Satzung und Beitragsordnung des Wohlfahrtsfonds.*®
Regelungen, die sich nicht an alle Kammerangehdrigen richteten, waren nicht als
Verordnung zu beschlieRen. Darunter fielen z.B. die Dienstordnung, die sich
ausschlielich an die Bediensteten der Landesarztekammer richtete, oder die
Didten— und Reisegebihrenordnung (TZ 8), die nur fir jene Kammerangehdrigen
galt, die fUr die Landeséarztekammer als gewahlte Funktionarin bzw. gewahlter Funk-
tionar, als Referentin bzw. Referent oder auf Grundlage einer Beauftragung tatig
wurden.

(b) In Angelegenheiten, die ausschlielRlich oder unmittelbar in den Interessenbe-
reich der Kurie der niedergelassenen oder der angestellten Arztinnen und Arzte
fielen, war die jeweilige Kurienversammlung entscheidungsbefugt. Die Kurienver-
sammlung setzte sich aus den in die Vollversammlung gewahlten Vertreterinnen
und Vertretern (sogenannte Kammerratinnen und Kammerrate) der niedergelasse-
nen Arztinnen und Arzte einerseits bzw. der angestellten Arztinnen und Arzte ande-
rerseits zusammen.

So hatte die Wiener Landesregierung als Rechtsaufsicht die Didten— und Reisegebiihrenordnung einer
Landesarztekammer aufgehoben, weil die Zuordnung einzelner Funktionarinnen und Funktionare zu den
Kategorien der Funktionsgeblhren an den Kammervorstand delegiert worden war; Verordnung der Wiener
Landesregierung, mit der die Didten— und Reisegebiihrenordnung 2012 aufgehoben wird, LGBI. 2012/67.

Fur die Zahnarztinnen und Zahnarzte hatte der Gesetzgeber zwar ab 2006 eigene Interessenvertretungen
(Landeszahnarztekammern) eingerichtet, der Wohlfahrtsfonds blieb jedoch unverandert fur alle (Zahn—)
Arztinnen und —Arzte bestehen. Die in diesem Priifungsergebnis genannten Beitragszahlenden und Pensions-
beziehenden des Wohlfahrtsfonds der Arztekammer fir Wien umfassen daher alle in diesem Bundesland
(nicht mehr) tatigen (Zahn—)Arztinnen und —Arzte.



26

19

20

(c) Alle anderen Entscheidungen oblagen dem Kammervorstand,”® der sich aus
folgenden Mitgliedern zusammensetzte: der Prasidentin bzw. dem Prasidenten, den
Vizeprasidentinnen bzw. Vizeprasidenten2°, den Stellvertreterinnen bzw. Stellvertre-
tern der Kurienobleute und aus weiteren von den Kurienversammlungen gewdhlten
Vorstandsmitgliedern.

(d) Eine Ausnahme bestand fir Angelegenheiten des Wohlfahrtsfonds; hierfiir war
ein Verwaltungsausschuss vorgesehen, der gemalR § 113 Arztegesetz 1998 aus
folgenden Mitgliedern bestand: der Prasidentin bzw. dem Prasidenten und der
Finanzreferentin bzw. dem Finanzreferenten der Landesdrztekammer, einem
Mitglied des Landesvorstands der Landeszahndrztekammer sowie mindestens drei
weiteren Mitgliedern, wovon zumindest ein Mitglied von der Landeszahnarztekam-
mer und alle weiteren von der Vollversammlung der Landesarztekammer zu bestel-
len waren.

(e) Das Prasidium bestand aus der Prasidentin bzw. dem Prasidenten, den Vizepra-
sidentinnen bzw. Vizeprasidenten sowie der Finanzreferentin bzw. dem Finanzrefe-
renten. Es hatte in zwei Fallen zu entscheiden:

in dringenden Vorstandsangelegenheiten, wenn nicht bis zur nachsten Vorstandssit-
zung gewartet werden konnte,

in Personalangelegenheiten (z.B. Abschluss und Beendigung von Dienstvertragen
mit Bediensteten des Kammeramts).

(4) Im Unterschied zu den Organen, die das Arztegesetz 1998 festlegte, konnten die
Landesarztekammern beratende Gremien (u.a. Referate) in der Satzung selbst regeln
und einrichten, etwa zur Vorbereitung von Entscheidungen.? Die Arztekammer fiir
Wien verfligte laut der Didten— und Reisegeblhrenordnung 2022 Uber 65 vom
Kammervorstand bestellte Referentinnen und Referenten zur Beratung der Organe
in Sach— oder standespolitischen Fragen. Sie waren in 46 Referaten zu verschiede-
nen Themen bzw. Aufgabenbereichen organisiert (TZ 8).

(5) Fur die zur Erflllung der Aufgaben der Landesérztekammern notwendigen fach-
lichen und administrativen Arbeiten war ein Kammeramt eingerichtet. Dessen
Personal (TZ 10) setzte die Beschlisse der Organe der Kammer um, verfasste Stel-
lungnahmen, bereitete Unterlagen fur die Organe vor, informierte und beriet die

Im Zweifel hatte gemaR § 83 Abs. 5 Arztegesetz 1998 die Prasidentin bzw. der Prasident (iber eine Zustandig-
keit des Kammervorstands oder einer der Kurienversammlungen zu entscheiden.

Neben den beiden Kurienobleuten, die ex lege (§ 73 Abs. 2 Arztegesetz 1998) auch Vizeprasidentinnen bzw.
—préasidenten sind, war dies die von der Vollversammlung gewdhlte dritte Vizeprasidentin bzw. der von der
Vollversammlung gewahlte dritte Vizeprasident.

Eine Ausnahme bildete der Niederlassungsausschuss, der gemaR § 84b Arztegesetz 1998 in der Satzung
vorzusehen war, um den Kammervorstand bei der Auswahl der Vertragsarztinnen und —arzte sowie Vertrags-
gruppenpraxen zu beraten.
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Kammerangehorigen. Dem Kammeramt der Arztekammer fir Wien stand bis
April 2023 ein Kammeramtsdirektor und seither eine Kammeramtsdirektorin vor.
Die Kammeramtsdirektorin bzw. der Kammeramtsdirektor war dem Personal des
Kammeramts fachlich und dienstlich vorgesetzt und gegeniiber der Prasidentin bzw.
dem Prasidenten der Arztekammer fiir Wien weisungsgebunden. GemaR § 87 Arzte-
gesetz 1998 war die Kammeramtsdirektion flr die innere Organisation verantwort-
lich und hatte fir eine moglichst effiziente und sparsame Erfiillung der Aufgaben des
Kammeramts zu sorgen.

Der RH hielt fest, dass das Arztegesetz 1998 die Aufgaben, die Organe der Landes-
arztekammern und deren Zustindigkeiten festlegte. Die Arztekammer fiir Wien
hatte alle gesetzlich vorgesehenen Organe und insgesamt 46 Referate (Stand 2022)
als beratende Gremien eingerichtet.

Die Aufgaben (Zustdndigkeit) der Organe richteten sich u.a. danach, ob sie — die Voll-
versammlung und die Kurienversammlungen — direkt auf der Grundlage von Wahlen
oder, wie der Kammervorstand, nur indirekt legitimiert waren. Vor diesem Hinter-
grund wies der RH darauf hin, dass eine Verlagerung der Zustandigkeiten etwa von
der Vollversammlung auf den Kammervorstand nicht zuldssig war (TZ 7 und TZ 14).

Kammerangehorige
(1) Jede Arztin bzw. jeder Arzt, die bzw. der

in die Arzteliste der Osterreichischen Arztekammer eingetragen war,
den Beruf im Bundesland Wien ausibte (Dienstort bzw. Berufssitz) und
keine Alters— oder standige Invaliditdtsversorgung aus dem Wohlfahrtsfonds bezog,

war ordentliche Kammerangehdrige bzw. ordentlicher Kammerangehdriger der
Arztekammer fir Wien. Arztinnen und Arzte, die diese Erfordernisse nicht erfiillten,
konnten sich freiwillig als aulRerordentliche Kammerangehorige eintragen lassen.

Arztinnen bzw. Arzte, die mehrere Dienstorte bzw. Berufssitze in unterschiedlichen
Bundeslandern hatten,?® waren in allen diesen Bundeslandern ordentliche Angeho-
rige der jeweiligen Landesdrztekammer. Sie verflgten dort auch jeweils Uber ein
aktives und passives Wahlrecht und konnten daher auch in mehreren Landesarzte-
kammern Funktionen ausltben. Die Mitgliedschaft im Wohlfahrtsfonds blieb in
einem solchen Fall aber auf einen Fonds beschrankt, namlich auf jenen bei der

z.B. weil sie nicht mehr regelmalig arztlich tatig waren und eine Altersversorgung aus dem Wohlfahrtsfonds
bezogen oder weil sie ihren Beruf nicht im Bereich der Landesarztekammer ausibten

Beispielsweise gab es Arztinnen und Arzte, die in einer Krankenanstalt in Wien angestellt waren und zusatz-
lich an ihrem Wohnort in Niederdsterreich eine eigene Ordination im niedergelassenen Bereich betrieben.



Landesarztekammer jenes Bundeslandes, in dem die bzw. der Kammerangehorige
zuerst tatig war.2*

(2) Mit Stichtag 31. Dezember 2022 verzeichnete die Arztekammer fir Wien
17.870 Kammerangehdrige, davon 13.990 ordentliche Kammerangehorige:

Tabelle 1:

Kammerangehorige

ordentliche
Kammerangehorige

davon
Frauen
Mcdnner

auBerordentliche
Kammerangehorige

davon
Frauen
Mcdnner

Summe
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Durchschnitt Veranderung
20t/ 2018 2020 2028 2022 2017 bis 2022 | 2017 bis 2022
Anzahl %

12.649 12.845 13.115 13.431 13.741 13.990 13.296 10,6
6.498 6.650 6.806 7.028 7.248 7.401 6.939 13,9
6.151 6.195 6.309 6.403 6.493 6.589 6.357 7,1
3.255 3.429 3.555 3.634 3.755 3.880 3.584 19,2
1.684 1.772 1.843 1.892 1.961 2.076 1.871 23,3
1.571 1.657 1.712 1.742 1.794 1.804 1.713 14,8
15.904 16.274 16.670 17.065 17.496 17.870 16.880 12,4

Quelle: Arztekammer fiir Wien

Die Anzahl der Kammerangehdorigen stieg in den Jahren 2017 bis 2022 um 12,4 %,
wobei die Anzahl der auRRerordentlichen Kammerangehorigen mit 19,2 % starker
stieg als jene der ordentlichen mit 10,6 %. Dies war vor allem darauf zurlckzufih-
ren, dass im Zuge der demografischen Entwicklung mehr Kammerangehorige in
Pension gingen und sich als auBerordentliche Arztinnen und Arzte eintragen lieRen,
als neue hinzukamen (TZ 19).

(3) Der Anteil der weiblichen ordentlichen Kammerangehorigen erreichte im
Jahr 2017 51 % und stieg bis 2022 auf 53 % an. Auf der Funktiondrsebene liberwog
der Anteil der Méanner. Mit Stand Mai 2023 waren von den 90 gewahlten Mitglie-
dern der Vollversammlung 34 weiblich (38 %) und 56 mannlich (62 %).

Vor diesem Hintergrund startete das Referat fiir Frauenpolitik der Arztekammer fir
Wien Ende Janner 2023 das Coaching—Programm , Arztinnen@Kammer*“. Mit Work-
shops sollten Arztinnen unterstiitzt werden, sich auf eine Kandidatur bei der nach-

sten Arztekammerwahl 2027 und auf eine allfillige Ubernahme von

§§ 68 und 109 Arztegesetz 1998
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FUhrungsaufgaben vorzubereiten, um den Frauenanteil in der Standesvertretung
—auch in ,Schlisselfunktionen” — langfristig auszubauen.

Der RH hielt fest, dass die Anzahl der ordentlichen Kammerangehérigen der Arzte-
kammer fir Wien in den Jahren 2017 bis 2022 um 10,6 % anstieg. Am starkeren
Anstieg der aullerordentlichen Kammerangehorigen — groBtenteils pensionierte
Arztinnen und Arzte —um 19,2 % zeigten sich bereits erste Auswirkungen der demo-
grafischen Entwicklung. Der RH wies auf die Bedeutung des Verhaltnisses zwischen
beitragszahlenden und pensionsbeziehenden Kammerangehdrigen fur die Versor-
gung durch den Wohlfahrtsfonds hin (TZ 18 und TZ 19).

Der Frauenanteil bei den ordentlichen Kammerangehdrigen lag im Zeitraum 2017
bis 2022 knapp Uber 50 % und stieg von 51 % auf 53 % an. Auf der Funktionars-
ebene Uberwogen hingegen die mannlichen Kammerangehorigen. Mit Stand
Mai 2023 waren von den 90 gewahlten Mitgliedern der Vollversammlung 34 Frauen
(38 %). Der RH beurteilte daher das Coaching—Programm , Arztinnen@Kammer*
positiv.

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, moglichst viele weibliche Kammerangeho-
rige fur eine Teilnahme am Coaching—Programm ,Arztinnen@Kammer” und eine
Kandidatur bei der Arztekammerwahl zu motivieren. Bei der Bestellung von Referen-
tinnen und Referenten durch den Kammervorstand (TZ 3) ware auf ein ausgewoge-
nes Geschlechterverhaltnis zu achten.
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Gebarung der Kammerverwaltung
Ergebnis

(1) Die Arztekammer fiir Wien erstellte jeweils einen Jahresvoranschlag sowie einen
Jahresabschluss, bestehend aus Bilanz, Gewinn— und Verlustrechnung sowie Erldu-
terungen fir die Kammerverwaltung und fiir den Wohlfahrtsfonds. Das Arztege-
setz 1998 gab vor, dass die Verwaltung des Wohlfahrtsfonds als Sondervermogen
getrennt von der Verwaltung des Ubrigen Kammervermogens zu fihren war. Fir den
Verlag und den Arzteball fihrte die Arztekammer fir Wien neben der Kammerver-
waltung eigene Rechnungskreise. Die Ergebnisse (Saldi) der Ertrage und Aufwen-
dungen des Verlags und des Arzteballs verbuchte die Arztekammer fir Wien im
Jahresabschluss der Kammerverwaltung. Bei der Erstellung der Jahresabschlisse
waren laut internen Vorgaben in Anlehnung an die Rechnungslegungsregeln des
Unternehmensgesetzbuchs® die Grundsdtze ordnungsgemédRer Buchfihrung zu
beachten.

(2) Nachfolgende Tabelle zeigt die Ertrage und Aufwendungen der Jahre 2017
bis 2022 laut der Gewinn—und Verlustrechnung:

Tabelle 2: Gebarung der Kammerverwaltung

Summe
2017 bis 2022

2017 2018 2019 2020 2021 2022

in Mio. EUR
Ertrage (inklusive Ergebnis Arzteball?) 17,70 19,71 19,39 20,90 21,24 23,82 122,76
Aufwendungen? (inklusive Ergebnis Verlag?®) 15,96 20,05 20,08 20,12 22,57 23,44 122,22
Betriebsergebnis 1,74 -0,34 -0,69 0,78 -1,33 0,38 0,54
Finanzergebnis -0,32 0,35 0,97 0,38 0,90 -0,37 1,90
Jahresuberschuss bzw. —fehlbetrag 1,42 0,01 0,28 1,16 -0,43 0,01 2,44
Rundungsdifferenzen méglich Quelle: Arztekammer fiir Wien; Zusammenstellung: RH

1 Das Ergebnis Arzteball war abgesehen von den Jahren 2021 und 2022 positiv.
2 Darin nicht enthalten war die Mittelverwendung aus dem Kampf- und Aktionsfonds.
3 Das Ergebnis Verlag war in den Jahren 2017 bis 2022 jeweils negativ.

30

25

Im Zeitraum 2017 bis 2022 erzielte die Arztekammer fiir Wien mit Ausnahme des
Jahres 2021 JahresUberschiisse, wobei das Betriebsergebnisin denJahren 2018, 2019
und 2021 negativ war. Die Summe der Ergebnisse (Jahreslberschuss bzw. —fehlbe-
trag) der Jahre 2017 bis 2022 war mit 2,44 Mio. EUR positiv.

dRGBI. S. 219/1897 i.d.g.F.
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Sowohl Ertrage als auch Aufwendungen der Kammerverwaltung stiegen im Zeit-
raum 2017 bis 2022, wobei die Aufwendungen mit 47 % starker stiegen als die
Ertrdge mit 35 %. Das Finanzergebnis war in den Jahren 2017 und 2022 aufgrund
von Abwertungen von Wertpapieren negativ.

(3) Die Arztekammer fiir Wien wies die Jahresiiberschiisse der Jahre 2017, 2019 und
2020 bis auf einen Betrag von jahrlich rd. 10.000 EUR dem Kampf—und Aktionsfonds
zu und erhohte damit das Eigenkapital der Kammerverwaltung um 2,83 Mio. EUR.
Zur Abdeckung des Jahresfehlbetrags von 2021 |6ste sie einen Teil des Kampf— und
Aktionsfonds in Hohe von 435.000 EUR wieder auf. Die Mittelverwendung aus dem
Kampf-und Aktionsfonds analysiert der RH in TZ 7 und TZ 14.

Der RH hielt fest, dass die Arztekammer fir Wien im Zeitraum 2017 bis 2022 im
Jahr 2021 einen Jahresfehlbetrag erwirtschaftete; das Betriebsergebnis war in den
Jahren 2018, 2019 und 2021 negativ. Die Jahreslberschisse der Jahre 2018
und 2022 betrugen jeweils rd. 10.000 EUR. Das hdchste Betriebsergebnis sowie den
héchsten Jahresiiberschuss erzielte die Arztekammer fiir Wien im Jahr 2017.

Der RH wies darauf hin, dass sowohl Ertrdge als auch Aufwendungen im Zeit-
raum 2017 bis 2022 stiegen, allerdings die Aufwendungen mit 47 % um zwolf
Prozentpunkte mehr als die Ertrage.

Er empfahl der Arztekammer fir Wien, angesichts des im Zeitraum 2017 bis 2022
hoheren Anstiegs der Aufwendungen im Vergleich zum Anstieg der Ertrage, ange-
sichts des Jahresfehlbetrags im Jahr 2021 und des knappen Uberschusses im
Jahr 2022 verstarkt auf eine wirtschaftliche Fihrung der Kammerverwaltung zu
achten.

Ertrage

(1) Die wichtigsten Ertréage der Kammerverwaltung waren die Kammerumlagen —im
Jahr 2022 erreichten sie 96 % der betrieblichen Ertrage.

Die Arztekammer fiir Wien unterschied zwischen der Kammerumlage | zur Bestrei-
tung des eigenen Aufwands und der Kammerumlage Il zur Bedeckung der Umlagen
an die Osterreichische Arztekammer.26

Der RH verwendet die im Jahr 2022 eingefiihrten Bezeichnungen Kammerumlage | und Il fir den gesamten
Uberpruften Zeitraum.



Die folgende Tabelle fasst die Ertrdge der Kammerverwaltung der Jahre 2017
bis 2022 zusammen:

Tabelle 3: Ertrage der Kammerverwaltung

Veranderung

2017 2018 2019 2020 2021 2022

2017 bis 2022

in Mio. EUR in %

Kammerumlagen 17,23 18,20 18,98 20,20 20,66 22,85 32,6
davon

Kammerumlage | 13,29 14,08 14,63 1562 1590 17,80 34,0

Kammerumlage Il 3,94 4,12 4,35 4,58 4,76 5,05 28,0
sonstige Ertrage! 0,48 1,52 0,40 0,70 0,58 0,97 104,7
Summe betriebliche Ertrage 17,70 19,71 19,39 20,90 21,24 23,82 34,6
Finanzertrage 0,60 0,35 0,97 0,38 0,90 0,78 30,5
Summe 18,31 20,06 20,35 21,28 22,14 24,61 34,4
Rundungsdifferenzen méglich Quelle: Arztekammer fiir Wien; Zusammenstellung: RH

1 inklusive Ergebnis Arzteball

(2) Die Kammerumlagen waren laut Umlagenordnung von den ordentlichen
Kammerangehorigen zu leisten. Im Zeitraum 2017 bis 2022 stiegen die eingehobe-
nen Kammerumlagen von 17,23 Mio. EUR auf 22,85 Mio. EUR um 33 %. Diese Erho-
hung war insbesondere im jahrlichen Anstieg der Anzahl der ordentlichen
Kammerangehdrigen (TZ 4) und in der gestiegenen Bemessungsgrundlage (in der
Regel das éarztliche Einkommen) begriindet. Die zur Bemessung der Kammerumla-
gen festgelegten Prozentsdtze (1,7 % fir die Kammerumlage | und 0,5 % fir die
Kammerumlage II) und Obergrenzen (z.B. jahrliche Maximalumlage 24.000 EUR in
der Kammerumlage | bzw. 12.000 EUR in der Kammerumlage Il) blieben in diesem
Zeitraum unverandert.

(3) Die jahrlichen Ertréage aus der Kammerumlage Il betrugen im Zeitraum 2017
bis 2022 zwischen 3,94 Mio. EUR und 5,05 Mio. EUR (durchschnittlich 4,47 Mio. EUR).
Sie Uberstiegen die Aufwendungen aus der Erfillung der Umlagenverpflichtung an
die Osterreichische Arztekammer (TZ7) um jahrlich rd. 650.000 EUR. Die ab
Juli 2021 geltende Haushaltsordnung der Arztekammer fiir Wien schrieb vor, dass
Mehreinnahmen aus dem Titel der Kammerumlage Il dem Kammervermogen zuflos-
sen.

6.2 Der RH merkte kritisch an, dass die Ertrage aus der Kammerumlage Il — sie finan-
zierte die Umlageverpflichtung gegeniiber der Osterreichischen Arztekammer — die
Aufwendungen (vorgeschriebene Umlage) in den Jahren 2017 bis 2022 um jahrlich
rd. 650.000 EUR Uberstiegen. Nach Ansicht des RH sollte die Kammerumlage Il im

32
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mehrjahrigen Durchschnitt etwa der Umlagenverpflichtung gegeniiber der Osterrei-
chischen Arztekammer entsprechen.

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, die Kammerumlage fiir die Finanzierung der
Umlagenverpflichtung gegeniiber der Osterreichischen Arztekammer kiinftig so zu
bemessen, dass der Ertrag im mehrjahrigen Durchschnitt etwa dem Aufwand
entspricht.

Aufwendungen
(1) Die folgende Tabelle fasst die Aufwendungen der Kammerverwaltung der
Jahre 2017 bis 2022 zusammen, in denen die Mittelverwendung aus dem Kampf—

und Aktionsfonds nicht enthalten war:

Tabelle 4: Aufwendungen der Kammerverwaltung

Veranderung

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2017 bis 2022

in Mio. EUR in%
Personal* 5,30 6,47 6,56 7,05 8,74 8,74 64,9
Umlagen an die Osterreichische Arztekammer 2,95 3,67 3,74 3,90 4,55 4,10 39,0
Aufwendungen fur Organe?: Funktionsgeblhren,
Auslagenersatze, Sitzungsgelder, Bearbeitungs- 2,16 2,77 2,81 2,58 2,57 2,36 9,1
gebihren
sonstige Aufwendungen (inklusive Ergebnis 555 714 6,97 6,59 6,71 8,25 486
Arzteverlag)
Summe betriebliche Aufwendungen 15,96 20,05 20,08 20,12 22,57 23,44 46,9
Finanzaufwendungen 0,93 0,00 0,00 0,00 0,00 1,15 24,4
Summe 16,89 20,05 20,08 20,12 22,57 24,59 45,6
Rundungsdifferenzen méglich Quelle: Arztekammer fiir Wien; Zusammenstellung: RH

1 Nicht enthalten waren der Personalaufwand, den die Arztekammer fiir Wien dem Wobhlfahrtsfonds zuordnete, sowie weitere Betrage (z.B. an
die Osterreichische Arztekammer weiterverrechneter Personalaufwand).

2 Nicht enthalten waren u.a. die Aufwendungen fiir den Wohlfahrtsfonds (Jahresabschluss Wohlfahrtsfonds); Aufwendungen fiir Schieds— und
Schlichtungsstellen waren Teil der sonstigen Aufwendungen.
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Die betrieblichen Aufwendungen stiegen von 2017 bis 2022 um 47 %. Der Anstieg
von 2017 auf 2018 um 26 % war u.a. durch Steigerungen beim Personalaufwand
sowie bei den Aufwendungen fir Organe infolge der Neufassung der Didten— und
Reisegebihrenordnung im Juni 2017 begrindet. Die Finanzaufwendungen in den
Jahren 2017 und 2022 in Hohe von 0,93 Mio. EUR und 1,15 Mio. EUR resultierten
aus der Abwertung von Wertpapieren.



Stand per 1. Janner

(2) Kampf—und Aktionsfonds

Die folgende Tabelle stellt die Mittelverwendung aus dem Kampf— und Aktionsfonds
sowie dessen Stand jeweils per 1. Janner dar:

Tabelle 5: Kampf- und Aktionsfonds

Summe
2017 bis 2022

2017 2018 2019 2020 2021 2022

in Mio. EUR
23,57 22,34 20,70 18,14 15,16 14,70 -

unterjahrige Mittelverwendung -2,64 -1,64 -2,83 -4,13 -0,02 -1,46 -12,73
Dotierung (+) bzw. Auflosung (-) zum Jahresende +1,41 0,00 +0,27 +1,15 -0,44 0,00 +2,40
Rundungsdifferenzen méglich Quelle: Arztekammer fiir Wien
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Der Kampf— und Aktionsfonds war im Arztegesetz 1998 nicht vorgesehen, sondern
ein von der Arztekammer fiir Wien selbst als Riicklage ausgewiesener Teil des Eigen-
kapitals. Konkrete interne Regelungen Uber die genauen Zwecke des Kampf— und
Aktionsfonds sowie dessen Mittelverwendung hatte die Arztekammer fiir Wien nicht
getroffen. Die Ricklage verringerte sich zwischen 1. Janner 2017 und 31. Dezem-
ber 2022 von 23,57 Mio. EUR auf 13,24 Mio. EUR. Die Arztekammer fiir Wien ver-
wendete daraus im Zeitraum 2017 bis 2022 Mittel in Hohe von 12,73 Mio. EUR
insbesondere fir Offentlichkeitsarbeit (TZ 14). Die Mittelverwendung war nicht Teil
des Jahresvoranschlags, der gemaR Arztegesetz 1998 von der Vollversammlung zu
beschliefen war. Der Kammervorstand entschied dariber mit absoluter Mehrheit
der abgegebenen giiltigen Stimmen?.

(3) Personalaufwand

Die groBte Aufwandsposition der Kammerverwaltung war der Personalaufwand. Im
Jahresdurchschnitt 2017 bis 2022 betrug er 7,14 Mio. EUR bzw. 35 % der jahrlichen
betrieblichen Aufwendungen; er stieg im Zeitraum 2017 bis 2022 von 5,30 Mio. EUR
auf 8,74 Mio. EUR (+65 %) an.

Im Personalaufwand der Kammerverwaltung waren der auf den Wohlfahrtsfonds
entfallende Personalaufwand sowie u.a. an die Osterreichische Arztekammer weiter-
verrechnete Personalaufwendungen nicht enthalten. Der dem Wohlfahrtsfonds
zugeordnete Anteil des Personalaufwands basierte auf Schatzungen der fur den
Wohlfahrtsfonds eingesetzten Bediensteten.

§ 81 Abs. 7 Arztegesetz 1998



Die folgende Tabelle zeigt den Personalaufwand der Kammerverwaltung und des
Wohlfahrtsfonds sowie die weiterverrechneten Personalaufwendungen in den
Jahren 2017 bis 2022:

Tabelle 6: Personalaufwand der Arztekammer fiir Wien

Personalaufwand 2019 | 2020 | 2021 | 2022 ggelr;”b‘?:%"zgz
in Mio. EUR in %

Aufwendungen fir Kammerverwaltung 5,30 6,47 6,56 7,05 8,74 8,74 64,9

Aufwendungen fir Wohlfahrtsfonds 0,42 0,43 0,47 0,69 0,76 0,82 93,5

weiterverrechnete Aufwendungen 0,08 0,08 0,10 0,11 0,31 0,34 304,5

Summe Personalaufwand 5,80 6,98 7,12 7,84 9,81 9,89 70,4
davon

Pensionen 0,60 0,99 0,42 0,49 1,30 0,94 56,5

Personalaufwand ohne Pensionen 5,20 5,99 6,70 7,36 8,52 8,95 72,1

Rundungsdifferenzen méglich Quelle: Arztekammer fiir Wien; Zusammenstellung: RH

Die Arztekammer fir Wien wies den an den Wohlfahrtsfonds weiterverrechneten
Personalaufwand auf Anregung des RH erstmals im Jahresabschluss der Kammerver-
waltung fir das Jahr 2022 gesondert aus.

Insgesamt stieg der Personalaufwand der Arztekammer fiir Wien im Zeitraum 2017
bis 2022 um 70 %, jener ohne Pensionen um 72 % (TZ 11).

(4) Aufwendungen fir Organe

Die in Tabelle 7 dargestellten Aufwendungen fiir Organe enthalten die Funktionsge-
bihren, Auslagenersiatze, Sitzungsgelder und Bearbeitungsgebihren, die die Arzte-
kammer fir Wien auf verschiedenen Aufwandskonten der Kammerverwaltung bzw.
beim Rechnungskreis Verlag verbuchte. Die Auslagenersatze ordnete sie dabei dem
Bereich Offentlichkeitsarbeit zu.
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Die folgende Tabelle umfasst zusatzlich die beim Rechnungskreis Arzteball und beim
Wohlfahrtsfonds verbuchten Funktionsgebihren, Auslagenersatze, Sitzungsgelder
und Bearbeitungsgebilhren; sie beginnt mit dem Jahr 2016, da im Jahr 2017 die
Didten—und Reisegebihrenordnung 2017 beschlossen wurde:

Tabelle 7: Aufwendungen fir Organe

‘ 2016 ‘ 2017 ‘ 2018 ‘ 2019 ‘ 2020 ‘ 2021 ‘ 2022

in Mio. EUR
Kammerverwaltung® 1,81 2,19 2,80 2,84 2,61 2,60 2,39
Wohlfahrtsfonds 0,12 0,17 0,20 0,20 0,19 0,19 0,23
Summe 1,93 2,36 3,01 3,03 2,80 2,79 2,62
Rundungsdifferenzen moglich Quelle: Arztekammer fiir Wien; Zusammenstellung: RH

1 inklusive der dem Arzteball zugeordneten Aufwendungen

Die Aufwendungen fir Organe in der Kammerverwaltung stiegen zunachst von
1,81 Mio. EUR im Jahr 2016 auf 2,84 Mio. EUR im Jahr 2019 und betrugen
2,39 Mio. EUR im Jahr 2022.

Der Jahresabschluss des Wohlfahrtsfonds enthielt insbesondere die Aufwendungen
fir den Verwaltungsausschuss; sie betrugen zwischen rd. 120.000 EUR im Jahr 2016
und rd. 230.000 EUR im Jahr 2022. Die Arztekammer fiir Wien wies auf Anregung
des RH erstmals im Jahresabschluss der Kammerverwaltung fir das Jahr 2022 darauf
hin, dass die fiir den Wohlfahrtsfonds angefallenen Funktionsgebihren, Auslagener-
satze, Sitzungsgelder und Bearbeitungsgebihren beim Wohlfahrtsfonds verbucht
waren.

Insgesamt stiegen die Aufwendungen fir die Organe im Zeitraum 2017 bis 2022 um
11 %, im Zeitraum 2016 bis 2022 um 35 % (TZ 8).

7.2 (1) Der RH hielt fest, dass die betrieblichen Aufwendungen der Kammerverwaltung
von 2017 auf 2018 um 26 % und im Zeitraum 2017 bis 2022 um 47 % anstiegen;
dies war vor allem durch die Steigerungen des Personalaufwands als grofRte
Aufwandsposition, aber auch durch die Steigerung der Aufwendungen fir Organe
bedingt.

(2) Der RH wies darauf hin, dass die Arztekammer fiir Wien in den Jahren 2017
bis 2022 insgesamt 12,73 Mio. EUR aus dem Kampf— und Aktionsfonds insbeson-
dere fur Offentlichkeitsarbeit verwendete. Diese Mittelverwendungen waren weder
im von der Vollversammlung beschlossenen Jahresvoranschlag budgetiert, weshalb
der Kammervorstand daridber mit Mehrheitsbeschluss entschied, noch in den
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Aufwendungen der Kammerverwaltung enthalten. Regelungen Uber die Verwen-
dung von Mitteln des Kampf— und Aktionsfonds gab es nicht.

Der RH empfahl der Arztekammer fiir Wien, aus Griinden der Transparenz gegen-
Uber den Kammerangehorigen Rahmenbedingungen fir die Mittelverwendung aus
dem Kampf—und Aktionsfonds festzulegen und die Mittelverwendung im Jahresvor-
anschlag zu budgetieren.

(3) Der RH hielt kritisch fest, dass die Aufwendungen fiir Organe im Jahresabschluss
der Kammerverwaltung an unterschiedlichen Stellen und auf unterschiedlichen
Gliederungsebenen dargestellt bzw. enthalten waren; die Auslagenersatze waren
beispielsweise dem Bereich Offentlichkeitsarbeit zugeordnet.

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, die Aufwendungen fiir Organe innerhalb des
Jahresabschlusses der Kammerverwaltung transparent auszuweisen und dafir eine
gemeinsame Aufwandsgruppe zu erwagen.

(4) Der RH merkte an, dass der Personalaufwand der Arztekammer fir Wien und der
Aufwand fir ihre Organe im Jahresabschluss der Kammerverwaltung jeweils nicht in
ihrer Gesamtheit ersichtlich waren, was mit einer eingeschrankten Informationstiefe
und Transparenz gegenlber den Kammerangehorigen verbunden war. Flr beide
Aufwandsgruppen war die Aufwandsteilung zwischen Kammerverwaltung und
Wohlfahrtsfonds erstmals im Jahresabschluss 2022 ersichtlich. Der RH anerkannte
die Offenlegung, da auch das Arztegesetz 1998 vorsah, die Verwaltung des Wohl-
fahrtsfonds als Sondervermégen getrennt von der Verwaltung des Ubrigen Kammer-
vermogens zu fuhren.

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, die Aufteilung des Aufwands fiir Personal
und fir Organe zwischen Kammerverwaltung und Wohlfahrtsfonds in ihren Jahres-
abschlissen transparent offenzulegen.
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8.1

Aufwendungen fur Organe

(1) Die von der Vollversammlung beschlossene und auf der Website der Arztekam-
mer fur Wien veroffentlichte Didten— und Reisegebihrenordnung regelte die Dotie-
rung flr Funktiondrinnen und Funktiondre, fir vom Kammervorstand bestellte
Referentinnen und Referenten?® und fiir sonstige Beauftragte der Arztekammer fiir
Wien. Sie sah Funktionsgeblhren, Auslagenersatze, Sitzungsgelder, Bearbeitungsge-
bihren und Reisekosten vor.

(2) Den Funktionarinnen und Funktionaren, Bezirksarztevertreterinnen und Bezirks-
drztevertretern und Fachgruppenobleuten sowie Referentinnen und Referenten
gebihrten monatlich pauschalierte Funktionsgebihren und Auslagenersatze, deren
Héhe in den Anlagen zur Didten— und Reisegeblhrenordnung als Betrag je dotierte
Funktion festgelegt war. Die Arztekammer fiir Wien verbuchte diesen Betrag jeweils
zur Halfte als Funktionsgeblhr und als Auslagenersatz auf unterschiedlichen Konten
und stellte sie im Jahresabschluss an unterschiedlichen Stellen dar. Laut Arztekam-
mer fir Wien gebe es flr die Zweiteilung der pauschalierten Betrage keine sachliche
Begrindung.

(3) Die Vollversammlung beschloss im Juni 2017 und Juni 2022 — jeweils nach der
Arztekammerwahl — Neufassungen der Didten— und Reisegebiihrenordnung. Diese
enthielten u.a. Anderungen in der Héhe der Dotierung sowie bei der Anzahl der
dotierten Funktionen. Eine jahrliche Valorisierung der enthaltenen Betrdge war
nicht vorgesehen.

Die Funktionsgeblhren, Auslagenersatze, Sitzungsgelder und Bearbeitungsgebih-
ren stiegen von 2016 bis 2018 —dem Jahr nach dem Beschluss der Didaten— und
Reisegebiihrenordnung 2017 — um 55 % von 1,93 Mio. EUR auf 3,01 Mio. EUR. Im
Jahr 2022 sanken sie im Vergleich zum Jahr 2021 geringfligig um 6 %.

Funktiondrinnen und Funktiondre waren die in den Arztekammerwahlen gewéahlten Vertreterinnen und
Vertreter, aus denen sich die Organe der Arztekammer zusammensetzten. Referentinnen und Referenten
hingegen wurden nicht gewahlt, sondern aufgrund ihrer fachlichen Expertise von den Organen bestellt. Sie
waren in Referaten organisiert, denen jeweils ein Aufgabengebiet bzw. Thema zugeordnet war.



Die folgende Tabelle zeigt die Anzahl der monatlich dotierten Funktionen mit Stand
Janner 2017, Juni 2017 und Juli 2022:

Tabelle 8: Anzahl der monatlich dotierten Funktionen

Jénner2017‘ Juni 2017 ‘ Juli 2022

Anzahl

Funktiondrinnen und Funktionare (Organe und Auschisse?) 35 36 38
Bezirksarztevertreterinnen und Bezirksarztevertreter sowie

53 53 61
Fachgruppenobleute
Referentinnen und Referenten 36 86 65
Summe 124 175 164
1 Niederlassungsausschuss, Ausschuss fir drztliche Ausbildung Quelle: Arztekammer fiir Wien; Zusammenstellung: RH

Die Arztekammer fiir Wien erhéhte die Zahl der dotierten Funktionen fiir Organe
sowie fur den Niederlassungsausschuss und den Ausschuss flr drztliche Ausbildung
im Zeitraum 2017 bis 2022 um drei. Die Zahl der dotierten Referentinnen und Refe-
renten erhdhte sie mit Beschluss der Didten— und Reisegebihrenordnung 2017 im
Juni 2017 von 36 (in 25 Referaten) auf 86 (in 55 Referaten). Nach Beschluss der
Didten—und Reisegebihrenordnung 2022 (Stand Juli 2022) gab es 65 Referentinnen
und Referenten in 46 dotierten Referaten.

Mit der Didten— und Reisegebiihrenordnung 2017 beschrankte die Arztekammer fiir
Wien die Summe der Funktionsgeblhren, Auslagenersatze, Sitzungsgelder, Bearbei-
tungsgeblihren und Reisekosten auf 42.000 EUR (ab Juli 2022: 43.200 EUR) pro
Person und Jahr; von dieser Regelung ausgenommen waren die Mitglieder des Prési-
diums?® und ab Juli 2022 auch die bzw. der Vorsitzende des Verwaltungsausschus-
ses.

2 die Prasidentin bzw. der Prasident, die Vizeprasidentinnen bzw. die Vizeprasidenten und die Finanzreferentin

bzw. der Finanzreferent

39



Die folgende Tabelle zeigt die Funktionsgeblhren und Auslagenersdtze sowie ihre
Entwicklung im Zeitraum 2017 bis 2022 fir jene 13 Funktionen, die mit Stand
Juli 2022 mit mehr als 3.000 EUR pro Monat dotiert waren:

Tabelle 9: Funktionen laut der Didten— und Reisegebihrenordnung (DRGO) mit einer monat-
lichen Dotierung Gber 3.000 EUR

Funktionsgebiihren und Auslagenersatze ElI2 e (llo2ss 7/ o AT
g & (DRGO 2012) | (DRGO 2017) | (DRGO 2022)
in EUR
Prasidentin bzw. Prasident 6.396 8.000 8.800
Vizeprasident/in (Obfrau bzw. Obmann der Kurie fir angestellte Arztinnen
und Arzte bzw. der Kurie fir niedergelassene Arztinnen und Arzte) 3.198 >.000 >:500
Finanzreferent/in und Vorsitzende/r des Verwaltungsausschusses 2.400 3.200 3.600
erste und zweite Stellvertretung der Obfrau/des Obmanns der Kurie fiir
L - 2.400
angestellte Arztinnen und Arzte
e_rste Stellvertrety_ng;ler Obfrau(des Obmanns der Kurie fur 1,600 5 800 3200
niedergelassene Arztinnen und Arzte
zweite Stellvertretung der Obfrau/des Obmanns der Kurie fur
/ tUNg I\ 2.200
niedergelassene Arztinnen und Arzte
zwei Sektionsobleute der Kurie fiir angestellte Arztinnen und Arzte 3.200
. N 2.400 3.200
zwei Sektionsobleute der Kurie flr niedergelassene Arztinnen und Arzte 2.800

Quelle: Arztekammer fiir Wien; Zusammenstellung: RH

Die monatlichen Dotierungen (Funktionsgebihren und Auslagenersatze) Uber
3.000 EUR stiegen im Zeitraum Janner 2017 bis Juli 2022 zwischen 33 % und 100 %.
Mit Stand Juli 2022 betrugen die monatlichen Funktionsgebihren und Auslagener-
satze der 164 dotierten Funktionen zwischen 150 EUR und 8.800 EUR. Dazu konnten
noch Sitzungsgelder und Bearbeitungsgeblhren kommen.3°

(4) Die Arztekammer fiir Wien verpflichtete die Referate ab dem Jahr 2020, jahrlich
einen Tatigkeitsbericht zu verfassen, und veroffentlichte diese auf ihrer Website.
Laut Didten— und Reisegebihrenordnung 2022 war anhand der Jahresberichte zu
prifen, ob die Dotierung der Referentinnen und Referenten angemessen war. Die
Berichte der Referate unterschieden sich in Detailtiefe und Form; eine Mustervor-
lage war laut Didten— und Reisegebihrenordnung 2022 vorgesehen, lag aber bis
Juni 2023 nicht vor.

30 Allerdings hatten z.B. die Vorsitzenden von Organen keinen Anspruch auf Sitzungsgelder fir Sitzungen dieses

Organs.
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8.2

(5) Fur die Arbeit der Referate und die Zusammenarbeit zwischen Kammerverwal-
tung und Referentinnen und Referenten erstellte die Arztekammer fiir Wien im
Jahr 2017 einen Leitfaden. Darin war u.a. vorgesehen, die Referatssitzungsproto-
kolle im Kammeramt zu hinterlegen. Die Protokolle und sonstigen Referatsdoku-
mente verwaltete die bzw. der fir das jeweilige Referat zustdandige Bedienstete; sie
waren in der Arztekammer flir Wien nicht zentral gespeichert.

(1) Der RH hielt kritisch fest, dass die Arztekammer fiir Wien den pauschalierten
Betrag flr Funktionsgeblhren und Auslagenersatze in der Buchhaltung und im
Jahresabschluss trennte, ohne dies sachlich zu begriinden.

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, die Teilung der pauschalierten Betrage in
Funktionsgebiihren und Auslagenersatze einzustellen.

(2) Der RH wies auf den Anstieg der Aufwendungen fir Organe um 55 %
zwischen 2016 und 2018 hin. Angesichts der Steigerung der betrieblichen Aufwen-
dungen der Kammerverwaltung im Zeitraum 2017 bis 2022 um 47 % hielt er fest,
dass nach dem Beschluss der Didten— und Reisegebihrenordnung 2022 diese
Aufwendungen zwischen 2021 und 2022 um 6 % sanken.

(3) Angesichts der zur Zeit der Gebarungslberprifung eingerichteten Gber 40 Refe-
rate und zur Nachvollziehbarkeit ihrer Arbeit erachtete es der RH als sinnvoll, dass
die Referentinnen und Referenten einen jahrlichen Tatigkeitsbericht zu verfassen
hatten. Auch die im Jahr 2022 eingeflihrte Priifung der Angemessenheit der Dotie-
rung anhand der Tatigkeitsberichte beurteilte der RH grundsatzlich positiv. Er wies
jedoch darauf hin, dass die Detailtiefe in den Tatigkeitsberichten der Referate unter-
schiedlich war und es weder eine Mustervorlage noch Vorgaben Uber Struktur, Tiefe
und Themen des Berichtsinhalts gab.

Der RH empfahl der Arztekammer fiir Wien, eine Mustervorlage fiir die jahrlichen
Tatigkeitsberichte ihrer Referate vorzugeben.

(4) Der RH anerkannte den seit 2017 vorliegenden Leitfaden fir Referate zur Rege-
lung der Zusammenarbeit mit dem Kammeramt, wies jedoch im Hinblick auf die
Kontinuitdt der Arbeit kritisch auf die fehlende zentrale Archivierung der Sitzungs-
protokolle und sonstiger Referatsdokumente hin.

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, die Arbeitsdokumente der Referate zentral
zu speichern, um die Nachvollziehbarkeit und kontinuierliche Dokumentation der
Referatstatigkeiten sicherzustellen.
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9.1

Kammervermogen

Im Jahr 2022 verfiigte die Arztekammer fiir Wien (ber ein Vermogen von
46,15 Mio. EUR. Dem standen 21,91 Mio. EUR an Eigenkapital gegentber, davon
13,24 Mio. EUR an Rucklagen aus dem Kampf—und Aktionsfonds, 15,24 Mio. EUR an
Rickstellungen (insbesondere im Personalbereich) und 8,80 Mio. EUR an Verbind-
lichkeiten (gegeniiber Kammerangehorigen und aus Lieferungen und Leistungen).

Das Vermogen der Arztekammer fiir Wien bestand vor allem aus Wertpapieren
sowie Guthaben bei Kreditinstituten und gliederte sich von 2017 bis 2022 wie folgt:

Tabelle 10: Vermogen der Arztekammer fiir Wien

‘ 2017 ‘ 2018 ‘ 2019 ‘ 2020 ‘ 2021 ‘ 2022

in Mio. EUR
gesamt 48,50 45,64 46,16 49,25 44,09 46,15
davon
Immobilien 0,94 0,86 0,91 0,90 1,00 1,11
Wertpapiere 26,43 26,06 26,93 27,24 27,89 26,76
Beteiligungen 2,37 2,41 2,44 2,56 2,56 3,17
Forderungen 3,02 4,10 6,38 10,46 4,96 6,46
Guthaben bei Kreditinstituten 15,30 11,67 9,01 7,70 7,26 817
Rundungsdifferenzen moglich Quelle: Arztekammer fiir Wien

Die Verwaltung des Kammervermogens oblag dem Kammervorstand; eine Anlage-
strategie oder zumindest Vorgaben flr die Vermogensveranlagung (insbesondere
Risikovorgaben) gab es ebensowenig wie eine Festlegung, welches Vermaogen fur die
Kammerverwaltung in welcher Héhe geboten war. Uberwiegend war das Vermogen
der Arztekammer fiir Wien in Wertpapierfonds bei vier unterschiedlichen Kredit-
instituten veranlagt. Das Immobilienvermdgen umfasste den Sitz der Arztekammer
far Wien im 1. Wiener Gemeindebezirk, die Beteiligungen betrafen Unternehmens-
anteile (TZ 2, TZ 15).

Die Summe der in Wertpapieren veranlagten Mittel anderte sich von 2017 bis 2022
kaum, was einerseits auf Veranlagungsgewinne und andererseits auf Zufihrungen
und die Wiederveranlagung ausgelaufener Wertpapiere zurtckzufiihren war. Im
Jahr 2017 stockte die Arztekammer fiir Wien aufgrund von hohen Guthaben bei
einer Bank und der Absenkung der Zinsen auf 0,01 % zwei Wertpapierfonds um je
5 Mio. EUR auf.
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9.2

10.1

31

Der Zuwachs bei den Beteiligungen resultierte aus der Neugriindung von Unterneh-
men. Darauf war auch ein Teil der Erhéhung bei den Forderungen im Jahr 2019
zuriickzufiihren, da die Arztekammer fiir Wien einem verbundenen Unternehmen
bei der Griindung ein Darlehen in H6he von 500.000 EUR gewahrte. Der Anstieg bei
den Forderungen im Jahr 2020 war auf eine offene Vergltung der Stadt Wien von
4,30 Mio. EUR fir die Bereitstellung von Schutzmaterial an Arztinnen und Arzte im
Rahmen der COVID-19—-Pandemie zurlckzufihren. Ein GrofSteil der Forderungen
resultierte aus offenen Kammerumlagen von Kammerangehorigen.

Der RH hielt fest, dass die Arztekammer fiir Wien im tberpriiften Zeitraum tber ein
Vermogen zwischen 44,09 Mio. EUR (2021) und 49,25 Mio. EUR (2017) verflgte,
wovon zwischen 26,06 Mio. EUR und 27,89 Mio. EUR in Wertpapiere veranlagt
waren.

Die Arztekammer fiir Wien verfiigte weder (iber eine Strategie noch iiber sonstige
Vorgaben fir die Veranlagung ihres Vermogens, u.a. fir einzelne Anlageklassen, wie
Wertpapiere, Geldvermogen oder Beteiligungen, oder fir das Anlagerisiko (Auswahl
der Banken und Anlageformen, Risikostreuung etc.). Weiters war nicht festgelegt,
welche Vermogenshohe fur die Kammerverwaltung geboten war.

Der RH empfahl der Arztekammer fiir Wien, die Hohe des fiir die Kammerverwal-
tung gebotenen Vermdgens festzulegen. Weiters wdren eine Strategie und eine
Richtlinie zur Veranlagung des Kammervermaogens zu beschlieen und darin zumin-
dest die Art und Hohe der Veranlagungen und die Risikostreuung vorzugeben.

Personal des Kammeramts
Personalstruktur und Kammeramtsorganisation

(1) Die Arztekammer fiir Wien beschéftigte mit Stand 31. Dezember 2022 insgesamt
105 Bedienstete, davon 80 Frauen (76,2 %) und 25 Manner (23,8 %). Die Teilzeit-
qguote lag im Uberpriften Zeitraum bei 31,3 % und betraf fast ausschliel3lich Frauen.
Osterreichweit lag der Frauenanteil unter den Erwerbstitigen bei 47,0 %, die Teil-
zeitquote im Jahr 2022 bei 30,5 %.>

(2) Das Kammeramt bestand von 2017 bis Ende 2022 neben der Kammeramtsdirek-
tion aus zwei Stabsstellen, sechs Abteilungen und flinf Bereichen und hatte
15 Fuhrungskradfte. Die Fihrungsspannen in den Organisationseinheiten waren
unterschiedlich und reichten von null in einer Stabsstelle bzw. in einem Bereich bis

https://www.statistik.at/statistiken/arbeitsmarkt/arbeitszeit/teilzeitarbeit-teilzeitquote (zuletzt abgerufen
am 9. August 2023); von den 4.442.600 Erwerbstatigen im Jahresdurchschnitt 2022 waren 2.089.500 Frauen.


http://https://www.statistik.at/statistiken/arbeitsmarkt/arbeitszeit/teilzeitarbeit-teilzeitquote
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32

zu 20 Bediensteten in der Abteilung Finanzen und interne Verwaltung mit zwei nach-
geordneten Bereichsleitungen (Rechnungswesen, interne Verwaltung). Die Abtei-
lungen verflgten jeweils Uber eine Abteilungsleitung, nur die Rechtsabteilung hatte
eine Abteilungsleiterin und einen Abteilungsleiter, aber keine nachgeordneten
Bereichsleitungen.

(3) Von den 15 Fihrungskraften waren mit Stichtag 31. Dezember 2022 neun Frauen
(60 %) und sechs Manner. Die Fihrungskrafte erhielten neben einem Grundgehalt
eine Leiterzulage von bis zu 80 %. Eine Bedienstete verdiente in der Arztekammer
fir Wien im Jahr 202132 — ohne Berlicksichtigung des Beschéftigungsausmalies (Voll-
zeit oder Teilzeit) — im Durchschnitt um 38 % weniger als ein Bediensteter (Gender
Pay Gap).

Der RH hielt fest, dass die Arztekammer fiir Wien zum Jahresende 2022 insgesamt
105 Bedienstete — davon 76,2 % Frauen — beschaftigte. Er vermerkte kritisch, dass
das Personal ungleich auf die Fihrungskrafte verteilt war; in einer Stabsstelle bzw. in
einem Bereich war lediglich eine Flihrungskraft ohne weitere Beschéftigte tatig.
Kritisch sah der RH auch, dass die Rechtsabteilung —im Unterschied zu anderen
vergleichbaren Abteilungen — Uber zwei Abteilungsleitungen, aber keine nachgeord-
nete Bereichsleitung verflgte.

Der RH empfahl der Arztekammer fiir Wien, die Organisation des Kammeramts im
Hinblick auf die teils geringen Flhrungsspannen und die doppelte Leitung der
Rechtsabteilung auf Synergiepotenziale zu prifen.

Positiv hob der RH hervor, dass die Fihrungsebene —neun von 15 FUhrungskraften
waren Frauen — einen Frauenanteil von 60 % aufwies. Kritisch merkte er an, dass das
durchschnittliche Gehalt einer Bediensteten um 38 % niedriger war als das eines
Bediensteten, verwies in diesem Zusammenhang aber darauf, dass fast ausschliel3-
lich weibliche Bedienstete in Teilzeit arbeiteten (Teilzeitanteil von 31,3 %).

Der RH empfahl der Arztekammer fiir Wien, zu priifen, ob es neben der hohen Teil-
zeitquote unter den weiblichen Bediensteten weitere Ursachen fir den Gender Pay
Gap gab, und gegebenenfalls MaRnahmen dagegenzusetzen.

Zur Berechnung des Gender Pay Gap wahlte der RH das Jahr 2021. Es war insofern reprasentatiy, als die
Arztekammer fiir Wien in diesem Jahr weder COVID—19- noch Teuerungspramienzahlungen an die Bediens-
teten ausschittete. Bei der Berechnung des Gender Pay Gap wurden ganzjahrig beschéftigte Personen einbe-
zogen, Unterschiede im Beschaftigungsausmal (Vollzeit oder Teilzeit) blieben unbertcksichtigt, um die
realen soziookonomischen Faktoren miteinzubeziehen. Berechnungsformel des Gender Pay Gap: durch-
schnittlicher Bruttojahresverdienst der Manner minus durchschnittlichem Bruttojahresverdienst der Frauen
geteilt durch den durchschnittlichen Bruttojahresverdienst der Manner.
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Personalaufwand

(1) Die dienst—, besoldungs— und pensionsrechtlichen Rahmenbedingungen fir die
Angestellten des Kammeramts hatte die Vollversammlung durch eine Dienstord-
nung zu regeln.?® Die Vollversammlung der Arztekammer fiir Wien hatte zuletzt im
Jahr 2019 eine solche Dienstordnung erlassen.

(2) Der Personalaufwand der Arztekammer fiir Wien fiir aktives Personal®* belief sich
im Jahr 2017 auf 5,2 Mio. EUR und stieg bis 2022 um 72,1 % auf rd. 9 Mio. EUR an
(TZ 7). Diese starke Steigerung war zum Teil auf zusatzliches Personal zurickzufih-
ren:

Tabelle 11: Personalaufwand und Anzahl der Bediensteten der Arztekammer fiir Wien

Veranderung

2017 2018 2019 2020 2021 2022

2017 bis 2022

in Vollzeitdquivalenten (im Jahresdurchschnitt) in%
Bedienstete 64,3 68,8 72,8 79,8 86,3 89,0 38,4
in Mio. EUR
EZ;SS?QELan“fwa”d ohne 520 599 670 736 852 895 72,1
Jahresbruttogehalter 3,89 4,59 5,10 5,93 6,22 7,17 84,4

in EUR je Vollzeitdquivalent

Jahresbruttogehalt

. 60.420 66.664 70.023 74.267 72.110 80.512 33,3
(Durchschnitt)

Rundungsdifferenzen moglich Quelle: Arztekammer fir Wien

Die Anzahl der Bediensteten stieg von 64,3 Vollzeitdquivalenten (VZA) im Jahr 2017
um 38 % auf 89 VZA im Jahr 2022. Der Personalanstieg betraf insbesondere die
Kammeramtsdirektion und die Stabsstellen, aufgrund des Insourcings der Reini-
gungskrafte im Jahr 2020 im Bereich interne Verwaltung, in der Abteilung Medien
und Fortbildung sowie in der Rechtsabteilung. In anderen Bereichen —z.B. dem fir
die Einfihrung eines Internen Kontrollsystems (IKS) zustdndigen Rechnungswesen —
blieb die Mitarbeiteranzahl im Uberpruften Zeitraum unverandert.

§ 87 Abs. 3 Arztegesetz 1998

Die Arztekammer fiir Wien inkludierte im Personalaufwand in ihrer Gewinn—und Verlustrechnung auch Leis-
tungen und Ruckstellungen im Zusammenhang mit Betriebspensionen. Fiir bereits pensioniertes und vor
dem 1. Februar 1999 eingetretenes Personal zahlte die Arztekammer fiir Wien die Betriebspensionen direkt.
Fir das ab 1. Februar 1999 in die Arztekammer eingetretene Personal beruhten die Leistungen auf einem
Pensionsvorsorgemodell: Die Arztekammer fiir Wien leistete fiir jede Bedienstete und jeden Bediensteten ab
dem sechsten Jahr der Kammerzugehorigkeit einen monatlichen Beitrag in Prozent des Bruttogehalts in
Abhéngigkeit von der Zahl der absolvierten Dienstjahre. Im Jahresdurchschnitt der Jahre 2017 bis 2022 leis-
tete die Arztekammer fiir Wien 110.676,21 EUR fiir Zuschiisse an die Pensionskasse.



Mit dem Personalanstieg ging auch eine Erhohung der Summe der Jahresbruttoge-
halter? einher, die von 3,89 Mio. EUR im Jahr 2017 auf 7,17 Mio. EUR im Jahr 2022
um 84 % anstieg. Wie die Entwicklung des durchschnittlichen Jahresbruttogehalts je
VZA — plus 33 % von 2017 bis 2022 — zeigte, erhdhte sich auch das Gehalt je VZA. Im
Vergleich dazu stieg der Verbraucherpreisindex im Zeitraum 2017 bis 2022 um
17,2 %.

(3) Neben dem Grundgehalt waren u.a. Zulagen, Pramien und abgegoltene Uber-
stunden wesentliche Bestandteile des Jahresbruttogehalts. Sie stiegen im Zeit-
raum 2017 bis 2022 —wenn auch in unterschiedlichem Ausmal — an und waren
daher maligeblich fur die Erhéhung des durchschnittlichen Jahresbruttogehalts je
VZA.

(a) Zulagen

Im Jahr 2017 zahlte die Arztekammer fiir Wien eine Leiterzulage im AusmaR von bis
zu 80 % des Grundgehalts an vier Bedienstete aus. Im Jahr 2022 erhielten zwolf
Bedienstete diese Zulage und elf weitere eine im Jahr 2021 eingefiihrte Verwen-
dungszulage fir Stellvertreterinnen und Stellvertreter im Ausmals von bis zu 40 %
des Grundgehalts. Dadurch stieg die Summe der jahrlich gewahrten Leitungs— und
Verwendungszulagen im Gberpruften Zeitraum um 178 % auf insgesamt 388.042 EUR
an.

(b) Pramien
Die jahrlichen Aufwendungen fir Pramien stiegen im Zeitraum 2017 bis 2022 von
54.321 EUR auf 392.976 EUR auf mehr als das Siebenfache an — u.a., weil die Arzte-

kammer fir Wien im Jahr 2022 eine Teuerungspramie einfihrte:

Tabelle 12:

Aufwendungen fiir Pramien der Arztekammer fiir Wien

sonstige Pramien

COVID-19-
Bonuszahlungen

Teuerungspramie

Summe

35

46

Summe Veranderung
2017 2018 2019 2020 2021 2022 2017 bis 2022 | 2017 bis 2022
in EUR in%
54.321 259.915 76.548 77.081 201.190 65.976 735.031 21,5
- - - 107.225 6.000 - 113.225 -
- - - - - 327.000 327.000 -
54.321 259.915 76.548 184.306 207.190 392.976 1.175.256 623,4

Quelle: Arztekammer fiir Wien

Werte jeweils ohne Dienstgeberanteil
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Neben der Pramie zum Teuerungsausgleich und COVID—19-Bonuszahlungen zahlte
die Arztekammer fir Wien auf Basis von Prasidiumsbeschliissen (TZ 3) Pramien aus
unterschiedlichen Grinden: fur Verhandlungen mit Sozialversicherungstragern, fur
erheblichen Mehraufwand und aulRergewdhnliche Leistungen etwa bei Immobilien-
transaktionen und —entwicklung oder bei der Durchfiihrung von Kammerwahlen
und Arztebéllen. Ein Pramiensystem mit nachvollziehbaren, transparenten Kriterien
und Zielen fur die Auszahlung von Pramien gab es nicht.

(c) Abgegoltene Uberstunden

Die jahrliche Abgeltung fir Uberstunden (pauschal bzw. einzeln abgerechnete und
Zuschlage) stieg von 403.598 EUR im Jahr 2017 um 13 % auf 454.939 EUR im
Jahr 2022; der GroRteil entfiel auf einzeln abgerechnete Stunden. Zum Teil erbrach-
ten einzelne Bedienstete, die keine FUhrungskrdfte mit Personalverantwortung
waren und nicht Uber eine Uberstundenpauschale verfiigten, tiber 600 Uberstun-
den je Jahr.

(4) Die Arztekammer fiir Wien hatte die Steigerung des Personalaufwands nur zum
Teil im Rahmen der Personalplanung vorgesehen. Deren Schwerpunkt lag auf der
Darstellung der Kostenentwicklung. In den Jahren 2021 und 2022 Uberschritt die
Arztekammer fiir Wien den budgetierten Personalaufwand um 18 % (2021) bzw.
13 % (2022). Fiur das Jahr 2022 budgetierte sie zehn Beschéftigte zu wenig und
berlcksichtigte Zinssatzsenkungen sowie Inflationserhéhungen, die sich im Bereich
der Personalrickstellungen auswirkten, nicht. Der Budgetierung des Personalauf-
wands 2023 legte die Arztekammer fiir Wien die Werte des Jahresabschlusses 2021
zugrunde und berlcksichtigte bereits absehbare Verdanderungen, etwa héhere infla-
tionsbedingte Gehaltssteigerungen, organisatorische Veranderungen oder die
Beschaftigung von zusatzlichem Personal. Strategische Uberlegungen zum Personal-
bedarf — etwa flir bestimmte Vorhaben wie die Einfihrung eines IKS (TZ 26) — oder

zu allfélligen Kosteneinsparungspotenzialen — etwa fir Aufwendungen betreffend
Uberstunden — waren nicht erkennbar.

Der RH hielt fest, dass sich der Personalaufwand in den Jahren 2017 bis 2022 um
72 % erhohte. Dies war zum einen auf die Beschaftigung von zusatzlichem Personal
—gemessen in VZA ein Plus um 38 % — zuriickzufihren. Zum anderen war der
Anstieg des Personalaufwands auch in der Erhéhung des durchschnittlichen Jahres-
bruttogehalts je VZA um 33 % begriindet, die einer Steigerung des Verbraucher-
preisindex von 17,2 % gegeniberstand. Die Erh6hung stand u.a. in Zusammenhang
mit einer deutlichen Zunahme der Leitungs— und Verwendungszulagen (+178 %)
und der Aufwendungen fir Pramien (+623 % aufgrund der Einfihrung einer Teue-
rungspramie im Jahr 2022), fir deren Gewdhrung ein System mit transparenten
Kriterien fehlte.
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Vor diesem Hintergrund wies der RH kritisch darauf hin, dass die Personalplanung
der Arztekammer fiir Wien diese Entwicklung nur zum Teil enthielt und der tatséch-
liche den budgetierten Personalaufwand in zwei aufeinanderfolgenden Jahren
(2021, 2022) Uberschritt. Nach Ansicht des RH stand dies im Zusammenhang mit
fehlenden strategischen Uberlegungen zum Personalbedarf —etwa fiir interne
Leitungsstrukturen, fur erforderliche Ressourcen fir ein IKS (TZ 26) oder fur Uber-
stunden. Er verwies auf seine Feststellung, dass die Kammeramtsdirektion gemal
Arztegesetz 1998 fiir die innere Organisation verantwortlich war und fir eine
moglichst effiziente und sparsame Erfillung der Aufgaben des Kammeramts zu
sorgen hatte (TZ 3).

Der RH empfahl daher der Arztekammer fiir Wien, in die Personalplanung strategi-
sche Uberlegungen zum Personalbedarf aufzunehmen; dies mit dem Ziel, die inter-
nen Leitungsstrukturen zu optimieren, die erforderlichen Ressourcen fiir wichtige
Projekte sicherzustellen sowie Uberstundenleistungen zu reduzieren.

Dariiber hinaus empfahl er der Arztekammer fiir Wien, Pramien kiinftig ausschlieR-
lich auf Grundlage eines Pramiensystems zu gewahren, das zumindest Hohe, Grund
und Haufigkeit der Pramie festlegt.

Resturlaube und Urlaubsrickstellung

Von 2017 bis 2022 stiegen die Resturlaube von 976 Tagen auf 2.090 Tage um mehr
als 100 % an. Aus diesem Anstieg resultierten Urlaubsrickstellungen zum Jahres-

ende 2022 von 778.940 EUR:

Tabelle 13: Resturlaube und Urlaubsrickstellungen

Veranderung

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2017 bis 2022

in Tagen in %
Resturlaube zum 976  1.053 1227 1625 2026  2.090 114,1
31. Dezember

in %
Steigerung zum - 79 165 32,4 24,7 3,2 -
Vorjahr

in EUR zum 31. Dezember

Urlaubsriickstellung  342.837 389.025 443.694 541.938 705.751 778.940 127,2

in%

Steigerung zum

) - 13,5 14,1 22,1 30,2 10,4 -
Vorjahr

Quelle: Arztekammer fiir Wien
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Bei 39,7 % der Bediensteten betrugen die Resturlaube zum 31. Dezember 2022
mehr als 15 Tage, bei 6,9 % der Bediensteten zwischen 50 Tagen und 100,5 Tagen,
was dem Urlaubsanspruch mehrerer Jahre entsprach. Eine kammerinterne Rege-
lung Uber die Verjahrung von Urlaubsanspriichen bestand nicht.

Grundsatzlich hatten die Bediensteten der Arztekammer fiir Wien einen jahrlichen
Urlaubsanspruch von 25 Tagen, ab Vollendung des 43. Lebensjahres oder bei Vollen-
dung von 25 Dienstjahren von 30 Tagen. Urlaubsanspriiche von weiteren finf Tagen
basierten auf einer friiheren Dienstordnung, die nur mehr flir zwei Bedienstete galt.
Zudem bestand in einem Fall eine Sondervereinbarung Gber 40 Urlaubstage. Diese
zusatzlichen Urlaubsanspriiche konsumierten diese drei Bediensteten nur teilweise,
ihre Ubrigen Resturlaube wurden auch ausbezahlt. Darlber hinaus gewahrte der
Prasident regelmafRig zwei zusatzliche Urlaubstage anldsslich der Weihnachtsfeier-
tage und begriindete dies mit ,guten Leistungen” im zu Ende gehenden Jahr.

Der RH kritisierte, dass die Resturlaubstage (+114 %) und damit die Urlaubsrickstel-
lungen (+127 %) im Uberpriiften Zeitraum im Vergleich zu den VZA (+38 %) tiberpro-
portional anstiegen. Zusatzlich zu den hohen Rickstellungsdotierungen belastete
auch die Auszahlung nicht konsumierter Urlaubstage das Ergebnis der Arztekammer
far Wien. Vor diesem Hintergrund sah er auch kritisch, dass drei Bediensteten
hdhere Urlaubsanspriiche von bis zu 40 Urlaubstagen gewahrt wurden, die diese
nur teilweise konsumierten.

Der RH empfahl der Arztekammer fiir Wien, eine Regelung iiber den Verfall von
Urlaubsansprichen zu beschlieSen. Urlaubsersatzleistungen waren zu vermeiden
und stattdessen MaRRnahmen vorzusehen, die vorrangig die Inanspruchnahme von
Urlaub ermoglichen.
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Nebenbeschaftigungen

Nach § 11 der Dienstordnung waren Nebenbeschéaftigungen der Arztekammer fiir
Wien zu melden und vom Prasidenten zu genehmigen. Wurde eine Nebenbeschafti-
gung genehmigt, hatten die betroffenen Bediensteten dem Compliance Manager
jahrlich eine schriftliche Erklarung tUber die Nebenbeschaftigung abzugeben.3® Die
Arztekammer fiir Wien erhob die Nebenbeschéftigungen ihrer Bediensteten weder
aktiv noch regelmalig.

Im Jahr 2022 hatten laut Auskunft der Arztekammer fiir Wien 13 Bedienstete
30 Nebenbeschaftigungen gemeldet, mit ein bis elf Nebenbeschéftigungen je
Person. Diese Aktivitdten betrafen Geschaftsfiihrungen von Unternehmen der Arzte-
kammer fir Wien bzw. der Kurie der niedergelassenen Arztinnen und Arzte, Konsu-
lenten— und Vortragstatigkeiten in Seminaren und Workshops und Geschafts-
fihrungen in mit der Arztekammer fiir Wien nicht verwandten Bereichen.

Die Dokumentation in den Personalakten war insofern nicht vollstandig, als fur das
Jahr 2020 zwei schriftliche Erklarungen Uber fortlaufende Nebenbeschaftigungen
fehlten.

Der RH hielt kritisch fest, dass die Arztekammer fiir Wien Nebenbeschiftigungen
ihrer Bediensteten nicht regelmaRig erhob. Fir das Jahr 2020 fehlten zwei schrift-
liche Erklarungen tber fortlaufende Nebenbeschaftigungen, die die Arztekammer
far Wien trotz der unvollstandigen Dokumentation bis zum Jahr 2023 nicht nachfor-
derte.

Der RH empfahl der Arztekammer fir Wien, regelméaRig bei allen Bediensteten allfal-
lige Nebenbeschaftigungen abzufragen, eine vollstdandige Dokumentation der
Nebenbeschaftigungen in den Personalakten sicherzustellen und hierfiir gegebe-
nenfalls Erklarungen nachzufordern.

Diese Erklarung hatte die Art der Tatigkeit, ihren inhaltlichen und zeitlichen Umfang, eine Aufzahlung der
Personen(—gruppen), mit denen die Bediensteten im Zuge der Nebenbeschéftigung Kontakt hatte, sowie bei
unmittelbarem inhaltlichem oder zeitlichem Zusammenhang mit der Kammertatigkeit auch das Bruttojahres-
einkommen aus der Nebenbeschaftigung zu enthalten.
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Offentlichkeitsarbeit

(1) Die Offentlichkeitsarbeit der Arztekammer fiir Wien umfasste

Presseaussendungen und Pressekonferenzen,

die Herausgabe von Broschiiren und Zeitschriften,

die Betreuung von Online—Medien, wie die Website der Arztekammer fiir Wien
(www.aekwien.at), ein Fachportal (www.medinlive.at) sowie ein Newsletter,
Social-Media—Auftritte,

Medienkooperationen und Kampagnen.

Es bestanden weder eine Ubergeordnete Strategie mit Zielen und eine darauf
aufbauende Jahresplanung noch ein Krisenkommunikationsplan.

Laut den Jahresabschliissen betrugen die Aufwendungen fiir die Offentlichkeitsar-
beit von 2017 bis 2022 zwischen 2 Mio. EUR und 3,22 Mio. EUR. Rund die Halfte
davon betraf Auslagenersatze an Funktionarinnen und Funktionare, Bezirksarztever-
tretungen sowie Fachgruppenobleute (TZ 7). Die grofiten Aufwendungen verursach-
ten Kampagnen mit insgesamt 2,65 Mio. EUR und Medienkooperationen mit
insgesamt 2,73 Mio. EUR.

(2) Neben der Abteilung fiir Offentlichkeitsarbeit im Kammeramt hatte der Préasident
der Arztekammer fiir Wien seit der Kammerwahl 2022 bis Ende Juni 2023 einen
eigenen Pressesprecher. Zudem verfigte die Arztekammer fir Wien bis Ende
Mai 2022 Uber ein Referat fiir Offentlichkeitsarbeit, eines fiir Kommunikation und
Medien sowie ein eigenes Referat fiir die Zeitschrift fir Arztinnen und Arzte. Diese
drei Referate legte der Kammervorstand Ende Mai 2022 zu einem Referat zusam-
men.

(3) Die Arztekammer fiir Wien kooperierte auf Beschluss des Kammervorstands mit
Uberregionalen und fachspezifischen Medien, um die ,, positive Zusammenarbeit mit
den Medien noch weiter” zu intensivieren. Ab dem Jahr 2018 erstellte sie einen
Jahresplan fur Medienschaltungen (Streuplan) und schaltete in den Jahren 2017
bis 2020 Inserate von jahrlich 537.000 EUR bis 767.000 EUR oder insgesamt
2,65 Mio. EUR, davon in drei groRen (Uberregionalen (Gratis—)Zeitungen
1,70 Mio. EUR. Ende 2020 beschloss der Vorstand, mit einer Gratiszeitung keine
Kooperationen mehr einzugehen und laufende Kooperationen mit sofortiger
Wirkung zu beenden, weil die ,Zusammenarbeit [mit der Mediengruppe] fir das
Image der Wiener Arztekammer schadlich” sei. Ab 2021 stellte die Arztekammer fiir
Wien die Medienschaltungen grol3teils ein und schaltete im Jahr 2022 nur noch in
einem Medium im Zusammenhang mit einer Ehrung.


http://www.aekwien.at),
http://www.medinlive.at)
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(4) Die Arztekammer fiir Wien fiihrte unterschiedliche PR—Kampagnen auf Beschluss
des Kammervorstands bzw. des Prasidiums durch. Diese Kampagnen finanzierte die
Kammer grof3teils aus dem Kampf—und Aktionsfonds (TZ 7), den sie als Rucklage fir
Protestmallnahmen eingerichtet hatte. Teilweise widmete der Kammervorstand
daflr Gelder aus dem Kurienbudget um, und fir die Unterstitzung eines Volksbe-
gehrens stellte das Prasidium zusatzlich 500.000 EUR bereit. Fir eine Medienkam-
pagne widmete der Kammervorstand 900.000 EUR fir die Kurie fir angestellte
Arztinnen und Arzte aus dem Kampf—und Aktionsfonds um, weil die Kurie fiir nieder-
gelassene Arztinnen und Arzte ebenfalls 900.000 EUR aus dem Fonds fiir ein Unter-
nehmen (Equip40rdi GmbH, TZ 15) erhalten hatte. Fir eine wiederkehrende
unterstltzende Kampagne genehmigte der Kammervorstand von 2016 bis 2020
jahrlich rd. 170.000 EUR aus dem Kampf— und Aktionsfonds. Im Jahr 2020 bezahlte
die Arztekammer fir Wien auf Beschluss des Kammervorstands eine Mietrechtsab-
|6se in Hohe von 510.000 EUR aus dem Kampf— und Aktionsfonds.

(1) Der RH hielt kritisch fest, dass die Arztekammer fiir Wien tiber keine ibergeord-
nete Strategie fiir ihre Offentlichkeitsarbeit verfiigte. Er erachtete die Erarbeitung
einer Strategie mit Zielen fir erforderlich. Diese Strategie sollte im Sinne eines
Krisenkommunikationsplans auch Malknahmen und Ansprechpartnerinnen bzw.
Ansprechpartner im Fall einer Krise beinhalten.

Der RH empfahl der Arztekammer fiir Wien, eine (ibergeordnete Strategie fiir
Offentlichkeitsarbeit zu entwickeln. Darin wéaren Ziele, Zielgruppen und MaRnahmen
zur Zielerreichung zu definieren und Vorkehrungen fir Krisenkommunikation zu tref-
fen.

(2) Der RH hielt fest, dass seit der Kammerwahl 2022 bis Ende Juni 2023 zusatzlich
zur Abteilung fir Offentlichkeitsarbeit ein Pressesprecher den Prisidenten der
Arztekammer fiir Wien betreute und bis Ende Mai 2022 drei Referate fiir die Belange
der Offentlichkeitsarbeit eingerichtet waren. Er wiirdigte, dass die Arztekammer fiir
Wien diese Doppelgleisigkeit beendete, da ein einheitlicher Auftritt der Arztekam-
mer fiir Wien nach auRen notwendig war und die Offentlichkeitsarbeit auf klaren
und raschen Entscheidungen beruhen sollte.

(3) Der RH kritisierte, dass die Arztekammer fiir Wien in den Jahren 2017 bis 2020
Inserate um insgesamt 2,65 Mio. EUR schaltete, um die ,positive Zusammenarbeit
mit Medien” zu intensivieren. Er wiirdigte, dass sie die Schaltungen ab dem Jahr 2021
Uberwiegend einstellte.

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, Medienschaltungen nur in jenem Umfang
durchzufihren, in dem sie sachlich geboten sind, und insbesondere die Mdglichkeit
kostenglinstigerer alternativer Formen der Kommunikation mit der Offentlichkeit zu
nutzen.
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(4) Der RH hielt fest, dass die Arztekammer fiir Wien Kampagnen groRteils aus dem
Kampf- und Aktionsfonds finanzierte, den sie als Ricklage fur ProtestmaRnahmen
eingerichtet hatte. Bei der Finanzierung einer wiederkehrenden Kampagne, der
Umwidmung der Mittel fur eine Kurie und einer Mietrechtsablése war daher der
Bezug zum Kampf— und Aktionsfonds fir den RH nicht erkennbar.

Er wiederholte seine Empfehlung aus TZ 7, aus Griinden der Transparenz gegenuiber
den Kammerangehorigen Rahmenbedingungen fir die Mittelverwendung aus dem
Kampf— und Aktionsfonds festzulegen und die Mittelverwendung im Jahresvoran-
schlag zu budgetieren.
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Beteiligungen
Uberblick und Entwicklung

(1) Die Arztekammer fiir Wien war im (berpriiften Zeitraum an zwei privatrechtlich
organisierten Unternehmen beteiligt: Sie war Alleineigentiimer einer GmbH, die am
Standort der Arztekammer fiir Wien eine Tiefgarage betrieb, und Minderheitseigen-
timer an einer Bank.

Die Kurie fir niedergelassene Arztinnen und Arzte der Arztekammer fir Wien
verflgte im Jahr 2017 Uber eine Beteiligung — die in ihrem Alleineigentum stehende
Arztefunkdienst — gemeinniitzige Betriebsgesellschaft m.b.H., mit der sie einen arzt-
lichen Not— und Bereitschaftsdienst fiir Wien betrieb. Bis Ende 2022 verflnffachte
sich die Anzahl der Beteiligungen der Kurie fiir niedergelassene Arztinnen und Arzte
aufgrund des Aufbaus einer Holdingstruktur, die aus einer direkten Beteiligung an
der Holding (arztliche Not— und Bereitschaftsdienst Errichtungsges.m.b.H.) und
insgesamt vier indirekten Beteiligungen (Téchter— und Enkelgesellschaften) bestand:

Abbildung 3:  Entwicklung der Beteiligungen der Arztekammer fiir Wien

Beteiligungen zum 31. Dezember 2017 Beteiligungen zum 31. Dezember 2022

. Kurie der Arztekammer _ Kurie der
niedergelassenen fiir Wien niedergelassenen
Arzt/innen Arzt/innen

Arztekammer
flr Wien

. Arztefunkdienst . arztliche Not—und
Gl ans = gemeinniitzige Betriebs- Weihburg — Bereitschaftsdienst

S (IR Errichtungsges.m.b.H.!
Gesellschaft gesellschaft m.b.H. Gesellschaft gsges.m.b.H.

m.b.H. m.b.H.

Arztefunkdienst—
gemeinnitzige ArzteEinkaufService
Betriebsgesellschaft Equip40rdi GmbH
m.b.H.

Arztefunkdienst— 26 % an Care 01
Dienstleistungs GmbH Arztesoftware GmbH

*vormals Equip40Ordi BeteiligungsgmbH Quelle: Arztekammer fiir Wien; Darstellung: RH
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(2) Die Ausweitung der von der Kurie fiir niedergelassene Arztinnen und Arzte gehal-
tenen Beteiligungen auf finf Gesellschaften®” basierte nicht auf einer kammerinter-
nen Beteiligungspolitik. Schriftliche strategische Festlegungen, welche Aufgaben der
Kurie sich unter welchen Voraussetzungen®® fir eine ausgelagerte Erfullung in
Gesellschaften eigneten und in welcher Form (z.B. GmbH oder Genossenschaft) dies
erfolgen sollte, fehlten.

Ende 2021, nach der Griindung der Holdingstruktur mit finf Gesellschaften, regelte
die Arztekammer fiir Wien — nach einer dsterreichweiten Abstimmung aller Landes-
drztekammern — in ihrer Satzung, dass Beschlisse zur Griindung einer Gesellschaft
der Beilage des Gesellschaftervertrags bedurften und zu begriinden war, warum die
Grindung zur Erfillung der vom Arztegesetz 1998 (ibertragenen Aufgaben notwen-
dig bzw. zweckdienlich war.

(3) Ausloser fur die Ausweitung der Beteiligungen war der — laut Protokollen der
Kurienversammlung spatestens seit dem Jahr 2018 bestehende — Wunsch der Kurie,
eine Einkaufsgemeinschaft fir medizinische Gebrauchsglter zu grinden; dies, um
Uber den Einkauf groRer Mengen giinstige Preise fiir die niedergelassenen Arztinnen
und Arzte in Wien zu erzielen und auf Marktanbieter Druck zur Preissenkung aufzu-
bauen. Mit diesem Wunsch in zeitlichem Zusammenhang standen Plane der Arzte-
kammer flr Wien, die Beschaffung des Ordinationsbedarfs — Arzneimittel, Ver-
bandsmaterial, Reagenzien und Ahnliches — durch die Sozialversicherungstrager
(§ 35 Gesamtvertrag) fiir die Wiener Arztinnen und Arzte neu zu regeln und von der
Wiener Gebietskrankenkasse zu tibernehmen. Die Arztekammer fiir Wien schloss
eine entsprechende Zusatzvereinbarung mit der Wiener Gebietskrankenkasse ab,
die am 1. Janner 2020 auf die Osterreichische Gesundheitskasse tiberging. Die Aus-
lagerung wurde im Uberpriften Zeitraum aber nicht realisiert.

Die insgesamt fiinf Beteiligungen der Kurie fiir niedergelassene Arztinnen und Arzte hatten unterschiedliche
Unternehmensgegenstande:

—arztliche Not— und Bereitschaftsdienst Errichtungsges.m.b.H. —Betrieb eines &rztlichen Not— und
Bereitschaftsdienstes,

— Arztefunkdienst — gemeinniitzige Betriebsgesellschaft m.b.H. — Betrieb des Arztefunkdienstes gemaR
§ 84 Abs. 4 Z 7 Arztegesetz 1998 zur Erfiillung vergiiteter Verpflichtungen aus dem Gesamtvertrag,

— ArzteEinkaufService Equip40rdi GmbH — Organisation von Ordinationen und Handel mit Arztebedarf sowie
Einkaufsservice fiir Arztinnen und Arzte,

— Arztefunkdienst—Dienstleistungs GmbH (ab Ma3rz 2023: Arzte-Dienstleistungs GmbH) — Betrieb eines &rzt-
lichen Not— und Bereitschaftsdienstes sowie Organisation von Ordinationen und die damit zusammen-
hangenden Dienstleistungen,

— Care01 Arztesoftware GmbH — Betrieb und Vertrieb einer Arztesoftware

Zu den rechtlichen Voraussetzungen zahlten — laut einem 2021 fir die Kammeramtsdirektoren aller Landes-
arztekammern erstellten Rechtsgutachten — etwa die Zugehorigkeit des Gesellschaftszwecks zum Aufgaben-
bereich der Kurie und die Deckung der dabei entstehenden Aufwendungen durch das Kurienbudget.
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Laut dem Kurienobmann sei die Einkaufsgemeinschaft unabhangig von ihrer Rechts-
form, wie die schon bestehende Arztefunkdienst — gemeinniitzige Betriebsgesell-
schaft m.b.H., nicht gewinnorientiert gewesen; eine Holdingstruktur war urspriinglich
nicht geplant. Als die Kurienversammlung im Jahr 2019 den Erwerb eines auf den
Medizinproduktehandel im Bereich der Endoskopie spezialisierten Unternehmens
beschloss, um so direkt in den Markt einzusteigen, griindete die Kurie Anfang
Marz 2019 daflir eine Beteiligungsgesellschaft. Im Rahmen einer nachfolgenden
Umgrindung wurde die erworbene Gesellschaft Ende Mérz 2019 in ,,Equip40rdi
GmbH“ und nach einer Verschmelzung mit der ,Arztefunkdienst Projektbetreu-
ungs GmbH" im Jahr 2020 mit Generalversammlungsbeschluss vom 15. April 2021
in ,ArzteEinkaufsService Equip40rdi GmbH“ umbenannt.

Sowohl! die Konstruktion der Beteiligungsgesellschaft als auch die durch mehrere
Umgrindungen entstandene Holdingstruktur hatten externe Berater empfohlen.
Laut den Protokollen der Kurienversammlung waren sie mit der Abwicklung der
damit verbundenen Vorgange betraut und teilweise auch als Geschéftsfiihrer und
Beirat der Gesellschaften sowie als Abschlusspriifer fir die Arztekammer fiir Wien
tatig. Die Grindung einer Holdingstruktur anstelle einer weiteren gemeinnutzigen
GmbH begriindete die Kurie auch damit, dass die externen Berater eine Reduktion
der Steuerlast durch Verwertung von Anfangsverlusten einer Beteiligungs—Holding
mit gewinnorientierten Tochterunternehmen empfohlen hatten. Die mit dieser
Struktur verbundenen Folgen fir die Wahrnehmung der Eigentimerrechte durch
die Kurie waren laut den Protokollen der Kurienversammlung nicht Gegenstand der
externen Beratung und wurden folglich auch nicht diskutiert. Weisungsbefugt
gegenliber der Geschaftsfihrung der Tochterunternehmen war aufgrund der
Holdingstruktur nicht mehr die Kurienversammlung, vertreten durch den Kurienob-
mann, sondern der Geschaftsfliihrer der Beteiligungsgesellschaft, ein von der Kurie
beauftragter Rechtsanwalt.

Der RH hielt fest, dass die Kurie fir niedergelassene Arztinnen und Arzte der Arzte-
kammer flr Wien seit 2017 ihre Beteiligungen von einer auf finf Gesellschaften
ausweitete. Er hielt kritisch fest, dass dies nicht auf einer kammerinternen Beteili-
gungspolitik basierte. Schriftliche strategische Vorgaben fehlten dazu, welche Aufga-
ben der Kurie sich unter welchen Voraussetzungen fur die Wahrnehmung in einer
ausgelagerten Gesellschaft eigneten und in welcher Form dies erfolgen sollte. Der
RH anerkannte, dass die Arztekammer fiir Wien in ihre Satzung auch Regelungen
Uber Beschlisse zur Griindung von oder Beteiligung an Unternehmen aufnahm. Er
hielt aber kritisch fest, dass dies erst 2021 und damit nach der Grindung bzw. dem
Erwerb von finf Beteiligungen der Kurie fir niedergelassene Arztinnen und Arzte
festgelegt wurde.
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Der RH empfahl der Arztekammer fiir Wien, eine Beteiligungspolitik zu beschlieRen
und darin schriftlich festzulegen, welche Aufgaben der Arztekammer fiir Wien bzw.
ihrer Kurien sich unter welchen Voraussetzungen fur die Wahrnehmung in einer
ausgelagerten Gesellschaft eignen und in welcher Form diese erfolgen soll.

Mangels kammerinterner strategischer Festlegungen waren der Prozess der Unter-
nehmensgrindung und die Entwicklung hin zu einer Holdingstruktur von externen
Beratern gesteuert. Nach Ansicht des RH war dies in zweifacher Hinsicht kritikwdir-
dig:

Zum einen profitierten einige externe Berater direkt von ihren eigenen Empfehlun-
gen —aufgrund der Betrauung mit den damit verbundenen Abwicklungsvorgéngen
sowie mit Geschaftsfihrungs— und Beiratstatigkeiten fur die Gesellschaften. Damit
war das Risiko verbunden, dass in der Beratung mitunter das Interesse des Auftrag-
nehmers im Vordergrund stand.

Zum anderen konnte eine zu starke Abhangigkeit von externen Beratern das Risiko
bergen, dass die Kammerangehdrigen die Aufgabenwahrnehmung der Selbstverwal-
tung nicht mehr ausreichend steuern konnten.

Der RH empfahl daher der Arztekammer fir Wien, zusatzlich zur Erstellung einer
Beteiligungspolitik kiinftig darauf zu achten, nicht dieselbe externe Person mit der
strategischen Beratung und operativen Tatigkeiten zu betrauen. Dies, um Anreize zu
vermeiden, dass die Beratung den Interessen des Auftraggebers entgegensteht.

Beteiligungsmanagement

(1) Die Ausgliederung von Aufgaben an Beteiligungen erforderte eine enge Abstim-
mung und laufende Kommunikation zwischen der Arztekammer fiir Wien bzw. der
Kurie fir niedergelassene Arztinnen und Arzte (Eigentiimer) und dem jeweiligen
Unternehmen. Wesentliche Bestandteile eines Beteiligungsmanagements waren

eine Eigentimerstrategie, in der die Erwartungen gegenliber dem Unternehmen in
Form von messbaren Zielen festgelegt waren, und

geeignete Kommunikationskanale, einschlieflich eines Berichtswesens zwischen
Eigentimer und Geschéaftsleitung der Beteiligungen, um sich gegenseitig aktiv zu
informieren und die Eigentimerrolle wahrzunehmen.

(2) Die Kurie der niedergelassenen Arztinnen und Arzte hatte weder eine Eigenti-
merstrategie mit Erwartungen an die Unternehmen in Form von messbaren Zielen
festgelegt noch ein Beteiligungsmanagement eingerichtet. Die Kommunikation
zwischen der Geschaftsfiihrung der ArzteEinkaufsService Equip40rdi GmbH und der
Kurie der niedergelassenen Arztinnen und Arzte beschrankte sich auf den laut
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Gesellschaftsvertrag eingerichteten Beirat. Dieser sollte die Geschaftsfihrung Gber-
wachen und beraten; ihm gehorten u.a. der damalige Kurienmanager® und der
Kammeramtsdirektor an. Ein institutionalisiertes Berichtswesen war nicht eingerich-
tet. Ebenso wenig geregelt war der Informationsfluss zwischen der Kurie der nieder-
gelassenen Arztinnen und Arzte und der Geschéftsfithrung der Holding (&rztliche
Not— und Bereitschaftsdienst Errichtungsges.m.b.H.), die gegenliber der Geschafts-
fihrung der ArzteEinkaufsService Equip4Ordi GmbH weisungsbefugt war.

Mangels Eigentimerstrategie und konkreter Unternehmensziele war auch keine
Uberwachung der Unternehmensentwicklung und der Zielerreichung inklusive Friih-
warnsystem vorhanden, um Beteiligungen zu steuern und damit verbundene
Entscheidungen zu treffen.

(3) Laut einer von der Kurie der niedergelassenen Arztinnen und Arzte nach Bekannt-
werden der Vorwirfe zur ArzteEinkaufsService Equip4Ordi GmbH beauftragten
Analyse stellte ein Unternehmensberater Versaumnisse der Geschaftsfihrung fest:
Weder habe es eine klar dokumentierte, mit dem Eigentimer abgestimmte Unter-
nehmensstrategie noch einen Businessplan gegeben. Nachdem das urspringliche
Geschaftsmodell bereits 2020 obsolet geworden sei — u.a., weil die kassenarztliche
Versorgung mit Ordinationsmaterial nicht Gbernommen werden konnte, habe die
ArzteEinkaufsService Equip40rdi GmbH ohne klare Zielsetzung mit neuen Geschéfts-
modellen experimentiert. Die in der Folge eingegangenen Geschafte mit COVID-19—
Schutzmasken seien nur aufgrund der damaligen Bedarfslage erfolgreich gewesen,
hatten jedoch das jahrlich negative Kerngeschéaft verschleiert.

Der RH hielt kritisch fest, dass die Kurie fiir niedergelassene Arztinnen und Arzte
keine Eigentimerstrategie formulierte und es verabsdumte, geeignete Kommunika-
tionswege einschlieflich eines Berichtswesens zur Gewahrleistung des Informati-
onsflusses zwischen Eigentimer und Beteiligungen zu schaffen. Damit fehlten auch
die Grundlagen firr eine Uberwachung der Unternehmensentwicklung und eine
aktive Wahrnehmung der Eigentimerrolle. Nach Ansicht des RH war ein Beteili-
gungsmanagement wichtige Voraussetzung flr eine effiziente und wirksame Auf-
gabenerfillung. Es hatte der Kurie fir niedergelassene Arztinnen und Arzte ermdg-
licht, die spater von einem Unternehmensberater aufgedeckten Versaumnisse der
Geschéftsfihrung (keine Unternehmensstrategie, kein Businessplan, ab 2020 obso-
letes Geschaftsmodell) zu erkennen und rechtzeitig steuernd einzugreifen.

Das Kurienmanagement war im Wesentlichen die Fihrung jener Bediensteten des Kammeramts, die fur
Dienstleistungen in Angelegenheiten der jeweiligen Kurie zustandig waren.
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Vor diesem Hintergrund empfahl der RH der Arztekammer fiir Wien, fiir ihre Betei-
ligungen und jene ihrer Kurien ein Beteiligungsmanagement einzurichten, um Gber
laufende Informationen Uber die verfolgten Ziele, Risiken, die Unternehmenslage
und —entwicklung sowie den Stand der Zielerreichung zu verfligen. Dies mit dem
Ziel, die Eigentimerrolle aktiv wahrnehmen, Risiken steuern und die Kammerange-
horigen informieren zu kénnen.

Weiters empfahl er der Arztekammer fiir Wien, fiir die mit dem Beteiligungsma-
nagement betrauten Stellen Richtlinien bzw. Leitfaden mit Standards, insbesondere
zum Berichtswesen, auszuarbeiten und darin die GrundzUge fir eine effiziente und
wirksame Aufgabenwahrnehmung festzulegen.
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Wohlfahrtsfonds
Ruckblick

(1) Der Wohlfahrtsfonds verwaltete bis zum Jahr 2002 alle Mittel in einem soge-
nannten Umlageverfahren. In diesem System finanzierten die aktiven Mitglieder mit
ihren Beitragen die Leistungen fur Mitglieder im Ruhestand bzw. deren anspruchs-
berechtigte Hinterbliebene sowie Leistungen fir Berufsunfahigkeit und im Krank-
heitsfall. Mitte der 1980er Jahre war der Wohlfahrtsfonds in seiner Existenz ernsthaft
gefdhrdet, weil die Pensionsleistungen damals das Vier— bis Flinffache der einbe-
zahlten Beitrage betrugen.

Die Arztekammer fiir Wien hatte seit 1985 bis zur letzten Uberpriifung durch den RH
im Jahr 2010 u.a. mit folgenden MaRRnahmen auf den Reformbedarf reagiert:

Einflhrung eines Richtwertsystems®*® im Jahr 1985 und eines Anwartschaftspunkte-
systems*' zur sukzessiven Verbesserung des Beitrags—Leistungs—Verhaltnisses im
Jahr 1994;

Einhebung eines nicht pensionswirksamen ,Altlastenbeitrags” von den Beitragszah-
lenden im Zeitraum 1994 bis 2012;

Einhebung eines Pensionssicherungsbeitrags von den Pensionsbeziehenden ab dem
Jahr 2006;

keine Erhéhung der Pensionen im Zeitraum 1995 bis 2008 und keine Verzinsung der
individuell geflhrten Zusatzleistungskonten;

Schaffung eines ergdnzenden, nach dem Kapitaldeckungsverfahren*? organisierten
Systems im Jahr 2002 (Bildung eines verzinsten Deckungskapitals fir jedes Fonds-
mitglied).

(2) Die Ertrags— und Vermogenslage stabilisierte sich durch diese MaRnahmen; der
RH stellte bei seiner letzten Uberprifung fir den Zeitraum 2005 bis 2009 einen
durchgehenden Uberschuss der Beitrage iber die Leistungen fest. Bis Ende 2009
baute der Wohlfahrtsfonds im Umlageverfahren** ein Deckungskapital von
237,51 Mio. EUR und im Kapitaldeckungsverfahren von 39,05 Mio. EUR auf, in
Summe 276,56 Mio. EUR. Die aktuellste damals verfligbare versicherungsmathema-

Das Richtwertsystem sah vor, dass die Altersversorgung in voller Hohe nur zu gewéhren war, wenn die Summe
der Beitragszahlungen einen bestimmten Richtwert erreicht hatte. Anderenfalls war die Altersversorgung im
prozentuellen Ausmal® der Unterschreitung des Richtwerts anzupassen.

Das Anwartschaftspunktesystem sah vor, dass die Altersversorgung in voller Hohe nur bei Erreichung von
100 Anwartschaftspunkten zu gewahren war. Pro Jahr konnten bei Leistung der daftr erforderlichen Beitrags-
zahlungen drei Anwartschaftspunkte erworben werden.

versicherungsmathematisches Verfahren, in dem durch Veranlagung der eingezahlten Beitrage fur jede versi-
cherte Person ein individuelles Deckungskapital gebildet wird

versicherungsmathematisches Verfahren, in dem die eingehobenen Beitrage unmittelbar zur Finanzierung
der ausbezahlten Leistungen herangezogen werden
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tische Prognoserechnung aus dem Jahr 2010 sagte einen weiteren Uberschuss der
Beitrage Uber die Leistungen und einen weiteren Aufbau des Deckungskapitals
voraus.

Der RH hielt zusammenfassend fest, dass der Wohlfahrtsfonds der Arztekammer fiir
Wien urspringlich in einem Umlageverfahren gefihrt wurde, Mitte der 1980er
Jahre in seiner Existenz ernsthaft gefdhrdet war und durch SanierungsmafRnahmen
inzwischen auch Elemente eines Anwartschaftsdeckungsverfahrens sowie ergan-
zend eines Kapitaldeckungsverfahrens aufwies.

Aktuelle wirtschaftliche Lage

(1) Im Zeitraum 2010 bis 2016 und im Uberpriften Zeitraum 2017 bis 2022 hob der
Wohlfahrtsfonds durchgehend mehr Beitrdge ein als er Leistungen ausbezahlte;
das Deckungskapital** inklusive Ricklagen erhohte sich bis Ende 2022 auf
789,25 Mio. EUR im Umlageverfahren sowie auf 347,45 Mio. EUR im Kapital-
deckungsverfahren, in Summe auf 1,137 Mrd. EUR.

Kapital, das aufgebaut wurde, um die Anspriiche aus den Anwartschaften und dem Kapitaldeckungsverfahren
decken zu kénnen



(2) Die Gebarung des Wohlfahrtsfonds (Umlageverfahren und Kapitaldeckungsver-
fahren konsolidiert) stellte sich in den Jahren 2017 bis 2022 wie folgt dar:

Tabelle 14: Gebarung des Wohlfahrtsfonds der Arztekammer fiir Wien

Summe
2017 bis 2022

2017 2018 2019 2020 2021 2022

in Mio. EUR
Sgirtrfcghenﬂ';'g;:)ve Nachkaufe und 84,42 92,15 100,01 118,64 122,07 124,26 641,54
Leistungen 49,33 52,18 56,84 61,86 69,05 76,00 365,26
\Klifg‘éaf:r:ﬁegri‘zm22gilen 11,61  -1620 4651  -22,05 4510  -66,29 1,31
Neubewertung der Immobilien 0,00 83,29 0,00 0,00 159,36 0,00 242,65
Verwaltungsaufwand 4,12 4,46 5,63 5,79 5,06 4,97 30,03
Ergebnis des Fursorgefonds 1,98 2,06 2,11 2,08 2,47 2,64 13,34
Zugang (-) / Abgang (+) Gewinnrucklage 0,00 0,00 0,00 0,00 -100,00  +50,00 -50,00
Gebarungsergebnis 44,56 104,67 86,17 31,02 154,89 29,63 450,94
Deckungskapital inklusive Riicklagen 680,32 784,98 871,15 902,17 1.157,06 1.136,69 -
Rundungsdifferenzen méglich Quelle: Arztekammer fiir Wien; Berechnung: RH
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Im Zeitraum 2017 bis 2022 waren die Beitrage durchgehend hdher als die Leistun-
gen, was in Summe einen Uberschuss von 276,29 Mio. EUR ergab.

Die Veranlagungsergebnisse schwankten zwischen +46,51 Mio. EUR im Jahr 2019
und -66,29 Mio. EUR im Jahr 2022 und ergaben in Summe -1,31 Mio. EUR. Der
Wohlfahrtsfonds investierte auch in Immobilien; deren Wertentwicklung fihrte zu
Aufwertungen in den Jahren 2018 und 2021 um insgesamt 242,65 Mio. EUR. Die
Aufwertung 2021 wurde zur Glattung der Jahresergebnisse im Wege einer Gewinn-
ricklage von 100 Mio. EUR auf drei Jahre verteilt. Unter Berlicksichtigung des gestie-
genen Immobilienwertes ergab sich im Zeitraum 2017 bis 2022 ein Veranlagungs-
ergebnis von 241,34 Mio. EUR.

Der Verwaltungsaufwand belief sich auf insgesamt 30,03 Mio. EUR und beinhaltete
vor allem Kosten von Leistungen der Kammerverwaltung und von externen Dienst-
leistern.

In Summe ergab sich fiir den Wohlfahrtsfonds in den Jahren 2017 bis 2022 ein Uber-
schuss von 450,94 Mio. EUR; das Deckungskapital erhohte sich von 680,32 Mio. EUR
(Ende 2017) um 67 % auf 1,137 Mrd. EUR (Ende 2022).
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(3) Der Uberschuss der Beitrage tiber die Leistungen erhéhte sich von 35,09 Mio. EUR
(2017) um 37,5 % auf 48,26 Mio. EUR (2022), obwohl die Anzahl der Pensionsbezie-
henden?® starker stieg als die Anzahl der Beitragszahlenden. Die folgende Tabelle
stellt die Anzahl der Beitragszahlenden der Anzahl der Pensionsbeziehenden gegen-
Gber (ohne Berlicksichtigung von leistungsbeziehenden Hinterbliebenen):

Tabelle 15: Anzahl der Beitragszahlenden und der Pensionsbeziehenden im Wohlfahrtsfonds

Veranderung

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2017 bis 2022

Anzahl in %
Beitragszahlende 11.074 11.252 11.533 11.852 12.122 12.368 11,7
Pensionsbeziehende 2.238 2.430 2.635 2.865 3.065 3.282 46,6

Quelle: Arztekammer fiir Wien

Die Anzahl der Beitragszahlenden stieg von 2017 bis 2022 um 11,7 %, die Anzahl der
Pensionsbeziehenden um 46,6 %. Diese Entwicklung glich der Wohlfahrtsfonds
durch hohere Beitrage aus, insbesondere durch eine Anhebung des Hochstbeitrags
ab dem Jahr 2020. Auch fiir 2023 ging der Voranschlag von einem positiven Beitrags—
Leistungs—Verhaltnis von rd. 33 Mio. EUR aus.

Der RH hielt fest, dass der Wohlfahrtsfonds tGber die Summe der Jahre 2017 bis 2022
ein positives Ergebnis von 450,94 Mio. EUR erzielte, sowohl aus einem Uberschuss
der Beitrdge Uber die Leistungen als auch aus einem insgesamt positiven Veranla-
gungsergebnis.

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, bei der Anpassung der Beitrdge und Leistun-
gen weiterhin die langfristige Stabilitat des Wohlfahrtsfonds unter Wahrung der
Generationengerechtigkeit und ein ausgewogenes Beitrags—Leistungs—Verhaltnis
sicherzustellen.

Der RH wies darauf hin, dass im Uberpriften Zeitraum die Anzahl der Pensionsbezie-
henden in hdherem AusmaR stieg als die Anzahl der Beitragszahlenden. Eine Verstar-
kung dieser Tendenz und daraus folgend hdhere Leistungsauszahlungen als
Beitragseinnahmen waren zu erwarten. Eine Bewaltigung dieser Entwicklung durch
positive Veranlagungsergebnisse war insofern nicht garantiert, als der Wohlfahrts-
fonds in den Jahren 2018, 2020 und vor allem 2022 negative Veranlagungsergeb-
nisse von bis zu 66,29 Mio. EUR erwirtschaftete.

Der Wohlfahrtsfonds gewahrte neben den Pensionen noch andere Leistungen, wie vor allem die Invaliditats-
versorgungen; wesentlich war fur die Beurteilung des Versorgungssystems aber das Verhaltnis zwischen
Beitragszahlenden und Pensionsbeziehenden.
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Der RH empfahl der Arztekammer fiir Wien, darauf zu achten, dass ausreichend
liquide Mittel —ohne Realisierung von Veranlagungsverlusten — zur Verfligung
stehen, wenn kinftig auszuzahlende Leistungen nicht mehr durch eingenommene
Beitrage gedeckt sind.

Prognose der kinftigen Entwicklung

(1) Besonders genau zu beobachten war die Altersversorgung im Umlageverfahren,
weil hier zu planen war, dass die Beitrage der Aktiven die Pensionen finanzieren soll-
ten bzw. in welchem Ausmal? das vorhandene Vermogen bei Verschlechterung des
Verhiltnisses von Beitragszahlenden und Pensionsbeziehenden dafiir ausreichen
wirde. Im Kapitaldeckungsverfahren ergab sich dagegen die Pensionsleistung aus
den jeweils geleisteten Beitragen der einzelnen Arztinnen und Arzte.

Gemal der Satzung war es Aufgabe des Verwaltungsausschusses, u.a. der Erweiter-
ten Vollversammlung Anderungen der Satzung und der Beitragsordnung des Woh!-
fahrtsfonds vorzuschlagen, wobei der Verwaltungsausschuss angehalten war, bei
jeder Anderung des Beitrags— oder Leistungssystems einen Prognosebericht vorzu-
legen.

(2) Der Verwaltungsausschuss legte diese Vorschlage jahrlich der Erweiterten Voll-
versammlung vor und berichtete Gber die Ergebnisse der Prognosen. Fir die Erstel-
lung der Prognosen und versicherungsmathematische Beratung bediente er sich
eines externen Unternehmens. Das externe Unternehmen nahm an den Sitzungen
und Klausuren des Verwaltungsausschusses teil und berichtete lber seine Progno-
sen sowie insbesondere Uber Auswirkungen von Beitrags— und Leistungsanhebun-
gen auf die Finanzierbarkeit des Systems.

Grundlage der Berechnungen waren demografische Daten, wie die voraussichtliche
Anzahl der Beitragszahlenden und Pensionsbeziehenden und vor allem die voraus-
sichtlichen Anhebungen der Beitrage und Leistungen (als ,Parameter” bezeichnet).
Bis einschlielRlich des Jahres 2016 betrachteten die Prognosen vor allem das kinf-
tige Verhaltnis der Beitrage und Leistungen und die Auswirkungen von Erhéhungen
auf dieses Verhaltnis.

Ab dem Jahr 2018 beschaftigte sich der Verwaltungsausschuss eingehend mit den
Parametern und aktualisierte die demografischen Daten u.a. anhand neuer Karrie-
reverldufe und Sterbetafeln. AuRerdem beschloss er, kiinftig auch das Vermogen in
die Parameter einzubeziehen und den Prognosen eine Verzinsung von 2 % zugrunde
zu legen. Ab dem Jahr 2019 beinhalteten die Prognoserechnungen daher auch die
voraussichtliche Vermogensentwicklung.
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Welches Vermégensausmal? fir eine stabile Entwicklung des Wohlfahrtsfonds erfor-
derlich war, legte der Verwaltungsausschuss bis zur Zeit der Gebarungslberprifung
nicht fest. Er beauftragte stattdessen das externe Unternehmen im Oktober 2022,
zu klaren, welche Deckung (Vermogenshohe) fiir eine Versorgungseinrichtung wie
den Wohlfahrtsfonds empfehlenswert sei.

(3) Um den Funktionarinnen und Funktionédren den Aufbau des daflir erforderlichen
Fachwissens zu erleichtern, bot die Arztekammer fir Wien Informationsveranstal-
tungen u.a. Uber Satzung und Beitragsordnung und zur Vermdégensveranlagung an.

(4) Die letzte zur Zeit der Gebarungstberprifung vorliegende versicherungsmathe-
matische Prognose fiir das Umlageverfahren vom Mai 2023 prognostizierte folgende

demografische Entwicklung:

Abbildung 4:  Beitragszahlende und Pensionsbeziehende des Wohlfahrtsfonds bis 2073

in Képfen  :
14000 — Beitragszahlende
12.000 —
10.000 1 pensionsbeziehende
gesamt
8.000 —
6.000 — . . .
Eigenpensionen
4,000 —
Hinterbliebene?
2.000 — 1
0
2021 2023 2033 2043 2053 2063 2073

46

1 Beziehende von Leistungen, die aus einem eigenen Versicherungsverhaltnis gebihren
2 Beziehende von Leistungen, die aus dem Versicherungsverhaltnis eines/einer Verstorbenen entstehen

Quelle: Arztekammer fiir Wien; Darstellung: RH

Wahrend im Jahr 2021 auf eine pensionsbeziehende Person noch 3,0 beitragszah-
lende Personen kamen, wiirden es ab dem Jahr 2050 voraussichtlich nur mehr 1,1
sein.*¢

Die Parameter bildeten die Annahme ab, dass die Anzahl der Aktiven konstant bei 12.500 liegen wiirde.
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Laut Prognose vom Mai 2023 wirden bei Erh6hung der Grundpension um jahrlich
1,5 % (Basisvariante) ab dem Jahr 2055 die Leistungen die Beitrage Ubersteigen, bei
einer Verzinsung von 2 % das Vermogen dennoch bis zum Jahr 2073 stabil bleiben.
Bei einer Erhohung der Grundpension um jahrlich 2 % (alternative Variante) wiirden
dagegen die Leistungen die Beitrage bereits ab dem Jahr 2050 Ubersteigen und das
Vermdgen wirde sich bei einer Verzinsung von 2 % ab dem Jahr 2061 deutlich redu-
zieren, aber noch ausreichen, um bis 2073 die Leistungen zu finanzieren.

Der RH hielt fest, dass die versicherungsmathematischen Prognosen die wirtschaft-
liche Lage des Umlageverfahrens bis zum Jahr 2073 als stabil beurteilten, sofern die
angenommenen Grundlagen (,Parameter”) —insbesondere Beitrags— und Leis-
tungserhéhungen sowie die Verzinsung des Vermogens — eintreten.

Er wies darauf hin, dass die Stabilitdt des Versorgungssystems von Parametern
abhing, die nicht genau vorhersagbar waren, deren Anderungen sich aber wesent-
lich auf die zuklnftige Entwicklung des Systems auswirkten. Dies betraf insbeson-
dere das Verhéltnis zwischen Beitragszahlenden und Pensionsbeziehenden sowie
die erwartete Verzinsung des Vermogens.

Der RH empfahl der Arztekammer fir Wien, die fir die Stabilitat des Versorgungs-
systems maligeblichen Parameter weiterhin in regelmalligen Abstanden detailliert
zu analysieren —insbesondere das kiinftige Verhaltnis zwischen Beitragszahlenden
und Pensionsbeziehenden sowie die voraussichtlich erzielbare Verzinsung des
Vermogens — und daraus folgend die erforderliche Anpassung von Beitragen und
Leistungen abzuleiten.

Der RH verwies darauf, dass die Funktionarinnen und Funktiondre wesentliche Para-
meter der Prognoserechnungen festlegten (Zielrendite und Erhéhung der Beitrage
und Leistungen). Er erachtete daher eine ausreichende Information der Entschei-
dungstragerinnen und Entscheidungstrager fur hilfreich, auch wenn diese tber
versicherungsmathematische Gutachten verfiigten. Er bewertete daher das Infor-
mationsangebot fir Funktiondrinnen und Funktiondre positiv.

SchlieBlich hielt der RH positiv fest, dass der Wohlfahrtsfonds zur Zeit der Geba-
rungstberprifung Uber deutlich mehr Vermogen verfligte als zur Zeit der letzten
Uberprifung im Jahr 2010. Dennoch blieb offen, welche Vermégenshéhe zur
Deckung der zuklnftigen Leistungen erforderlich sein wird. Der RH beflirwortete
daher den Beschluss des Verwaltungsausschusses, diese Frage versicherungsmathe-
matisch klaren zu lassen.

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, bezogen auf das Umlageverfahren des Wohl-
fahrtsfonds zu prifen, ob sich Entscheidungen Uber ndtige Beitragserhéhungen und
mogliche Leistungserhohungen am versicherungsmathematisch ermittelten
Deckungsgrad orientieren konnten.
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Vermogen des Wohlfahrtsfonds
Strategische Festlegungen

(1) Die Satzung des Wohlfahrtsfonds hielt fest, dass die zur dauernden Veranlagung
verfliigbaren Mittel unter Bedachtnahme auf die Sicherheit der Veranlagung
moglichst ,fruchtbringend” anzulegen waren. Laut § 25 Pensionskassengesetz?’
sollte die Veranlagung Sicherheit, Qualitat, Liquiditat und Rentabilitdt des Vermo-
gens gewahrleisten. Derivative Produkte waren nur vorzusehen, um Veranlagungs-
risiken zu verringern und um Vermdégenswerte zur Minderung der Risikokonzentration
zu streuen. Der Verwaltungsausschuss hatte laut Satzung die Vermogensverwaltung
des Wohlfahrtsfonds zu beschlieRen.

(2) Im Vertrag zum Masterfonds, in den die Arztekammer fiir Wien die Wertpapiere
seit dem Jahr 2011 Uberwiegend veranlagte, sowie in den Vertrdagen zu den einzel-
nen Segmenten des Masterfonds*® waren Informationen Uber die Art der Veranla-
gung sowie das Risiko enthalten.

Im Juni 2023 beschloss die Erweiterte Vollversammlung gemeinsam mit dem Anla-
geberater Veranlagungsrichtlinien, wonach das Vermégen des Wohlfahrtsfonds
moglichst ertragreich anzulegen sei und die strategische Asset Allokation*® zumin-
dest jahrlich angepasst werden solle. Strategische Werte fir einzelne Anlageklassen
wie Wertpapiere oder Immobilien und das angestrebte Rendite—Risiko—Profil waren
nicht definiert. Die Richtlinien sahen kurzfristige Abweichungen von dem Profil und
den Werten im Sinne einer taktischen Asset Allokation vor. Die Risikotoleranz konnte
in Einzeljahren héher angesetzt werden, wenn das Renditeziel nur mit hoherem
Risiko erreichbar war.

(3) Der Anlageberater, mit dem die Arztekammer fiir Wien seit dem Jahr 2011 einen
Vertrag Uber die strategische und taktische Vermogensveranlagung hatte, hatte
nicht nur die aktuellen Vermogensanlagen zu erfassen; er hatte auch die langfristige
Entwicklung mit verschiedenen Szenarien zu betrachten, das Risiko der Vermégens-
anlagen zu analysieren und eine optimale strategische Asset Allokation zu erarbei-
ten. Er berichtete dem Verwaltungsausschuss sowohl Gber die Performance des
veranlagten Vermogens als auch Uber die Allokation und die Renditeerwartungen.
Aus den Berichten des Anlageberaters waren die Veranderungen der strategischen
Asset Allokation ersichtlich, die er vorschlug und die der Verwaltungsausschuss
beschloss. Diese Beschlisse folgten im Wesentlichen der bereits zuvor vorgenom-
menen tatsachlichen Asset Allokation.

BGBI. 281/1990i.d.g.F.
Die Segmente des Masterfonds waren verschiedene Anlagekategorien, z.B. das Segment ,Staatsanleihen”.

Unter Allokation ist die Verteilung der unterschiedlichen Anlageklassen wie Finanzanlagen oder Immobilien
am gesamten veranlagten Vermaogen zu verstehen.
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Der RH hielt fest, dass flr die Vermogensveranlagung sowohl eine langfristige stra-
tegische Asset Allokation zur nachhaltigen Sicherung des Vermogens des Wohl-
fahrtsfonds als auch eine kurzfristige taktische Allokation erforderlich waren, um im
Bedarfsfall rechtzeitig auf Veranderungen und Risiken reagieren zu kénnen. Er
beméngelte, dass die Arztekammer fiir Wien im Giberpriiften Zeitraum ihre strategi-
sche Asset Allokation mitunter erst im Nachhinein an die tatsdchliche Allokation
anpasste, und die strategische Asset Allokation damit keine strategische Wirkung
entfalten konnte. Damit stellte nach Ansicht des RH die vom Verwaltungsausschuss
jahrlich beschlossene strategische Asset Allokation im Ergebnis eine kurzfristige
taktische Allokation dar.

Der RH empfahl der Arztekammer fiir Wien, bei der Asset Allokation des Wohlfahrts-
fonds langerfristige strategische Festlegungen zu treffen und darin das Veranla-
gungsrisiko zu definieren. Sie sollte die strategischen Festlegungen von den
kurzfristigen taktischen Festlegungen trennen und ihre Veranlagungsrichtlinien
entsprechend konkretisieren.

Veranlagung

(1) Die Arztekammer fiir Wien veranlagte die Mittel des Wohlfahrtsfonds vor allem
in Immobilien und Wertpapiere:

Tabelle 16: Anteil der Anlageklassen am veranlagten Vermogen des Wohlfahrtsfonds

Verdanderung
Anlageklasse 2017 2018 2019 pAoplo] 2021 2022 2017 bis 2022
in % in Prozent-
punkten
Immobilien 26,1 33,2 35,1 34,7 55,5 56,3 30,2
Wertpapiere 73,1 64,3 64,5 63,0 43,3 39,3 -33,8
Golddukaten 0,3 0,3 0,3 0,3 0,2 0,2 -0,1
Guthaben bei 0,4 2,2 01 1,9 1,0 42 3,8

Kreditinstituten

Quelle: Arztekammer fiir Wien

Die Veranlagung in Immobilien stieg von 26 % im Jahr 2017 auf 56 % im Jahr 2022,
wahrend die Veranlagung in Wertpapiere von 73 % auf 39 % sank. Golddukaten und
Guthaben bei Kreditinstituten machten insgesamt zwischen 0,4 % und 4,4 % am
veranlagten Vermogen aus.
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Der Anstieg des Immobilienanteils am Vermédgen war nicht nur auf Zukaufe zurick-
zufiihren (TZ 23), sondern auch auf Aufwertungen. Die Arztekammer fiir Wien lieR
in den Jahren 2018 und 2021 Verkehrswertgutachten®® erstellen, in die —im Fall
einer Immobilie —auch das Potenzial aus geplanten aber noch nicht bewilligten bzw.
realisierten Umbauten einflossen. Laut diesen Gutachten stieg der Verkehrswert der
Immobilien von 2017 bis 2022 um 60 %.

In seinem Bericht von Februar 2023 merkte der Anlageberater an, dass die Immobi-
lienbewertung unter den gestiegenen Zinsen leide. Zudem hatten sich die unsiche-
ren Lieferketten und die gestiegenen Preise nachteilig auf Neubau und Renovierungen
ausgewirkt. Auch beeinflusse die unsichere wirtschaftliche Entwicklung Mieten und
Bewertung der Immobilien.

(2) Die Hohe des in den jeweiligen Anlageklassen veranlagten Vermogens anderte
sich wie folgt:

Tabelle 17: Veranlagtes Vermogen des Wohlfahrtsfonds

Anlagevermégen per

31. Dezember 2017 2018 2019 2020

in Mio. EUR

Immobilien 181,69 264,13 308,17 309,56 812,43 812,43
Wertpapiere 507,84 511,25 56590 562,23 633,44 566,93
davon

Masterfonds 451,72 453,13 503,01 501,17 559,05 461,24

sonstige Wertpapiere 56,12 58,12 62,89 61,06 74,38 105,59
Golddukaten 2,19 2,24 2,61 3,03 3,20 3,43
Ei’ggfg;;‘f;”t:n”d Guthaben bei 10,78 24,06 901 3803 2619 7621
Sonstiges* 0,04 0,04 0,04 0,01 0,06 0,10
Summe 702,54 801,72 885,73 912,86 1.475,32 1.459,10
Rundungsdifferenzen moglich Quelle: Arztekammer fir Wien

! u.a. Rechnungsabgrenzungsposten, Garage Weihburggasse

Der Anstieg des Wertpapiervermogens war auf das Veranlagungsergebnis und auf
Transfers in den Masterfonds zurtickzufihren, wie z.B. die Minderung der Guthaben
bei Kreditinstituten von 2018 auf 2019 zeigte. Der Anstieg des Immobilienvermo-
gens auf rd. 812 Mio. EUR resultierte aus vier Zukdufen um insgesamt
390,73 Mio. EUR bzw. in den Jahren 2018 und 2021 auch aus der Neubewertung

Laut Immobilienbewertungsgesetz 1955, BGBI. 148/1955 i.d.g.F.,, bewerten Verkehrswertgutachten den
Preis, der bei VerauRerung im redlichen Geschéftsverkehr erzielt werden kann. Fir die Bewertung kam das
Ertragswertverfahren zur Anwendung, das die Ertrage, die aus der Bewirtschaftung der Liegenschaft hervor-
gehen, abzuglich des Aufwands flr Betrieb, Instandhaltung und Verwaltung bewertet.
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| Neubewertung II

der Immobilien um rd. 240 Mio. EUR. Im Jahr 2017 erwarb die Arztekammer fir
Wien zwei Immobilien um rd. 40 Mio. EUR.

Die Rendite des Wohlfahrtsfonds mit und ohne Neubewertung der Immobilien
sowie das Ergebnis des Masterfonds entwickelten sich wie folgt:

Abbildung 5:  Rendite des Wohlfahrtsfonds mit und ohne Neubewertung der Immobilien sowie des
Masterfonds

- Ergebnis

_: Masterfonds

Rendite mit
Neubewertung

Rendite ohne

_ i

2017 2018 2019 2020 2021 2022

Quelle: Arztekammer fiir Wien; Darstellung: RH

Die Neubewertung der Immobilien in den Jahren 2018 und 2021 verbesserte die
Rendite des Wohlfahrtsfonds von -2,1 % (ohne Neubewertung) auf 9,1 % (mit
Neubewertung) bzw. von 3,9 % (ohne Neubewertung) auf 17,6 % (mit Neubewer-
tung). Der Masterfonds war starken Schwankungen unterworfen. Seine Rendite war
mit 6,7 % im Jahr 2019 am hochsten, im Jahr 2022 mit -12,1 % am geringsten.

Der RH hielt fest, dass die Arztekammer fiir Wien das Vermégen des Wohlfahrts-
fonds fast ausschliefRlich in Immobilien und Wertpapiere veranlagte. Das in Immobi-
lien veranlagte Vermogen stieg von Ende 2017 bis Ende 2022 um rd. 631 Mio. EUR,
wobei die Arztekammer fiir Wien vier Immobilien um rd. 391 Mio. EUR erwarb und
ihr Immobilienvermdgen auf Basis von Verkehrswertgutachten um rd. 240 Mio. EUR
aufwertete. Die Rendite des Masterfonds, in dem die Wertpapiere zu einem Uber-
wiegenden Teil veranlagt waren, schwankte und war in drei von sechs Jahren des
Uberpriften Zeitraums 2017 bis 2022 negativ — insbesondere im Jahr 2022 mit
-12 %. Betreffend das mit der Veranlagung im Masterfonds verbundene Risiko
verwies der RH auf seine Ausfiihrungen in TZ 20.
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Der RH empfahl der Arztekammer fiir Wien, zur nachhaltigen Sicherung des Verméo-
gens des Wohlfahrtsfonds die Marktsituation weiterhin genau zu analysieren, um
zeitnah auf Marktveranderungen reagieren zu kdnnen.

Der RH kritisierte, dass in die Berechnung des Verkehrswerts auch das Potenzial aus
geplanten, aber noch nicht bewilligten bzw. realisierten Umbauten einfloss. Der
Verkehrswert sollte jedoch den aktuellen, vorhandenen Wert einer Immobilie wider-
spiegeln, da eine Wertsteigerung durch geplante Umbauten mit Unsicherheiten
verbunden war.

Der RH empfahl der Arztekammer fir Wien, in Anlehnung an das Prinzip der kauf-
mannischen Vorsicht den tatsdchlichen Wert der Immobilien zum Stichtag anzuset-
zen.

(1) Um das Risiko bei der Wertpapierveranlagung zu reduzieren, war das Vermaogen
des Wohlfahrtsfonds durch ein Risiko—Overlay abgesichert. Mit dieser Gibergeordne-
ten Risikosteuerung kénnen GbermaRige Kursverluste aus Aktien— und Zinsrisiken in
schlechten Marktphasen verringert und ein friheres Investieren in der darauffol-
genden Aufschwungphase ermoglicht werden. Dies war notig, weil die langfristigen
Performanceziele des Jahres 2002 unverdndert galten.

Im selben Jahr hatte die Arztekammer fiir Wien eine Asset Liability Study bei einem
Anlageberater beauftragt und als Ziele eine Uberschreitung der Performance von
europaischen Staatsanleihen um 1,5 % im Jahresdurchschnitt sowie die Wahrschein-
lichkeit einer Unterschreitung mit weniger als 10 % festgelegt. Allerdings lag die
Zehn—Jahres—Rendite von Staatsanleihen im Jahr 2021 bei -0,5 %, weshalb der Anla-
geberater anmerkte, dass die damaligen Performanceziele aufgrund der Zins— und
Marktsituation nur mehr mit einem hoheren Veranlagungsrisiko erreichbar seien.

(2) Da das Risiko—Overlay Kosten verursachte und damit das Ergebnis des Master-
fonds schmalerte, diskutierte der Verwaltungsausschuss ab 2018 wiederholt, es
abzuschaffen. Im Februar 2023 entschied er aber, das Overlay-Management
aufgrund der Unsicherheiten in den Mérkten beizubehalten.

Der RH hielt fest, dass aufgrund der gesetzlichen Aufgaben des Wohlfahrtsfonds
(Alters— und Krankenversorgung von Arztinnen und Arzten sowie deren Angehori-
gen) bei der Verwaltung der Mittel die langfristigen Renditeziele gegeniber kurzfris-
tigen Veranlagungsrisiken zur Steigerung der Gewinne im Vordergrund standen. Vor
diesem Hintergrund hielt er ein auf die Marktsituation ausgerichtetes Risikoma-
nagement fur erforderlich, um Marktschwankungen und damit Verluste zu mindern.
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Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, unter Zuziehung von einschlagiger unabhan-
giger Expertise regelmaRig zu bewerten, ob das Overlay-Management noch der
gegenwartigen bzw. zuklnftigen Markterwartung entspricht.

Immobilien

(1) Die Arztekammer fiir Wien betrachtete Immobilien als im Vergleich zu Wertpa-
pieren sicherere Wertanlage, da Wertsteigerungen aus konsequenter Bewirtschaf-
tung und Entwicklung der Immobilien moglich seien. Sie verfolgte die Strategie,
Immobilien nurin Wien in und um den 1. Wiener Gemeindebezirk mit einer Mindest-
groRe von 2.000 m? anzukaufen, nicht jedoch Blroimmobilien. Ende 2022 waren
56 % des Vermogens des Wohlfahrtsfonds in 13 Immobilien mit einem Verkehrswert
von rd. 812 Mio. EUR veranlagt. Die Satzung des Wohlfahrtsfonds aus dem Jahr 2017
begrenzte den Immobilienanteil am Vermdgen mit 40 % und erhohte dies im
Jahr 2019 auf 50 %; Ende 2021 hob die Erweiterte Vollversammlung diese Grenze
auf.

Der Verwaltungsausschuss beschloss im Jahr 2021 Richtlinien fur den Erwerb von
Immobilien mit Vorgaben zur wirtschaftlichen Entscheidungsfindung, zur detaillier-
ten Ankaufsiberprifung, zu den Vertragsverhandlungen und zum Erwerb der Immo-
bilie. Anfang 2023 beschloss er, zweimal jahrlich einen Risikobericht zu den
Immobilien erstellen zu lassen. Regelungen flr den Ankauf kreditfinanzierter Immo-
bilien waren nicht enthalten.

(2) Als im Jahr 2017 die Geldmittel bei einer Bank rd. 23 Mio. EUR betrugen und der
Zinssatz auf 0,01 % sank, beauftragte der Kammervorstand die Finanzdirektion, eine
geeignete Immobilie als ,langfristiges und stabiles Investment” zu suchen. Insge-
samt erwarb die Arztekammer fiir Wien von 2017 bis 2022 sechs Immobilien im
1.und 3. Wiener Gemeindebezirk um rd. 430 Mio. EUR. Als Grundlage fir den
Ankauf der Immobilien lagen durchgehend Renditeberechnungen vor. Machbar-
keitsstudien fur den Aus— oder Umbau sowie Berechnungen der Sanierungskosten
bestanden nicht fir alle erworbenen Immobilien.

(a) Liegenschaft im 3. Wiener Gemeindebezirk

Mitte 2019 prasentierte das Kammeramt dem Verwaltungsausschuss anhand von
Planen, Flachenanalysen, einer Kostenschatzung und nach dem Umbau zu erwar-
tenden Mieteinnahmen eine Liegenschaft im 3. Wiener Gemeindebezirk sowie das
darauf geplante Projekt. Teile der Liegenschaft und des darin befindlichen Parks
standen unter Denkmalschutz. Der Verwaltungsausschuss beschloss, fiir Ankauf und
Entwicklung der Liegenschaft 60 Mio. EUR zur Verfligung zu stellen, wobei die
Umbaukosten hoher angesetzt waren als die Ankaufskosten. Das vorliegende
Verkehrswertgutachten wies auf die Auflagen zum Denkmalschutz hin und bewer-
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tete die Liegenschaft ausgehend von einem Projektwert nach Fertigstellung abzlg-
lich der Errichtungskosten mit 25,70 Mio. EUR. Dies entsprach weitgehend dem
Ankaufspreis von 25,50 Mio. EUR. Bis zum Ende der Gebarungsiberprifung waren
der Neu—und Umbau der 2019 erworbenen Liegenschaft nicht erfolgt.

(b) Liegenschaft im 1. Wiener Gemeindebezirk

Mitte 2021 beschloss der Verwaltungsausschuss einstimmig, ein verbindliches
Kaufangebot fir eine Immobilie im 1. Wiener Gemeindebezirk in der Héhe von bis
zu 350 Mio. EUR abzugeben und bei Zuschlag eine Kreditfinanzierung von
300 Mio. EUR freizugeben. Die Arztekammer fiir Wien lieR ein rechtliches Due-Dili-
gence—Gutachten Uber Eigentumsverhaltnisse, Belastungen sowie Bestandsverhalt-
nisse der Immobilie erstellen. Eine Renditeberechnung bezifferte die Sanierungs-
kosten mit O EUR. Die Arztekammer fiir Wien erwarb die Immobilie von der Immo-
biliengesellschaft einer Versicherung um 327,50 Mio. EUR bzw. 343,69 Mio. EUR
inklusive Nebenkosten, dies entsprach rund einem Drittel des Vermdgens des Wohl-
fahrtsfonds. Ein von der Arztekammer fiir Wien beauftragtes Verkehrswertgutach-
ten aus dem Jahr 2022 bewertete die Immobilie mit 346,82 Mio. EUR. Zur
Finanzierung nahm die Arztekammer fiir Wien einen fix verzinsten Kredit (iber den
gesamten Ankaufspreis mit einer Laufzeit von 15 Jahren auf. Der Kreditvertrag sah
Ratenzahlungen ab Ende 2029 von 2,50 Mio. EUR vierteljghrlich und eine endfallige
Summe von 230 Mio. EUR vor. Der Kredit war mit den Immobilien der Arztekammer
fir Wien besichert. Der Anlageberater hielt in seinem Bericht im November 2021
fest, dass die Arztekammer fiir Wien mit diesem Ankauf ein hohes Einzelobjektrisiko
(Klumpenrisiko®) eingegangen sei.

(3) In die Bewertungen zum Ankauf der Immobilien flossen vor allem allfillige
Ertrage aus Mieten und eine Steigerung der Mietertrage durch Neuvermietung ein.
Laufende Sanierungen, die in der Folge zu einer Steigerung dieser Mietertrage
beitrugen, berechnete die Arztekammer fiir Wien nicht durchgehend ein. Auch die
Richtlinie fir den Erwerb der Immobilien beachtete diese Aufwendungen fir die
Entscheidungsfindung nicht.

das Risiko eines Verlusts, weil ein zu groRer Vermogenswert in einem Investment gebunden ist



Die Gebarung der Immobilien stellte sich im Gberpriften Zeitraum wie folgt dar:

Tabelle 18: Erlése und Aufwendungen aus den Immobilien der Arztekammer fiir Wien

Mietertrage

Aufwendungen

2017 ‘ 2018 ‘ 2019 ‘ 2020 ‘ 2021 ‘ 2022
in EUR
3.947.948 7.156.195 8.165.203 7.160.33S  6.298.953 11.715.446
5.720.960 4.439.708 3.853.743  2.990.457 3.892.023 8.109.068

Aufwand aus Neubewertung - 855.500 - - - -

Refundierung Mietertrage fur

-185.941 - -

Weihburg—Garage (2017-2019)
Wertberichtigung von Mietforderungen -80.257 -149.705 -1.021.296 -849.147 -141.644 -23.694

Summe
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-1.853.269 1.711.282 3.290.164 3.134.794 2.265.286 3.582.684

Quelle: Arztekammer fiir Wien

Die Mietertrage stiegen von 2017 bis 2022 von 3,95 Mio. EUR auf 11,72 Mio. EUR.
Dies war einerseits auf den Ankauf zuséatzlicher Immobilien und andererseits auf die
Sanierung einzelner Immobilien mit daraus folgenden hoheren Mieteinnahmen
zurlckzufihren. Die Aufwendungen lagen je nach Gebdudesanierung zwischen
2,99 Mio. EUR und 8,11 Mio. EUR.

(4) Fur den Ankauf der einzelnen Immobilien bezahlte die Arztekammer fir Wien
Maklerprovisionen von 1,5 % bis 2,0 % des Ankaufspreises und im Zeitraum 2017
bis 2022 insgesamt 2,10 Mio. EUR. Fiir eine Immobilie bezahlte die Arztekammer fiir
Wien an zwei Makler eine Tippgeber—Provision von 500.000 EUR bzw. 400.000 EUR
far den Hinweis auf das Immobilienkaufangebot bzw. fir kaufrelevante Informatio-
nen. Ein Gutachten hielt fest, dass diese Provisionen rechtméaRig ausbezahlt worden
seien und deutlich unter der gesetzlich zuldssigen Hochstgrenze liegen wirden.

Der RH vermerkte positiv, dass die Arztekammer fiir Wien im Jahr 2021 eine Richt-
linie fir den Erwerb von Immobilien erliel’, merkte aber kritisch an, dass die Richt-
linie laufende Sanierungen zur Werterhaltung bzw. Wertsteigerung der Immobilien
nicht einbezog.

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, kiinftig bei der Berechnung der Rendite einer
Immobilie nicht nur die Potenziale fir die Steigerung der Mietertrage, sondern auch
die Aufwendungen fir allfallige Sanierungen einzuberechnen und die Richtlinie fur
den Erwerb von Immobilien entsprechend anzupassen.

Der RH hielt fest, dass die Arztekammer fiir Wien bis zum Jahr 2019 den Immobili-
enanteil am Vermdgen des Wohlfahrtsfonds mit 50 % begrenzte und diese Begren-
zung Ende 2021 aufhob. Er merkte an, dass der Immobilienanteil am Vermogen
Ende 2022 56 % betrug, der Wert der Immobilien im Uberpriften Zeitraum 2017
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bis 2022 um rd. 240 Mio. EUR anstieg und das gesamte in Immobilien veranlagte
Vermégen der Arztekammer fiir Wien 2022 rd. 812 Mio. EUR ausmachte.

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, eine Entscheidung (iber einen maximalen
strategischen Immobilienanteil herbeizufihren und diesen in die Anlagerichtlinien
aufzunehmen.

Der RH kritisierte, dass die Arztekammer fiir Wien keine Obergrenzen fir den
Ankaufspreis bzw. Wert einzelner Immobilien definierte und eine Immobilie mit
einem endfalligen Kredit in Hohe von 343,69 Mio. EUR finanziert war, der einem Drit-
tel des gesamten Vermogens des Wohlfahrtsfonds entsprach.

Er wies kritisch auf das daraus resultierende Klumpenrisiko hin und kritisierte, dass
die Arztekammer fiir Wien den Immobilienankauf weder aus Fondsbeitragen noch
aus anderen Fondseinnahmen oder Vermogensumschichtungen finanzierte. Er kriti-
sierte das damit verbundene zuséatzliche Finanzierungsrisiko, z.B. bei Veranderungen
der Zinssatze, der Sicherheitsanforderungen oder der Rahmenbedingungen bei
Kreditvergaben, und das Vermietungsrisiko — z.B. das erhohte Ausfall- bzw. Leer-
standsrisiko oder erhoéhte Betriebskosten infolge steigender (Energie—)Preise.
Weiters bemangelte er, dass die Richtlinien keine Vorgaben zur Méglichkeit von
kreditfinanzierten Immobilienprojekten und zur Begrenzung des damit verbunde-
nen Risikos vorsahen. Er hielt auch kritisch fest, dass vier Jahre nach Ankauf einer
Liegenschaft der geplante Neu— bzw. Umbau nicht erfolgt war und die Arztekammer
far Wien daher geplante Einnahmen noch nicht lukrieren konnte.

Der RH empfahl der Arztekammer fiir Wien, Kriterien fir den Ankauf von Immobi-
lien, z.B. Obergrenzen flr den Ankaufswert einzelner Immobilien, fur kreditfinan-
zierte Immobilien oder fir die Zulassigkeit komplexer Projekte, festzulegen; dies mit
dem Ziel, das mit einzelnen Immobilien verbundene Risiko zu verringern.
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Verwaltung der Beitrage und Leistungen
Externer Fondsverwalter

(1) Die Arztekammer fiir Wien hatte die Abwicklung aller aufbau— und ablauforgani-
satorischen sowie versicherungstechnischen Dienstleistungen flr Beitragszahlende
und Pensionsbeziehende seit 1995 an einen externen Fondsverwalter ausgelagert.
In dem Vertrag waren u.a. eine jahrliche Servicepauschale von 2,50 Mio. EUR,
zusatzliche Kosten fir die Verwaltung des Kapitaldeckungsverfahrens, Sachkosten
sowie 300.000 EUR fur nachgewiesene Investitionen in die Software zur Erhaltung
des Systems festgelegt. Im Uberpriiften Zeitraum zahlte die Arztekammer fiir Wien
bzw. der Wohlfahrtsfonds dem externen Fondsverwalter daflr jéhrlich zwischen
2,67 Mio. EUR und 2,85 Mio. EUR.

Der RH hatte bereits in seinem Bericht aus dem Jahr 2011 festgestellt, dass der
externe Fondsverwalter mit der Bereitstellung von Buchhaltungsdaten teilweise
saumig war. Aufgrund von Mangeln in der Vertragsumsetzung — festgestellt im
Rahmen des Vertragscontrollings — bescheinigte die Arztekammer fiir Wien dem
externen Fondsverwalter im tberpriften Zeitraum keine ordnungsgemale Vertrags-
erfullung. Griinde daflr waren u.a. Fehler in den Einkommensdaten sowie Auszah-
lungen ohne Anspruchsvoraussetzungen.

Aufgrund dieser Mangel tiberlegte die Arztekammer fiir Wien im Jahr 2019 mégliche
Varianten, den Vertrag mit dem externen Fondsverwalter zu beenden. Dieses Projekt
war komplex, da der externe Fondsverwalter die gesamte Umlageneinhebung — also
die Finanzierung — der Arztekammer fiir Wien verwaltete und fir die gesamte
Beitragseinhebung und Leistungsauszahlung zustindig war. Aufgrund der Uber-
nahme von essenziellen Aufgaben seit nahezu 30 Jahren hatte der externe Fonds-
verwalter de facto Monopolstellung. Eine Arbeitsgruppe erstellte Szenarien fir den
Ausstieg, analysierte das damit verbundene Risiko und schatzte die Kosten einer
Vertragsaufldsung fiir die Arztekammer fir Wien. Mitte 2022 schloss die Arztekam-
mer fir Wien mit dem externen Fondsverwalter eine Vereinbarung. Sie sah den
Erwerb des Teilbetriebs vom externen Fondsverwalter fir die administrative Abwick-
lung des Wohlfahrtsfonds und der Kammerumlage durch die Arztekammer fiir Wien
bzw. ein von ihr genanntes Unternehmen im Fall einer einseitigen Beendigung bzw.
Auflésung des Managementvertrags durch den externen Fondsverwalter vor.

(2) Das Vertragscontrolling zeigte auch, dass ein Handbuch erforderlich war, das in
strukturierter Form die wesentlichen Vorgaben des Verwaltungsausschusses zur
Abwicklung der verschiedenen Prozesse als Vorgabe flir den externen Fondsverwal-
ter zusammenfasst. Der Verwaltungsausschuss beschloss daher, dass der externe
Fondsverwalter gemeinsam mit dem Kammeramt ein entsprechendes Handbuch
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24.2

25.1

25.2

erarbeiten solle. Dieses Handbuch war zur Zeit der Gebarungsiberprifung
Anfang 2023 noch nicht fertiggestellt.

Der RH hielt kritisch fest, dass die Arztekammer fiir Wien die Einhebung aller Umla-
gen und Beitrage sowie die Auszahlung der Leistungen seit fast 30 Jahren einem
externen Fondsverwalter (ibertragen hatte und der Arztekammer fir Wien zumin-
dest seit 2017 bekannt war, dass dieser den Vertrag nicht ordnungsgemal’ erfillte.
Er hielt fest, dass die Arztekammer fiir Wien MaRnahmen setzte, die geeignet sein
konnten, das mit dem Vertrag verbundene Risikopotenzial zu mindern, z.B. Risiko-
analysen, ein zur Zeit der Gebarungsiberprifung noch nicht fertiggestelltes Hand-
buch mit Vorgaben zur Vertragserfillung und die Vereinbarung eines Vorkaufsrechts
far den Teilbetrieb der administrativen Abwicklung des Wohlfahrtsfonds und der
Kammerumlage bei Vertragsbeendigung durch den externen Fondsverwalter. Diese
MaRnahmen waren aber mitunter erst langfristig umsetzbar. Kritisch sah der RH
auch, dass der externe Fondsverwalter an den Vorgaben fir ihn selbst federfiihrend
mitwirkte.

Der RH empfahl der Arztekammer fiir Wien, das Controlling des externen Fonds-
verwalters engmaschig fortzusetzen, die Arbeiten am Handbuch Uber die Vorgaben
des Verwaltungsausschusses als Grundlage fir die Vertragserfillung zlgig weiterzu-
fihren und zur Verringerung der Abhdngigkeiten Prozessanalysen durchzufihren.
Die Risikoanalysen waren weiterzufiihren, um auf Basis von aktuellen Informationen
und bei neu auftretenden Schwierigkeiten bei der Leistungserfiillung zeitnah reagie-
ren zu konnen.

Aufteilung von Verwaltungskosten
zwischen Kammerverwaltung und Wohlfahrtsfonds

Soweit Rechnungen, z.B. fir IT-Infrastruktur und IT-Dienstleistungen, sowohl die
Kammerverwaltung als auch den Wohlfahrtsfonds betrafen, teilte die Arztekammer
far Wien bis November 2020 den Aufwand bei der Verbuchung in der Regel zwischen
Kammerverwaltung (20 %) und Wohlfahrtsfonds (80 %) auf. Im November 2020
beschlossen sowohl der Kammervorstand als auch der Verwaltungsausschuss einen
Aufteilungsschlissel von 79 % (Wohlfahrtsfonds) zu 21 % (Kammerverwaltung). Eine
Berechnungsgrundlage fir die Aufteilung war laut Arztekammer fiir Wien nicht
vorhanden. Die Abteilung Rechnungswesen plante, die Aufteilung aufgrund der
fehlenden Berechnungsgrundlage neu zu bemessen. Die Arztekammer fir Wien
beabsichtigte aullerdem, auch noch weiteren Aufwand, z.B. fir Instandhaltung,
aufzuteilen.

Der RH hielt fest, dass eine Berechnungsgrundlage fir den im November 2020
beschlossenen Aufteilungsschlissel zwischen Kammerverwaltung und Wohlfahrts-
fonds fehlte.
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26.1

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, eine valide Berechnungsgrundlage fiir die
Aufteilung des Sachaufwands zwischen Kammerverwaltung und Wohlfahrtsfonds zu
erarbeiten.

Kontrolle
Internes Kontrollsystem

(1) Das Arztegesetz 1998 enthielt keine expliziten Vorgaben fiir die Ausgestaltung
des Rechnungswesens bzw. fir die Einrichtung eines IKS durch die Landesarztekam-
mern. Die Verantwortung, sich mit den Risiken ihrer finanzwirtschaftlichen Angele-
genheiten auseinanderzusetzen und ein daran orientiertes Kontrollsystem
einzurichten, war aus den —fiur die Selbstverwaltung bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben geltenden — Grundsatzen der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit abzulei-
ten. Dementsprechend hatte die Arztekammer fiir Wien in ihrer Haushaltsordnung
vorgesehen, dass die ziffernméRige Richtigkeit, die Wirtschaftlichkeit und die Spar-
samkeit der Gebarung durch ein funktionsfahig zu erhaltendes und dokumentiertes
System interner Kontrolle im Rahmen einer Organisationseinheit getrennt von der
fir Finanzen zustdndigen Abteilung sicherzustellen waren. Auf dieser Grundlage
richtete sie im Rahmen einer Organisationsanderung des Kammeramts im Jahr 2020
eine Stabsstelle fir Controlling und IKS ein. Laut der Stellenbeschreibung lagen der
Aufbau eines IKS (gemeinsam mit dem Leiter des Rechnungswesens) und ab
1. Janner 2022 auch die Durchfiihrung entsprechender Kontrollen in der Verantwor-
tung der Leitung der Stabsstelle fiir Controlling und IKS.

Die Stabsstelle fur Controlling und IKS fokussierte sich bei ihrer Arbeit auf

ControllingmaRnahmen gegentber dem mit der Verwaltung des Wohlfahrtsfonds
und der Abwicklung der Kammerumlage beauftragten externen Fondsverwalter
sowie

die Analyse daraus resultierender grundsatzlicher Risiken und Alternativen.

Die Arztekammer fir Wien erstellte eine Risikokontrollmatrix und vereinbarte mit
dem externen Fondsverwalter, dass dieser seine Prozesse offenlegen sollte. Im
Ergebnis erarbeitete der externe Fondsverwalter gemeinsam mit dem Kammeramt
ein Handbuch (TZ 24), das die Prozesse zusammenfasste — unter Berilcksichtigung
der einschlagigen Vorgaben des Verwaltungsausschusses.

Im Zeitraum 2017 bis 2022 nahm der externe Fondsverwalter Kontrollen seiner
Tatigkeit vor und erstellte darliber quartalsweise Berichte. Laut den Berichten habe
die Arztekammer fiir Wien ein durchgéngiges Vier—Augen—Prinzip bei der Bearbei-
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26.2

tung eingefordert. Auswertungen der Arztekammer fiir Wien zeigten, dass der
externe Fondsverwalter der Arztekammer fiir Wien Gber die Kontrollen der Abwick-
lung der Kammerumlage nicht berichtete, obwohl diese auf die fehlenden Berichte
hingewiesen hatte.

(2) Der Aufbau eines IKS flr den Bereich der Kammerverwaltung war zur Zeit der
Gebarungslberprifung noch offen. Da die Leiterin der Stabsstelle fiir Controlling
und IKS aus der Kammerverwaltung ausschied, 16ste der Kammeramtsdirektor die
Stabsstelle auf. Ab Februar 2023 wurde die Verantwortung fir das IKS einer ausge-
bildeten Mitarbeiterin des Bereichs Rechnungswesen lbertragen. Diese entwarf in
der Folge einen Prozess zur Einrichtung des IKS im Bereich der Kammerverwaltung
und seiner wesentlichen Aufgaben. Eine Umsetzung war mit Stand Mai 2023 noch
offen.

Seit der Einflihrung einer neuen Rechnungswesen—Software im Jahr 2021 erstellte
die Arztekammer fiir Wien die Jahresabschliisse automatisiert, was die Verwendung
von Tabellen und handischen Arbeitsschritten abloste. Weiters digitalisierte sie die
Rechnungsfreigabe und begann, Kostenstellen und Kostentrdger im Rechnungs-
wesen einzufiihren. Die flr die geplante Einfihrung des IKS erforderliche Dokumen-
tation der Prozesse war bei ausreichenden Personalressourcen flr das Jahr 2023
geplant. Die Personalressourcen des Bereichs Rechnungswesen blieben in den
Jahren 2017 bis 2022 unverdndert —im Unterschied zum kammerweiten Anstieg der
VZA um 38,4 %.

(1) Der RH hielt fest, dass die Arztekammer fiir Wien die wesentlichen Elemente
eines IKS nur zum Teil erfillte, wie

Risiken in einer Risikokontrollmatrix zu identifizieren und zu beurteilen,
Prozessablaufe und Zustandigkeiten klar festzulegen und zu dokumentieren und
regelmaRig dokumentierte Kontrollen durchzufihren.

Zu den grundsatzlichen Risiken, die mit der Verwaltung des Wohlfahrtsfonds und
der Abwicklung der Kammerumlage durch den externen Fondsverwalter verbunden
waren, lag eine Risikokontrollmatrix vor. Eine Analyse der Risiken, die in der operati-
ven Abwicklung durch den externen Fondsverwalter entstehen konnten, war in der
Arztekammer fir Wien nicht vorhanden. Der RH hielt fest, dass das Kammeramt
gemeinsam mit dem externen Fondsverwalter an einem Handbuch zur Dokumenta-
tion der verschiedenen Prozesse arbeitete, die Voraussetzung flr eine solche Risiko-
analyse waren.
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Er verwies auf seine Empfehlung in TZ 24 und empfahl der Arztekammer fiir Wien,

auf Basis der im Handbuch Uber die Vorgaben des Verwaltungsausschusses doku-
mentierten Prozesse auch eine Analyse der Risiken zu erstellen, die mit der operati-
ven Abwicklung der Prozesse verbunden waren.

Im Zeitraum 2017 bis 2022 fihrte der externe Fondsverwalter Kontrollen seiner
Tatigkeit durch, berichtete der Arztekammer fiir Wien dariiber quartalsweise und
verwies auf ein von der Arztekammer fiir Wien gefordertes durchgingiges Vier—
Augen—Prinzip bei der Bearbeitung. Der RH kritisierte jedoch, dass der externe
Fondsverwalter fir die Kontrollen der Abwicklung der Kammerumlage keine Berichte
vorlegte.

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, fir die Durchfithrung von regelmaRigen,
dokumentierten Kontrollen durch den externen Fondsverwalter zu sorgen —insbe-
sondere auch bei der Abwicklung der Kammerumlage.

(2) Der RH bemangelte, dass das IKS flr die Kammerverwaltung — obwohl schon seit
Jahren geplant —im Mai 2023 noch nicht eingerichtet war. Dies stand seiner Ansicht
nach auch im Zusammenhang damit, dass die Personalressourcen des Bereichs
Rechnungswesen im Zeitraum 2017 bis 2022 unverandert waren, obwohl die Perso-
nalressourcen des gesamten Kammeramts im selben Zeitraum um 38,4 % stiegen.
Der RH anerkannte, dass die Arztekammer fiir Wien zur Zeit der Gebarungsiiberpri-
fung einen Prozess zur Einrichtung eines kammerinternen IKS begonnen hatte und
an der Digitalisierung und Dokumentation der wesentlichen Prozessablaufe arbei-
tete.

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, die bereits laufenden Bestrebungen zur
Einrichtung eines IKS fir die Kammerverwaltung fortzufihren, die erforderlichen
Personalressourcen zur Verfligung zu stellen und die Einrichtung zeitnah abzuschlie-
Ren.
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27.2

52

Prifung der Jahresabschlisse

Das Arztegesetz 1998 enthielt weder Vorgaben fir die Erstellung des Jahresab-
schlusses der Kammerverwaltung noch des Wohlfahrtsfonds. Fir die Prifung der
Jahresabschlisse war ausschlieRlich eine jahrliche Prifung der Geschaftsfiihrung
des Wohlfahrtsfonds durch einen Uberpriifungsausschuss vorgesehen. Dieser
bestand aus drei Rechnungsprifern (eine Kammerangehorige bzw. ein Kammeran-
gehoriger der Landeszahnarztekammer fir Wien, zwei Kammerangehdrige der
Arztekammer fiir Wien). Die jahrliche Priifung war Bedingung fir die Entlastung
durch den Verwaltungsausschuss.

Unabhangig davon hatte die Arztekammer fiir Wien in ihrer Haushaltsordnung sowie
in jener des Wohlfahrtsfonds geregelt, dass jahrlich ein Wirtschaftsprifungsunter-
nehmen zu beauftragen war, um den Jahresabschluss sowohl der Kammerverwal-
tung als auch des Wohlfahrtsfonds unter Einbeziehung der Buchfliihrung gemaR
§§ 269 ff. Unternehmensgesetzbuch zu prifen. Im Zeitraum 2017 bis 2022 erteilten
die Wirtschaftspriifer in ihren Berichten sowohl der Kammerverwaltung als auch
dem Wohlfahrtsfonds jeweils einen uneingeschrankten Bestdtigungsvermerk.

Ab dem Jahresabschluss 2021 beauftragte die Arztekammer fiir Wien nach zehn
Jahren —im Sinne einer externen Rotation — ein anderes Wirtschaftsprifungsunter-
nehmen mit der Prifung.>?

Der RH anerkannte, dass die Arztekammer fir Wien freiwillig jahrlich ein Wirt-
schaftsprifungsunternehmen beauftragte, den Jahresabschluss sowohl der
Kammerverwaltung als auch des Wohlfahrtsfonds unter Einbeziehung der Buchfih-
rung gemal §§ 269 ff. Unternehmensgesetzbuch zu prifen. Der RH verwies darauf,
dass die Arztekammer fiir Wien erst nach zehn Jahren ein anderes Wirtschaftsprii-
fungsunternehmen mit der Prifung des Jahresabschlusses beauftragte.

Er empfahl der Arztekammer fiir Wien, bei mehrjahriger Betrauung eines Wirt-
schaftsprifungsunternehmens mit der Prifung der Jahresabschlisse der Kammer-
verwaltung und des Wohlfahrtsfonds langstens nach sieben Jahren eine Rotation
vorzunehmen.

Siehe Punkt 14.3.6 im vom Bundeskanzleramt herausgegebenen Bundes—Public Corporate Governance
Kodex 2017 (B—PCGK 2017) —demnach war eine solche Rotation nach Prifung von sieben aufeinanderfolgen-
den Geschéftsjahren vorgesehen.
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Schlussempfehlungen

Zusammenfassend empfahl der RH der Arztekammer fir Wien:

(1)

Moglichst viele weibliche Kammerangehorige waren flir eine Teilnahme
am Coaching—Programm ,Arztinnen@Kammer“ und eine Kandidatur bei
der Arztekammerwahl zu motivieren. Bei der Bestellung von Referentinnen
und Referenten durch den Kammervorstand ware auf ein ausgewogenes
Geschlechterverhdltnis zu achten. (TZ 4)

Angesichts des im Zeitraum 2017 bis 2022 héheren Anstiegs der Aufwendun-
gen im Vergleich zum Anstieg der Ertrage, angesichts des Jahresfehlbetrags
im Jahr 2021 und des knappen Uberschusses im Jahr 2022 wére verstarkt auf
eine wirtschaftliche Fiihrung der Kammerverwaltung zu achten. (TZ 5)

Die Kammerumlage fir die Finanzierung der Umlagenverpflichtung gegen-
ber der Osterreichischen Arztekammer wére kiinftig so zu bemessen, dass
der Ertrag im mehrjdhrigen Durchschnitt etwa dem Aufwand entspricht.
(TZ 6)

Aus Grinden der Transparenz gegenlber den Kammerangehorigen waren
Rahmenbedingungen fir die Mittelverwendung aus dem Kampf— und Akti-
onsfonds festzulegen und die Mittelverwendung im Jahresvoranschlag zu
budgetieren. (TZ 7, TZ 14)

Die Aufwendungen fir Organe waren innerhalb des Jahresabschlusses der
Kammerverwaltung transparent auszuweisen; daflir ware eine gemeinsame
Aufwandsgruppe zu erwéagen. (TZ 7)

Die Aufteilung des Aufwands fiir Personal und fir Organe zwischen Kammer-
verwaltung und Wohlfahrtsfonds wére in den Jahresabschliissen der Arzte-
kammer fir Wien transparent offenzulegen. (TZ 7)

Die Teilung der pauschalierten Betrage in Funktionsgebihren und Auslagen-
ersatze ware einzustellen. (TZ 8)

Eine Mustervorlage fir die jahrlichen Tatigkeitsberichte der Referate der
Arztekammer fiir Wien ware vorzugeben. (TZ 8)

Die Arbeitsdokumente der Referate der Arztekammer fir Wien wéren zentral
zu speichern, um die Nachvollziehbarkeit und kontinuierliche Dokumentation
der Referatstatigkeiten sicherzustellen. (TZ 8)
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(12)

(13)

Die Hohe des flr die Kammerverwaltung gebotenen Vermdgens ware festzu-
legen. Weiters wéaren eine Strategie und eine Richtlinie zur Veranlagung des
Kammervermaogens zu beschlieBen und darin zumindest die Art und Hohe
der Veranlagungen und die Risikostreuung vorzugeben. (TZ 9)

Die Organisation des Kammeramts ware im Hinblick auf die teils geringen
Fihrungsspannen und die doppelte Leitung der Rechtsabteilung auf Syner-
giepotenziale zu prifen. (TZ 10)

Es ware zu prifen, ob es neben der hohen Teilzeitquote unter den weiblichen
Bediensteten weitere Ursachen fiir den Gender Pay Gap gab, und gegebenen-
falls Malkinahmen dagegenzusetzen. (TZ 10)

In die Personalplanung wiaren strategische Uberlegungen zum Personalbe-
darf aufzunehmen; dies mit dem Ziel, die internen Leitungsstrukturen zu opti-
mieren, die erforderlichen Ressourcen fiir wichtige Projekte sicherzustellen
sowie Uberstundenleistungen zu reduzieren. (TZ 11)

Pramien waren kinftig ausschlielich auf Grundlage eines Pramiensystem zu
gewdhren, das zumindest Hohe, Grund und Haufigkeit der Pramie festlegt.
(TZ 11)

Eine Regelung Uber den Verfall von Urlaubsansprichen ware zu beschlielzen.
Urlaubsersatzleistungen wéaren zu vermeiden und stattdessen Malknahmen
vorzusehen, die vorrangig die Inanspruchnahme von Urlaub ermoglichen.
(1212)

Allfallige Nebenbeschaftigungen wdren regelmalig bei allen Bediensteten
abzufragen, eine vollstandige Dokumentation der Nebenbeschaftigungen in
den Personalakten ware sicherzustellen und hierfiir gegebenenfalls Erklarun-
gen nachzufordern. (TZ 13)

Eine Ubergeordnete Strategie fir Offentlichkeitsarbeit wére zu entwickeln.
Darin waren Ziele, Zielgruppen und MalRnahmen zur Zielerreichung zu defi-
nieren und Vorkehrungen fir Krisenkommunikation zu treffen. (TZ 14)

Medienschaltungen wéaren nur in jenem Umfang durchzufihren, in dem sie
sachlich geboten sind, und es sollte insbesondere die Mdglichkeit kosten-
glinstigerer alternativer Formen der Kommunikation mit der Offentlichkeit
genutzt werden. (TZ 14)
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(22)

Eine Beteiligungspolitik ware zu beschlieen und darin schriftlich festzule-
gen, welche Aufgaben der Arztekammer fiir Wien bzw. ihrer Kurien sich unter
welchen Voraussetzungen fir die Wahrnehmung in einer ausgelagerten
Gesellschaft eignen und in welcher Form diese erfolgen soll. (TZ 15)

Zusatzlich zur Erstellung einer Beteiligungspolitik wére kinftig darauf zu
achten, nicht dieselbe externe Person mit der strategischen Beratung und
operativen Tatigkeiten zu betrauen. Dies, um Anreize zu vermeiden, dass die
Beratung den Interessen des Auftraggebers entgegensteht. (TZ 15)

Fir die Beteiligungen der Arztekammer fiir Wien und jene ihrer Kurien wére
ein Beteiligungsmanagement einzurichten, um Uber laufende Informationen
Uber die verfolgten Ziele, Risiken, die Unternehmenslage und —entwicklung
sowie den Stand der Zielerreichung zu verfligen. Dies mit dem Ziel, die Eigen-
tumerrolle aktiv wahrnehmen, Risiken steuern und die Kammerangehorigen
informieren zu kénnen. (TZ 16)

Fir die mit dem Beteiligungsmanagement betrauten Stellen waren Richtlinien
bzw. Leitfaden mit Standards, insbesondere zum Berichtswesen, auszuarbei-
ten und darin die Grundzlge fir eine effiziente und wirksame Aufgabenwahr-
nehmung festzulegen. (TZ 16)

Bei der Anpassung der Beitrage und Leistungen waren weiterhin die langfris-
tige Stabilitdt des Wohlfahrtsfonds unter Wahrung der Generationengerech-
tigkeit und ein ausgewogenes Beitrags—Leistungs—Verhaltnis sicherzustellen.
(T2 18)

Es ware darauf zu achten, dass ausreichend liquide Mittel — ohne Realisie-
rung von Veranlagungsverlusten — zur Verfligung stehen, wenn kinftig auszu-
zahlende Leistungen nicht mehr durch eingenommene Beitrage gedeckt sind.
(TZ 18)

Die fur die Stabilitat des Versorgungssystems mafRgeblichen Parameter waren
weiterhin in regelmaRigen Abstanden detailliert zu analysieren —insbeson-
dere das kiinftige Verhaltnis zwischen Beitragszahlenden und Pensionsbezie-
henden sowie die voraussichtlich erzielbare Verzinsung des Vermogens — und
daraus folgend die erforderliche Anpassung von Beitrdgen und Leistungen
abzuleiten. (TZ 19)

Bezogen auf das Umlageverfahren des Wohlfahrtsfonds ware zu prifen, ob
sich Entscheidungen Uber notige Beitragserhéhungen und mégliche Leis-
tungserhéhungen am versicherungsmathematisch ermittelten Deckungsgrad
orientieren kénnten. (TZ 19)
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(27)

(31)

Bei der Asset Allokation des Wohlfahrtsfonds waren langerfristige strategi-
sche Festlegungen zu treffen und darin das Veranlagungsrisiko zu definie-
ren. Die Arztekammer fir Wien sollte die strategischen Festlegungen von den
kurzfristigen taktischen Festlegungen trennen und die Veranlagungsrichtli-
nien entsprechend konkretisieren. (TZ 20)

Zur nachhaltigen Sicherung des Vermogens des Wohlfahrtsfonds ware die
Marktsituation weiterhin genau zu analysieren, um zeitnah auf Marktveran-
derungen reagieren zu kénnen. (TZ 21)

Der tatsachliche Wert der Immobilien wére in Anlehnung an das Prinzip der
kaufmannischen Vorsicht zum Stichtag anzusetzen. (TZ 21)

Unter Zuziehung von einschlagiger unabhangiger Expertise ware regelma-
Rig zu bewerten, ob das Overlay—-Management noch der gegenwaértigen bzw.
zukinftigen Markterwartung entspricht. (TZ 22)

Bei der Berechnung der Rendite einer Immobilie wéaren kinftig nicht nur die
Potenziale fir die Steigerung der Mietertrage, sondern auch die Aufwen-
dungen fir allfallige Sanierungen einzuberechnen und die Richtlinie fir den
Erwerb von Immobilien entsprechend anzupassen. (TZ 23)

Eine Entscheidung Uber einen maximalen strategischen Immobilienan-
teil ware herbeizufihren und dieser in die Anlagerichtlinien aufzunehmen.
(TZ 23)

Kriterien fir den Ankauf von Immobilien, z.B. Obergrenzen fir den Ankaufs-
wert einzelner Immobilien, flir kreditfinanzierte Immobilien oder fir die
Zuldssigkeit komplexer Projekte, waren —mit dem Ziel, das mit einzelnen
Immobilien verbundene Risiko zu verringern — festzulegen. (TZ 23)

Das Controlling des externen Fondsverwalters ware engmaschig fortzusetzen,
die Arbeiten am Handbuch Uber die Vorgaben des Verwaltungsausschusses
als Grundlage fir die Vertragserfillung waren zigig weiterzufihren und zur
Verringerung der Abhangigkeiten Prozessanalysen durchzufihren. Die Risiko-
analysen waren weiterzufihren, um auf Basis von aktuellen Informationen
und bei neu auftretenden Schwierigkeiten bei der Leistungserfiillung zeitnah
reagieren zu kdnnen. (TZ 24)

Eine valide Berechnungsgrundlage fir die Aufteilung des Sachaufwands
zwischen Kammerverwaltung und Wohlfahrtsfonds ware zu erarbeiten.
(TZ 25)
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(39)

Auf Basis der im Handbuch Uber die Vorgaben des Verwaltungsausschusses
dokumentierten Prozesse ware auch eine Analyse der Risiken zu erstellen, die
mit der operativen Abwicklung der Prozesse verbunden sind. (TZ 26)

Fir die Durchfiihrung von regelmaRigen, dokumentierten Kontrollen durch
den externen Fondsverwalter ware zu sorgen —insbesondere auch bei der
Abwicklung der Kammerumlage. (TZ 26)

Die bereits laufenden Bestrebungen zur Einrichtung eines Internen Kontroll-
systems (IKS) fir die Kammerverwaltung waren fortzufiihren, die erforder-
lichen Personalressourcen zur Verflgung zu stellen und die Einrichtung
zeitnah abzuschlieRen. (TZ 26)

Bei mehrjahriger Betrauung eines Wirtschaftsprifungsunternehmens mit der
Priufung der Jahresabschlisse der Kammerverwaltung und des Wohlfahrts-
fonds wére langstens nach sieben Jahren eine Rotation vorzunehmen. (TZ 27)
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Wien, im Oktober 2024
Die Prasidentin:

Dr. Margit Kraker












	_Ref139960480
	_Ref143166178
	_Ref144932153
	_Ref138155580
	_Ref142397377
	_Ref142397426
	_Ref138275767
	_Ref138445976
	_Ref138950922
	_Ref138951039
	_Ref139960878
	_Ref138951151
	_Ref138951295
	_Ref139960547
	_Ref139960574
	_Ref139385220
	_Ref138964791
	28
	TZ 27
	27
	TZ 26
	26
	TZ 25
	25
	TZ 24
	24
	TZ 23
	23
	TZ 22
	22
	TZ 21
	21
	TZ 20
	20
	TZ 19
	19
	TZ 18
	18
	TZ 17
	17
	TZ 16
	16
	TZ 15
	15
	TZ 14
	14
	TZ 13
	13
	TZ 12
	12
	TZ 11
	11
	TZ 10
	TZ 9
	9
	TZ 8
	8
	TZ 7
	7
	TZ 6
	6
	TZ 5
	5
	TZ 4
	4
	TZ 3
	3
	TZ 2
	2
	1
	10
	Abkürzungsverzeichnis
	Prüfungsziel
	Kurzfassung
	Zentrale Empfehlungen
	Zahlen und Fakten zur Prüfung
	Prüfungsablauf und –gegenstand
	Grundlagen
	Landesärztekammern als Selbstverwaltungskörper
	Aufgaben und Organe
	Kammerangehörige

	Gebarung der Kammerverwaltung
	Ergebnis
	Erträge
	Aufwendungen
	Aufwendungen für Organe
	Kammervermögen

	Personal des Kammeramts
	Personalstruktur und Kammeramtsorganisation
	Personalaufwand
	Resturlaube und Urlaubsrückstellung
	Nebenbeschäftigungen

	Öffentlichkeitsarbeit
	Beteiligungen
	Überblick und Entwicklung
	Beteiligungsmanagement

	Wohlfahrtsfonds
	Rückblick
	Aktuelle wirtschaftliche Lage
	Prognose der künftigen Entwicklung
	Vermögen des Wohlfahrtsfonds
	Verwaltung der Beiträge und Leistungen

	Kontrolle
	Internes Kontrollsystem
	Prüfung der Jahresabschlüsse

	Schlussempfehlungen
	Tabelle 1:	Kammerangehörige 
	Tabelle 2:	Gebarung der Kammerverwaltung 
	Tabelle 3:	Erträge der Kammerverwaltung
	Tabelle 4:	Aufwendungen der Kammerverwaltung
	Tabelle 5:	Kampf– und Aktionsfonds
	Tabelle 6:	Personalaufwand der Ärztekammer für Wien
	Tabelle 7:	Aufwendungen für Organe 
	Tabelle 8:	Anzahl der monatlich dotierten Funktionen
	Tabelle 9:	Funktionen laut der Diäten– und Reisegebührenordnung (DRGO) mit einer monat­lichen Dotierung über 3.000 EUR
	Tabelle 10:	Vermögen der Ärztekammer für Wien
	Tabelle 11: 	Personalaufwand und Anzahl der Bediensteten der Ärztekammer für Wien
	Tabelle 12:	Aufwendungen für Prämien der Ärztekammer für Wien
	Tabelle 13: 	Resturlaube und Urlaubsrückstellungen
	Tabelle 14: 	Gebarung des Wohlfahrtsfonds der Ärztekammer für Wien
	Tabelle 15:	Anzahl der Beitragszahlenden und der Pensionsbeziehenden im Wohlfahrtsfonds
	Tabelle 16:	Anteil der Anlageklassen am veranlagten Vermögen des Wohlfahrtsfonds
	Tabelle 17:	Veranlagtes Vermögen des Wohlfahrtsfonds 
	Tabelle 18:	Erlöse und Aufwendungen aus den Immobilien der Ärztekammer für Wien
	Abbildung 1:	Kammerverwaltung und Wohlfahrtsfonds der Ärztekammer für Wien im Überblick
	Abbildung 2:	Organe der Landesärztekammern gemäß § 73 Ärztegesetz 1998
	Abbildung 3:	Entwicklung der Beteiligungen der Ärztekammer für Wien
	Abbildung 4: 	Beitragszahlende und Pensionsbeziehende des Wohlfahrtsfonds bis 2073 
	Abbildung 5:	Rendite des Wohlfahrtsfonds mit und ohne Neubewertung der Immobilien sowie des Masterfonds

